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Wirtschaftsvertreter fordern Tempo und konkretes Handeln nach Kabinettsklausur



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 20:31 Uhr 

 Ob Joggen vor 7 Uhr oder große Reformpläne - die Kabinettsklausur in Schloss Neuhardenberg sollte Tatkraft ausstrahlen. Denn vor allem die Wirtschaft wird ungeduldig. Die Regierung muss schnell ins Handeln kommen. 

 Es ist früh morgens, noch vor 7 Uhr, da trainieren die Kabinettsmitglieder schon. Die einen, wie Gesundheitsminister Carsten Linnemann (CDU), gehen joggen, die anderen, wie Finanzminister Lars Klingbeil (SPD), fahren eine Runde mit dem Rennrad. Das Signal: Wir wollen fit sein für das, was da kommt. Der Herbst wird arbeitsreich und die Koalition setzt sich in der Klausur in Neuhardenberg schon selbst Deadlines. 

 Sehr bald werden die Menschen die Grundausrichtung der Politik sehen, verspricht Kanzler Friedrich Merz. "Ich gebe zu, ich habe es ein bisschen unterschätzt, dass es länger dauert", gesteht er ein. Als Ergebnis der Klausur werden dann einfach viele Termine genannt. Dass sich am Ende des Jahres viele Ergebnisse sehen lassen können. Dass bis zum Herbst die Rentenreform wirklich kommen soll, in zwei Teilen. 

 26.08.2026 

 Der Kanzler sieht eine wirtschaftliche Erholung im Land - und fordert, den "Missmut abzuschütteln". mehr 

 Das Streitthema, das Ende der abschlagsfreien Rente nach 45 Beitragsjahren, versucht Merz mit den Worten zu beenden: "Wir sind uns einig, dass wir alle Anreize zur Frühverrentung beenden müssen, und dabei muss es auch bleiben." Er werde mit den ostdeutschen Ministerpräsidenten, die dagegen sind, nochmal sprechen. Das sei kein Ost-West-Thema und man werde auch nochmal über Härtefälle sprechen. 

 Merz versucht damit eine wochenlange Debatte, die auch den Landtagswahlkampf in Ostdeutschland bestimmt, einzufangen. Doch der Unmut wächst, weil noch kein konkretes Gesetz vorliegt. Also müssen sie schneller werden, in dem Fall Arbeitsministerin Bärbel Bas (SPD) und ihr Ministerium. 

 26.08.2026 

 Soll der Umgang mit der Klimakrise ins Grundgesetz oder nicht? Ein zentrales Thema bei der Kabinettsklausur. mehr 

 Auch Finanzminister Klingbeil spricht gerne von "schneller laufen", wenn es um die Reformen geht, und stellt seine geplante Einkommensteuerreform ins Schaufenster. Auch darüber wurde in den vergangenen Monaten hinter den Kulissen viel diskutiert, einige Abgeordnete der Union stellten viele Punkte wieder in Frage. Für die schwarz-rote Koalition ist es gerade ein Wettlauf gegen die Zeit, gegen selbst gesetzte Deadlines, und der Druck ist da, ob sie es auch wirklich schaffen. 

 Für Vize-Kanzler Klingbeil und Umweltminister Schneider ging es aufs Rennrad. 

 Die Ungeduld wächst in der Wirtschaft und auch in der Bevölkerung, dass die eigentlich schon beschlossenen Reformen bald umgesetzt werden. "Die Stimmung in der Wirtschaft ist schlecht", betont Jörg Diettrich, Präsident des Zentralverbandes des Handwerks, gegenüber dem ARD-Hauptstadtstudio immer wieder. Vor allem die hohen Lohnnebenkosten belasteten die Handwerksbetriebe sehr, das habe er auch den Regierungsmitgliedern im Gespräch gesagt. Eine Lösung gebe es dafür nicht, die Kabinettsmitglieder sehen aber die Sorgen. 

 25.08.2026 

 Im Fokus der Klausur steht die deutschen Wettbewerbsfähigkeit - und die Überwindung der Differenzen zwischen Union und SPD. mehr 

 Der Kanzler hingegen versucht, eine Vision von Wirtschaftswachstum zu zeichnen. 2027 werde man die Chance haben, eine 1 vor dem Komma wieder zu sehen, was die Entwicklung des Bruttoinlandprodukts angeht, sagt Merz. Was nach dem Komma stehen würde, das wisse er nicht. 

 Handwerkspräsident Diettrich warnt hingegen: "Der Geschäftsklimaindex im Handwerk nähert sich der Corona-Zeit an. Das sagt alles". Man bräuchte endlich einen Stimmungsumschwung, konkretes Handeln. "Der Stimmungsumschwung, der wird nicht alleine durch eine Pressekonferenz kommen, dazu ist konkretes Handeln nötig", sagt Diettrich. 

 25.08.2026 

 Der Herbst mit großen Reformpaketen werde arbeitsreich, sagt Kanzleramtschefin Warken in den tagesthemen. mehr 

 Umso mehr betonen Klingbeil, Merz und auch Innenminister Alexander Dobrindt (CSU), dass es doch keinen Streit in der Koalition gebe, sondern ein gemeinsames Handeln. 

 Kein Streit bei der Linie, wie und ob man eine Zuckersteuer einführen will. Zuletzt kursierte ein nicht geeintes Papier über die Zuckersteuer auf zuckerfreie Getränke. Fachliche Erwägungen als Streit hochzujatzen, halte der Kanzler für "Unfug". "Kein Streit, Punkt", sagt er. "Kein Streit", antwortet der Kanzler einfach so auch auf eine andere Nachfrage - ohne sich womöglich noch wirklich an die Frage des Journalisten zu erinnern. 

 Die Idylle des Schlosses Neuhardenberg soll wirken. Die Vision der Zukunft Deutschlands soll wirken. Zumindest ein Ergebnis der Klausur gibt es: Die Kabinettsmitglieder wollen wieder nach Neuhardenberg kommen. 

 Dieses Thema im Programm: 

 25.08.2026 • 12:16 Uhr 

 21.08.2026 • 05:31 Uhr 

 10.08.2026 • 05:00 Uhr 

 06.07.2026 • 04:45 Uhr 



Stärke der AfD in Sachsen-Anhalt: "Der Osten ist eher das Normal"



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 18:07 Uhr 

 Kurz vor der Wahl in Sachsen-Anhalt führt die AfD die Umfragen klar an. Parteienforscher Höhne sieht darin keinen ostdeutschen Sonderfall, benennt aber eine historische Spur und ein Szenario für den Fall der Regierungsübernahme. 

 Am 6. September wählt Sachsen-Anhalt einen neuen Landtag. Umfragen sehen die AfD bei 42, die CDU bei 22 Prozent. Warum die Partei gerade hier so stark ist, hat mdr Sachsen-Anhalt den Parteienforscher Benjamin Höhne von der TU Chemnitz gefragt, der lange in Sachsen-Anhalt gearbeitet hat. 

 Ein typisch ostdeutsches Problem sei es nicht, sagt Höhne, sondern eines aller westlichen Demokratien, im Westen nur schwächer ausgeprägt. "Insofern kann man sagen: Der Osten der Republik ist eher das Normal und der Westen eher die Abweichung, weil dort das etablierte Parteiensystem noch stabiler ist, die Zivilgesellschaft resilienter ist und sie rechten Umtrieben mehr entgegensetzen konnte und kann, als im Osten." 

 26.08.2026 

 In der letzten ARD-Umfrage vor der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt liegt die AfD deutlich vorn. mehr 

 Als eine Ursache nennt Höhne die Krise der repräsentativen Demokratie: "Rechtspopulismus und Rechtsextremismus reagieren darauf, aber nicht, um Probleme zu lösen, sondern um sie zu verschärfen." Dazu kämen düstere Zukunftserwartungen: "Die Angst vor dem, was da kommt, die vielfältigen Krisen, mit denen die Menschen klarkommen müssen, zugleich Zweifel, ob der demokratische Staat noch ausreichend zur Problemlösung in der Lage ist. Da flüchten sich viele zu Rechtsaußenparteien und fallen autoritären Versprechen anheim." 

 Der Sachsen-Anhalt-Monitor 2025 zeigt diesen Widerspruch: 90 Prozent sind mit ihrem Leben zufrieden, der Zukunft des Landes trauen nur 17 Prozent etwas zu. Hinzu komme die Strukturschwäche des Landes, sagt Höhne, abgebaute Arbeitsplätze, gescheiterte Ansiedlungen wie Solar Valley, dem Industriestandort in Bitterfeld-Wolfen. Der Vertrauensvorschuss für die Westparteien sei nach 1990 entsprechend gering ausgefallen. 

 FAQ 06.08.2026 

 Umfragen deuten auf ein starkes Abschneiden der AfD hin - und eine schwierige Regierungsbildung. mehr 

 Die AfD knüpft an eine ältere Geschichte an. "Dort, wo rechtsextreme Parteien in der Vergangenheit stark waren, zeigt sich in der Regel auch eine überproportional hohe Zustimmung zur AfD", sagt Höhne. "In Sachsen-Anhalt kann man auf das Ergebnis der DVU von knapp 13 Prozent im Jahr 1998 zurückblicken, als diese Retortenpartei von Gerhard Frey aus München aus dem Stand in den Landtag einzog." 

 Die Wahlanalysen von damals zeigen weitere Parallelen. Die DVU hatte keine Ortsverbände, dafür eine von Frey finanzierte Plakat- und Briefkampagne, mit der sie gezielt alle Jung- und Erstwähler anschrieb. Bei den 18- bis 24-Jährigen kam sie auf gut 25 Prozent. Heute läuft dieselbe Ansprache über TikTok: Spitzenkandidat Ulrich Siegmund ist dort der reichweitenstärkste deutsche Politiker. Bei den ostdeutschen Landtagswahlen 2024 war die AfD bei den Jungwählern jeweils stärkste Kraft. 

 In AfD-Chats ist von "Wende 2.0" die Rede, Siegmund spricht davon, Geschichte zu schreiben. Treibt dieses Narrativ die Partei an? Höhne sieht darin keine Erfindung der AfD: "Die identitätspolitischen Debatten um ostdeutsche Identität und um Identität in Sachsen-Anhalt gehen weiter zurück. Was die AfD versucht, ist, diese für sich zu nutzen." Damit stehe sie in einer Traditionslinie zur PDS, der SED-Nachfolgepartei, die sich in den 1990er-Jahren als ostdeutsche Interessenvertretung verstand. 

 Dasselbe sei es aber nicht: "Die AfD ist ein gesamtdeutsches Phänomen. Wenn man zur AfD in die westlichen Bundesländer geht, wird man viel weniger oder gar nichts über ostidentitätspolitische Debatten hören." Auch die heutige Linke ist längst eine gesamtdeutsche Partei. 

 Einen ostdeutschen Sonderweg innerhalb der AfD erkennt Höhne nicht: "Die Gemeinsamkeiten sind am Ende des Tages stärker als die Differenzen. Die AfD befindet sich auf Rechtsaußenkurs, und der wird von den ostdeutschen Landesverbänden vorangetrieben, unter anderem von Sachsen-Anhalt." Der Kern seien sind die Flügel-Leute um Björn Höcke in Thüringen. 

 07.08.2026 

 Die sächsische Reporterin Manuela Müller beobachtet den Rechtsruck bei ostdeutschen Jugendlichen mehr 

 Übernimmt die AfD in Magdeburg die Regierung, rechnet Höhne mit einem Professionalisierungsschub, auf den auch andere Landesverbände schauen würden. "Sie hat schon angekündigt, dass sie Spitzenbeamte auswechseln möchte. Da kursierten Zahlen von 150 bis 200 Personen." 

 Darauf arbeitet die Partei seit Jahren hin: 2025 gründete sie in Berlin die "Schwarz-Rot-Gold Akademie GmbH", die Personal für Politik und Verwaltung schult. Ein weiterer Unterschied zur DVU, deren Fraktion sich nach 1998 in Skandalen selbst zerlegte. 

 Das beherrschende Thema werde der Kulturkampf sein, weniger Migration oder Wirtschaft: "Öffentlich-rechtlicher Rundfunk, Zivilgesellschaft, Demokratieprojekte, Universitäten, also da, wo Landeskompetenz vorliegt, da wird die AfD versuchen, im Sinne ihrer Rechtsaußen-Ideologie tätig zu werden." 

 Wirtschaftlich erwartet er eher Einbußen: "Internationale Unternehmen oder Unternehmer, die Interesse haben, nach Sachsen-Anhalt zu kommen, werden eher einen Bogen um das Land machen, weil sie befürchten müssen, persönlichen Angriffen ausgesetzt zu sein." 

 21.08.2026 

 Nachrichten, Hintergründe und Analysen: Auf dieser Seite finden Sie alle wichtigen Informationen zur Landtagswahl in Sachsen-Anhalt am 06.09.2026 auf einen Blick. mehr 

 Dieses Thema im Programm: 

 Analyse 24.08.2026 • 06:00 Uhr 

 21.08.2026 • 05:31 Uhr 

 Reportage 15.08.2026 • 08:26 Uhr 

 29.07.2026 • 05:18 Uhr 



Nach Kabinettsklausur: Merz fordert eine "neue Zuversicht"



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 14:34 Uhr 

 Kanzler Merz will nach der schwarz-roten Kabinettsklausur ein Signal des Aufbruchs senden: Deutschland müsse den "Missmut abschütteln". Zugleich verweist er auf erste Anzeichen einer wirtschaftlichen Erholung. 

 Zwei Tage lang hat das schwarz-rote Kabinett auf Schloss Neuhardenberg getagt. Dabei habe man laut Bundeskanzler Merz "ein Zukunftsbild unseres Landes" entworfen. Das Deutschland von morgen sei "optimistisch und zuversichtlich", sagte der CDU-Politiker bei der abschließenden Pressekonferenz und forderte von der Politik und der Bevölkerung: "Wir müssen den weit verbreiteten Missmut abschütteln, der unser Land lähmt." Merz gab auch sogleich die Richtung vor: "Raus aus dem Misstrauen, hinein in eine neue Zuversicht." 

 Man habe bei der Klausur über die Aufgaben der nächsten Wochen und Monate gesprochen und "sehr offen diskutiert, sehr konstruktiv und, ich muss sagen, in einer ausgesprochen guten kollegialen Stimmung". 

 26.08.2026 

 Soll der Umgang mit der Klimakrise ins Grundgesetz oder nicht? Ein zentrales Thema bei der Kabinettsklausur. mehr 

 Zum Optimismus gehört offenbar auch eine wirtschaftliche Erholung im Land - der Kanzler sprach in diesem Zusammenhang zumindest von positiven Signalen. "Wir haben drei Jahre der Rezession hinter uns und nun wachsen wir wieder - trotz Krieg am Golf, in der Ukraine, trotz der Handelskonflikte." 

 Die deutsche Wirtschaft steckt in einer langen Schwächephase. Infolge des Iran-Kriegs und Preissprüngen bei Öl und Gas wird auch in diesem Jahr nur mit einem Mini-Wachstum gerechnet. Zuletzt mehrten sich aber die Anzeichen, dass die wirtschaftliche Lage besser wird - worauf nun auch Merz hinwies. Der Geschäftsklimaindex sei im August überraschend stark gestiegen, die Wirtschaft wachse bereits im dritten Quartal mit guten Werten. Die Voraussagen für das Jahr 2027 würden nach oben korrigiert. 

 Es gebe zudem beeindruckende Zahlen von Neugründungen. Auch traditionelle Firmen "trauen sich auch wieder etwas", betonte Merz. "Ohne Arbeit und Wachstum ist alles nichts. Deswegen: volle Konzentration auf Wachstum, auf Arbeitsplätze und auf Innovation." 

 Auch Vizekanzler und Bundesfinanzminister Lars Klingbeil betonte, wie wichtig die Konzentration auf Innovation und Zukunftstechnologien sei. "Wir wollen, dass Deutschland wieder an die Spitze gebracht wird, technologisch, aber auch wirtschaftlich", sagte der SPD-Vorsitzende. Entscheidend sei es, dass die "Jobs der Zukunft" in Deutschland entstünden und "dass wir unabhängiger und souveräner werden, damit nicht in Washington und nicht in Peking über unsere Zukunft entschieden wird". 

 Gleichzeitig mahnte Klingbeil zur Geschlossenheit innerhalb der Koalition. Er traue der Bundesregierung zu, das Land durch Investitionen und Reformen aus der schwierigen wirtschaftlichen Lage herauszuholen. "Aber klar muss eben auch sein: Wir brauchen eine Geschlossenheit. Alle in dieser Koalition wollen das Land voranbringen und wir müssen dafür die Dinge, die wir auf den Weg gebracht haben, gemeinsam umsetzen." 

 19.08.2026 

 Die Forderung der SPD und ihr Aktionsplan gegen Hitze sind bei der Union bislang auf Skepsis gestoßen. mehr 

 Ein wichtiges Thema bei der Klausur war nach Angaben des Bundeskanzlers der Hitzeschutz im Land. Beschlüsse habe es dabei - wie geplant - nicht gegeben. "Wir werden aus dem Hitzesommer 2026 Lehren ziehen", versprach Merz. Das soll insbesondere die Vorsorge mit Blick auf Waldbrände, die Ausstattung der Feuerwehren und der weiteren Hilfsorganisationen betreffen, aber auch die Folgen des Klimawandels für die Gesundheitsprävention, für den Verkehr sowie die Land- und die Forstwirtschaft. 

 Zusätzliches Geld für den Hitzeschutz soll es allerdings nicht geben. "Es mangelt uns nicht an Programmen und es mangelt nicht an Geld", betonte Merz. Die Länder, die hauptsächlich mit dem Hitzeschutz betraut seien, hätten aus dem Sondervermögen 100 Milliarden Euro erhalten, die sie nach eigenem Ermessen investieren könnten, so der Bundeskanzler. 

 Auf Bundesebene seien zuletzt 300 Maßnahmen zum Klimaschutz beschlossen worden. Bestehende Programme zum Klimaschutz sollten geprüft und besser verzahnt werden, Hürden für Anträge und Befristungen abgebaut werden und alles transparenter gestaltet werden, sagte Merz. Man wolle wissen, wo die Länder Geld vom Bund investierten. 

 Dieses Thema im Programm: tagesschau24 | Nachrichten | 26.08.26 | 12:45 Uhr
Das Erste | tagesschau | 26.08.2026 | 14:00 Uhr 

 25.08.2026 • 22:08 Uhr 

 25.08.2026 • 12:00 Uhr 

 17.08.2026 • 09:25 Uhr 

 Video 26.08.2026 • 14:00 Uhr 

 Video 26.08.2026 • 15:00 Uhr 

 Video 26.08.2026 • 16:00 Uhr 



Bundesregierung berät auf Kabinettsklausur über Klimakrise und Reformen



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 10:38 Uhr 

 Die Wirtschaft drängt, die Reformvorhaben türmen sich, und beim Thema Klimawandel sind Union und SPD uneins. Viel Gesprächsstoff für den zweiten Tag der Kabinettsklausur. Dennoch zeigen sich beide Koalitionspartner optimistisch - und kämpferisch. 

 Die Bundesregierung setzt heute ihre Kabinettsklausur in Schloss Neuhardenberg fort. Dabei wollen Union und SPD vor allem über die Klimakrise und deren Folgen wie extreme Hitze und Dürre beraten. 

 Am Mittag wollen dann Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU), Vizekanzler und Bundesfinanzminister Lars Klingbeil (SPD) und Bundesinnenminister Alexander Dobrindt (CSU) über die Ergebnisse informieren. 

 25.08.2026 

 Im Fokus der Klausur steht die deutschen Wettbewerbsfähigkeit - und die Überwindung der Differenzen zwischen Union und SPD. mehr 

 Zentrales Thema bei den Beratungen sind aber auch heute weiter die Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland und die dafür notwendigen Reformen. Zuletzt mehrten sich etwa Forderungen aus der Wirtschaft, die Beschlüsse müssten schnell kommen und spürbar sein. Zudem stehen im September Wahlen in drei Bundesländern an. 

 Daher drückt die schwarz-rote Koalition aufs Tempo und will ihre Reformpläne trotz aller Widerstände bis zum Jahresende durchsetzen. "Wir müssen die sozialen Sicherheitssysteme fit machen, dazu gehört auch eine Rentenreform", sagte Bundesfinanzminister Klingbeil nach dem ersten Tag der Kabinettsklausur am Abend im heute journal des ZDF. Klar sei aber auch: "Im Detail werden wir diskutieren", betonte der Vizekanzler. 

 Klingbeil sagte weiter, es gehe auch darum, Vertrauen zu schaffen. Die Vorschläge der Rentenkommission würden umgesetzt, Bundesarbeitsministerin Bärbel Bas (SPD) gehe jetzt mit konkreten Gesetzen an die Umsetzung. Vorschläge der Rentenkommission müssten in der Gesetzgebung konkretisiert werden. "Und das Ziel ist, dass wir bis zum Ende des Jahres ein neues Rentensystem haben." 

 Auch Kanzleramtschefin Nina Warken zeigte sich zuversichtlich, dass die Rentenreform und weitere Vorhaben wie die Reform der Pflegeversicherung und die Neuregelung des Arbeitszeitgesetzes plangemäß auf den Weg gebracht werden. "Das alles wird jetzt kommen, muss jetzt kommen", sagte die CDU-Politikerin in den tagesthemen. "Es wird ein Herbst werden, der sehr arbeitsreich sein wird, aber ich bin guter Dinge", fügte sie hinzu. "Wir haben alle den gemeinsamen Willen, die Dinge jetzt auch auf einen guten Weg zu bringen." 

 Beim Thema Rente habe die sogenannte Alterssicherungskommission sehr gute Ergebnisse vorgelegt. "Das haben wir auch alle so kommentiert seitens der Bundesregierung", sagte Warken. "Und es wäre jetzt schlecht, im Voraus schon einzelne Dinge zu diskutieren oder schon tot zu reden." 

 Die Ergebnisse der Rentenkommission sehen unter anderem die Abschaffung der Rente für "besonders langjährig Versicherte" - oft "Rente mit 63" genannt - vor. Sie ermöglicht es bislang, bei mindestens 45 Beitragsjahren zwei Jahre vor dem Regeleintrittsalter ohne Abschläge in den Vorruhestand zu gehen. Die Abschaffung stößt in Teilen der Koalition auf Ablehnung. 

 25.08.2026 

 Schon 2025 versprach Kanzler Merz einen "Herbst der Reformen" - nun wartet die Wirtschaft auf den großen Wurf. mehr 

 Mit Blick auf die heutigen Beratungen der schwarz-roten Koalition über die Klimakrise warf die Grünen-Chefin Franziska Brantner der Bundesregierung verspätetes Handeln vor. "Dass die Klimakrise Handeln erfordert, wissen wir seit Jahren, nicht erst seit diesem Sommer", sagte sie den Zeitungen des Redaktionsnetzwerks Deutschland (RND). "Über 14.000 Menschen sind laut Robert Koch-Institut bereits an der Hitze gestorben - in Pflegeheimen, in überhitzten Kitas." 

 Brantner fügte hinzu: "Beim Küstenschutz würde niemand auf die Idee kommen, das den Kommunen allein zu überlassen. Beim Hitzeschutz machen wir das seit Jahren. Deshalb gehört Klimaanpassung als Gemeinschaftsaufgabe ins Grundgesetz, mit fünf Milliarden aus dem Sondervermögen und 400 Millionen dauerhaft für die Kommunen." 

 16.08.2026 

 Darin fordern sie auch eine Verfassungsänderung. Der Druck auf den Koalitionspartner Union wächst. mehr 

 Die SPD-geführten Ministerien hatten Mitte August unter dem Eindruck der Hitzewellen dieses Sommers einen Aktionsplan vorgelegt, der die Aufnahme von Klimaschutz als Gemeinschaftsaufgabe von Bund, Ländern und Kommunen ins Grundgesetz fordert. Die Union reagierte eher skeptisch auf die Pläne, die Grünen boten der Koalition dagegen ihre Unterstützung an. 

 Nun legte Unionsfraktionschef Thorsten Frei noch einmal nach und erteilte der Aufnahme von Klimaanpassung und Hitzeschutz ins Grundgesetz eine klare Absage. Dies berge die Gefahr, "dass die eine politische Ebene mit dem Finger auf die andere zeigt und am Ende wenig passiert", sagte Unionsfraktionschef Thorsten Frei im Deutschlandfunk. Er halte das deshalb nicht "für ein zukunftsträchtiges Modell", so der CDU-Politiker. 

 17.08.2026 

 Staatsminister Amthor sieht keine Notwendigkeit für eine Grundgesetzänderung. Zuvor hatten SPD-Ministerien mehr Klimaschutz gefordert. mehr 

 Frei betonte, die deutschen Klimaziele seien im internationalen Vergleich "unglaublich ambitioniert". An den Anstrengungen Deutschlands, diese Klimaziele zügig zu erreichen, könne "überhaupt kein Zweifel bestehen". 

 Der Unionsfraktionschef verwies gleichzeitig auch auf die schwierige Finanzlage des Bundes: Die Haushaltsmittel seien "mehr als begrenzt". Deswegen müssten vor dem Hintergrund einer herausfordernden Wirtschaftslage Prioritäten gesetzt werden. 

 Dieses Thema im Programm: 

 15.08.2026 • 17:55 Uhr 
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 20.06.2026 • 19:42 Uhr 
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Britisches Königshaus: Prinz Harry und Meghan wieder zurück in England



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 15:26 Uhr 

 Der Herzog von Sussex, Harry, und seine Frau, Herzogin Meghan, sind wieder in Großbritannien. Wie die BBC berichtet, landeten sie mit ihren Kindern, Archie und Lilibet, mit einem Privatflugzeug in Birmingham. 

 Mehr als sechs Jahre nach seinem Bruch mit dem britischen Königshaus ist Prinz Harry laut Medienberichten mit seiner Familie in seine Heimat zurückgekehrt. Der 41-Jährige, seine Frau Meghan und ihre Kinder Archie und Lilibet seien mit einem Privatjet im zentralenglischen Birmingham gelandet, berichteten britische Medien wie die BBC und der Telegraph. 

 Erst in der vergangenen Woche waren die überraschenden Umzugspläne des Paares bekannt geworden. 

 20.08.2026 

 Anfang 2020 entschied sich das Paar, die königlichen Pflichten abzugeben und ins Ausland zu ziehen. mehr 

 Die Kinder von Harry und Meghan, Prinz Archie und Prinzessin Lilibet, sollen den Berichten zufolge ab kommender Woche eine Schule in England besuchen. Die Familie will sich demnach an einem Wohnsitz niederlassen, der nicht zum Besitz des britischen Königshauses gehört. Royale Pflichten werden Harry und Meghan nicht wieder übernehmen, wie es weiter hieß. 

 Harry und seine Frau waren Anfang 2020 infolge eines Zerwürfnisses mit der königlichen Familie zunächst nach Kanada, kurze Zeit später dann nach Kalifornien gezogen. Harry erhob unter anderem den Vorwurf, dass Meghan im Palast rassistisch beleidigt worden sei. Das Verhältnis zum Königshaus galt seitdem als äußerst angespannt. 

 Im vergangenen Jahr erklärte Harry dann, dass er sich mit seinem an Krebs erkrankten Vater versöhnen wolle. Im vergangenen Monat kam es dann zu einer Annäherung. Charles III. empfing laut Medienberichten erstmals seit vier Jahren seinen jüngeren Sohn und dessen Familie. Auch Königin Camilla, Harrys Stiefmutter, nahm den Berichten zufolge an dem Treffen teil. 

 Harrys Verhältnis zu seinem älteren Bruder, Thronfolger Prinz William, sowie zu dessen Frau Kate soll weiter zerrüttet sein. Der Grund für den Umzug des Herzogs von Sussex und seiner Familie ist bislang unklar und Anlass von Spekulationen. 

 Dieses Thema im Programm: 

 11.01.2023 • 08:45 Uhr 

 21.08.2026 • 18:00 Uhr 

 22.01.2025 • 17:43 Uhr 

 15.12.2023 • 14:07 Uhr 



Feuer in Naturschutzgebiet: Erster Verdacht zur Brandursache im Hohen Venn



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 12:05 Uhr 

 Etwa 3.000 Hektar wurden durch den Waldbrand im Naturschutzgebiet Hohes Venn zerstört. Nun untersuchen Behörden, ob das Feuer möglicherweise durch eine landwirtschaftliche Maschine ausgelöst wurde. 

 Während die Feuerwehr im Naturschutzgebiet Hohes Venn weiter gegen die Glutnester kämpft, hat die Staatsanwaltschaft in Belgien Ermittlungen wegen fahrlässiger Brandstiftung aufgenommen. Nach ersten Erkenntnissen könnte der Einsatz eines landwirtschaftlichen Geräts das verheerende Feuer verursacht haben, wie aus einer Mitteilung der Behörde hervorgeht. 

 Die Staatsanwaltschaft beauftragte demnach zwei Sachverständige - für Brand- und für Fahrzeugtechnik - mit Untersuchungen. Eine endgültige Ursache stehe aber bisher nicht fest. Die Ermittler gingen mehreren Hypothesen nach. Laut Mitteilung wird es mehrere Monate dauern, bevor die finalen Gutachten vorliegen. 

 Gestern hat die EU-Krisenkommissarin Hadja Lahbib bei einem Besuch des Waldbrandgebiets eine natürliche Ursache ausgeschlossen. Der Brand sei "ganz offensichtlich zu 100 Prozent menschlichen Ursprungs", sagte Lahbib nach Gesprächen mit Brandexperten vor Ort. Lahbib sprach vor Journalisten von "vermutlich unabsichtlichem, unbewusstem" menschlichem Verhalten, das zu dem verheerenden Brand geführt habe. Sobald geklärt sei, was genau das Feuer ausgelöst habe, müssten die Lehren daraus gezogen werden, fügte die Kommissarin hinzu. 

 20.08.2026 

 Einer der größten Waldbrände in Belgiens Geschichte ist nach einer Woche "vollumfänglich" unter Kontrolle. mehr 

 Die Löscharbeiten im Hohen Venn dauern indes an. Während das Feuer im westlichen Teil des Brandgebiets als gebändigt gilt, kämpfen Feuerwehrleute im nördlichen und östlichen Teil des Gebietes noch immer mit Glutnestern. 

 Der Brand gilt als einer der größten in der Geschichte Belgiens. In den vergangenen knapp zwei Wochen zerstörte das Feuer etwa 3.000 Hektar Land und tobte zwischenzeitlich nur wenige Hundert Meter von der deutschen Grenze entfernt. 

 Dieses Thema im Programm: tagesschau.de | Brand im Hohen Venn eventuell durch Landmaschine verursacht | 26.08.2026 | 11:36 Uhr 

 26.08.2026 • 10:38 Uhr 

 19.08.2026 • 16:30 Uhr 

 18.08.2026 • 14:41 Uhr 

 Hintergrund 17.08.2026 • 17:29 Uhr 



Slowakische Polizei vereitelt Anschlag auf Drohnenfabrik



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 25.08.2026 • 17:42 Uhr 

 Improvisiertes Napalm und ein handschriftlicher Plan: In der Slowakei haben Ermittler nach eigenen Angaben einen Anschlag auf eine Drohnenfabrik verhindert. Drei Männer wurden festgenommen - einer von ihnen in Deutschland. 

 Die Polizei in der Slowakei hat nach eigenen Angaben einen möglichen Brandanschlag auf eine Drohnenfabrik verhindert. Wie die Behörden bei Facebook mitteilten, war ein Produktionswerk für unbemannte Flugobjekte im Osten des Landes Ziel der vereitelten Pläne. Zu den Hintergründen war zunächst nichts bekannt, auch den genauen Ort und Namen der Fabrik nannten die Behörden nicht. Unklar war auch, ob in dem Werk Drohnen für die von Russland angegriffene Ukraine gefertigt werden. 

 Zwei Beschuldigte seien in der Slowakei festgenommen worden, ein dritter auf der Grundlage eines europäischen Haftbefehls in Deutschland, hieß es. Ihnen allen drohe nun eine Anklage wegen Gefährdung der Allgemeinheit. 

 In dem Drohnenwerk seien rund 70 Personen beschäftigt, so die Ermittler. Der Wert der Produktionsanlage belaufe sich auf Dutzende Millionen Euro. Die drei Beschuldigten sollen im Auftrag von Dritten gehandelt haben. Nähere Angaben dazu machten die Behörden zunächst nicht. 

 Bei Razzien stellten die Ermittler demnach eine größere Menge an Brandmischung, Werkzeuge, Mobiltelefone sowie einen handschriftlich festgehaltenen Plan sicher. Nach ersten Erkenntnissen habe es sich bei der Brandmasse um improvisiertes Napalm, einer Mischung aus Benzin und Verdickungsmittel, gehandelt. 

 "Falls es zu dem Angriff gekommen wäre, hätten ein umfangreicher Brand, eine Gefährdung von Leben und Gesundheit (der Arbeiter) sowie Sachschäden von großem Umfang gedroht", teilten die Ermittler der Sondereinheit für den Kampf gegen die organisierte Kriminalität (UBOK) mit. Die UBOK hatte Hinweise des slowakischen Nachrichtendienstes SIS und des Militärgeheimdienstes erhalten. 

 Die Slowakei ist Mitglied von EU und NATO und grenzt im Osten an die Ukraine. Regierungschef Robert Fico äußert sich russlandfreundlich und hat staatliche Waffenlieferungen an die Ukraine gestoppt. Die Rüstungsindustrie des Landes boomt - jedoch auch die privaten Rüstungsgeschäfte mit der Ukraine. 

 Wie slowakische Medien berichteten, werden im Osten des Landes in einer Fabrik mit ukrainischen Besitzern Drohnen hergestellt, die 28 Stunden in der Luft bleiben und 2.500 Kilometer zurücklegen können. Ob es sich um diese Fabrik handelt, ist derzeit nicht bekannt. 

 Mit Informationen von Marianne Allweiss, ARD Prag 

 Dieses Thema im Programm: tagesschau.de | Slowakei: Polizei vereitelt geplanten Brandanschlag auf Drohnenfabrik | 25.08.2026 | 16:54 Uhr 
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Tornado zieht über Südfrankreich - mehrere Verletzte



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 25.08.2026 • 13:45 Uhr 

 Fast 40 Verletzte und Hunderte beschädigte Häuser - am Montag hat ein Tornado das französische Département Aude ungewöhnlich hart getroffen. Noch immer sind viele Haushalte in der Region ohne Strom. 

 Am späten Montagnachmittag sind Stürme und ein Tornado über den Süden Frankreichs hinweggezogen. Fast 40 Menschen wurden verletzt, zahlreiche Häuser beschädigt, zwischenzeitlich waren Tausende Haushalte ohne Strom. 

 Der Wirbelsturm war am Montag über ein Gebiet in der Nähe der bei Touristen beliebten Stadt Carcassonne hinweggefegt. Besonders hart traf es das Dorf Pomas mit seinen etwas mehr als 1.000 Einwohnern. Der Ort musste vollständig evakuiert werden. Einige Bewohnerinnen und Bewohner mussten regelrecht die Flucht ergreifen, als der Sturm sich näherte, wie die Nachrichtenagentur Reuters unter Berufung auf lokale Behörden berichtete. 

 Wie die die Unterpräfektin des Departements Aude, Marie-Hélène Bouissac, mitteilte, wurden durch den Sturm 39 Menschen verletzt. Zwei der Verletzten befinden sich demnach in einem kritischen Zustand. Vermisstenmeldungen lägen aber keine vor. 

 Laut der Nachrichtenagentur AP wurden mindestens 300 Häuser durch den Sturm teils schwer beschädigt. Dächer wurden abgedeckt, durch die starken Winde gingen Durch die starken Winde an vielen Gebäuden die Fenster zu Bruch, erklärten die Behörden. Für betroffene Bewohnerinnen und Bewohner wurden Notunterkünfte bereitgestellt. 

 Beschädigte Häuser und umgestürzte Bäume in Pomas: Über den Süden Frankreichs ist ein Tornado hinweggezogen. 

 Am Montagabend brach in Teilen der betroffenen Region die Stromversorgung zusammen, etwa 2.800 Haushalte waren vom Strom abgeschnitten. Laut der Nachrichtenagentur Reuters waren auch am Dienstag noch etwa 1.400 Haushalte ohne Strom. 

 Straßen mussten gesperrt werden, im Flug- und Bahnverkehr kam es zu zahlreichen Ausfällen und Verspätungen. Auch die dritte Etappe des Radrennens Vuelta a España, die im Département Aude stattfand, musste wegen eines Hagelsturms abgebrochen werden. 

 Das betroffene Departement Aude liegt unweit der Grenze zu Spanien und den Pyrenäen. Der Tornado bildete sich, nachdem die jüngste Hitzewelle in vielen Teilen Südfrankreichs von Gewittern abgelöst worden war. Zum Zeitpunkt des Tornados galt für die Region eine Unwetterwarnung. 

 Zwar werden in Frankreich nach Angaben des staatlichen Wetterdienstes Meteo-France jährlich Dutzende Tornados registriert, diese gehen in der Regel jedoch glimpflich ab. 

 . 

 15.04.2025 

 2024 war erneut ein Rekordjahr. 44 Tage gehörten zu den wärmsten überhaupt seit Beginn der Aufzeichnungen. mehr 

 Dieses Thema im Programm: 

 15.09.2025 • 12:47 Uhr 

 30.12.2025 • 00:17 Uhr 

 30.04.2026 • 16:20 Uhr 

 12.02.2025 • 14:00 Uhr 



Referendum über EU-Beitrittsverhandlungen: Brüssel hofft auf ein Ja aus Island



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 25.08.2026 • 06:36 Uhr 

 Island stimmt am Wochenende über EU-Beitrittsverhandlungen ab. Nicht zuletzt aus geopolitischen Gründen setzt man in Brüssel auf Zustimmung - und versucht, beim schwierigen Thema Fischerei auf die Isländer zuzugehen. 

 Stefan Füle ist enttäuscht an diesem 12. Juni 2013. "Wir respektieren die Entscheidung Islands, die Beitrittsverhandlungen auszusetzen", sagt der damals zuständige Erweiterungskommissar der Europäischen Union. 

 Er habe aber auch keine Zweifel daran, dass man jederzeit in den Prozess wieder einsteigen könne - bei all den Erfahrungen, die man jetzt schon gemacht und Vereinbarungen, die man jetzt schon getroffen habe: 

 "Und wenn sich die Isländer dafür entschieden, darauf aufzubauen, dann werden wir einen Deal erreichen, der beiden Seiten genügt: den isländischen Besonderheiten und den europäischen Prinzipien." 

 Sie ist dafür, dass Island Beitrittsverhandlungen mit der EU aufnimmt. 

 Nun könnte es tatsächlich bald dazu kommen - und Island ist besonders. Die Insel mit rund 400.000 Einwohnern gehört bereits zum Binnenmarkt, dafür zahlt das Land in die EU-Kasse ein, ähnlich wie zum Beispiel Norwegen. Sie ist auch Teil des Schengenraums. 

 Und ob Demokratie, Rechtsstaat, Gleichberechtigung, saubere Energie - überall liegt Island schon weitgehend auf EU-Linie oder ist dem Verbund sogar voraus. 

 Island ist anders als alle anderen Beitrittskandidaten, sagt Marta Kos, die heute in der EU-Kommission für die Erweiterung zuständig ist. "Wenn sich die Leute dafür entscheiden, den Beitrittsprozess fortzusetzen, dann wird das eine andere Situation sein als die mit irgendeinem anderen Beitrittskandidaten. Noch nie hatten wir ein Land, das schon so weit mit uns auf einer Linie ist." 

 16.03.2026 

 Im August stimmt Island ab, ob die abgebrochenen Beitrittsverhandlungen mit der EU wieder aufgenommen werden. mehr 

 Für die EU wäre schon ein Beitritt als solcher ein Erfolg. Der letzte, Kroatien, liegt bereits 13 Jahre zurück. Andere Beitrittsprozesse, vor allem mit den Westbalkan-Ländern, ziehen sich mühsam hin. 

 Island wäre das erste westeuropäische Land seit mehr als 30 Jahren, das sich der EU anschließt. Es würde die Wertegemeinschaft stärken, hebt Erweiterungskommissarin Kos in einem Interview mit dem Isländischen Rundfunk hervor. Und nicht zuletzt sei Island auch geopolitisch für Europa wichtiger geworden. 

 "Ihr wisst, was es heißt, da oben zu sein, konfrontiert mit den - ich sage mal - unterschiedlichen Einflüssen in der Umgebung. Damit könnt ihr auch zur Sicherheit der Europäischen Union beitragen", so Kos an die Isländer gewandt. 

 06.03.2026 

 Vor fast 20 Jahren wollte Island schon einmal der EU beitreten. Doch der Plan wurde auf Eis gelegt. mehr 

 Das schwierigste Kapitel könnte die Fischerei sein. Darüber wurde schon im ersten Anlauf noch gar nicht verhandelt, eben weil sie so ein heißes Eisen ist. 

 Das werde vorsichtig angefasst, verspricht die Erweiterungskommissarin: "Uns ist die Bedeutung der Fischerei für Island bewusst. Nicht nur für euren Wohlstand, sondern auch für euer Leben als Gemeinschaft, für eure Identität." 

 Und Kos fügt noch einen besonderen Satz an: "Die Schönheit der EU besteht darin, dass sie in der Lage ist, unmögliche Probleme zu lösen." 

 Dieses Thema im Programm: tagesschau.de | Vor dem Island-Referendum: Brüssel blickt nach Reykjavik | 24.08.2026 | 13:25 Uhr 
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Italien: Gedenken an Opfer der Erdbeben vor zehn Jahren in Amatrice



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 24.08.2026 • 18:44 Uhr 

 Vor zehn Jahren wurde die Region um Amatrice in Italien von schweren Erdbeben erschüttert - 300 Menschen starben. Zum Gedenken heute kam auch Ministerpräsidentin Meloni. Der Wiederaufbau läuft weiter schleppend. 

 In der mittelitalienischen Gemeinde Amatrice haben Menschen an eine Serie von Erdbeben erinnert, bei der vor zehn Jahren in der Region insgesamt etwa 300 Menschen ums Leben kamen. Um 3:36 Uhr - dem Zeitpunkt des schlimmsten Bebens mit einer Stärke von 6,2 - gab es in Amatrice, wo allein 239 Menschen starben, eine Schweigeminute. Anschließend läuteten für jedes Todesopfer die Glocken. 

 Am Nachmittag besuchte auch Italiens Ministerpräsidentin Giorgia Meloni Amatrice. Am Tag des Erinnerns und Gedenkens stehe die Regierungschefin eng an der Seite der Angehörigen der Todesopfer, teilte ihr Büro mit. Medienberichten zufolge traf sich Meloni mit Angehörigen der Opfer und wollte anschließend an einer Gedenkzeremonie teilnehmen. Am Denkmal für die Toten sollte zudem ein Kranz niedergelegt werden. Auch eine Gedenkmesse war geplant. 

 Amatrice war besonders schwer von den Erdbeben betroffen. Innerhalb weniger Sekunden wurde der historische Ortskern fast vollständig verwüstet. In der Nachbargemeinde Accumoli kamen etwa zehn Menschen ums Leben, Auch in anderen Orten in dem Gebiet verloren viele ihr Leben. Hunderte wurden zudem verletzt, viele von ihnen schwer. Tausende Menschen verloren ihr Zuhause sowie ihr Hab und Gut. 

 Die Bilder der Zerstörung Amatrices gingen um die Welt. Besonders ikonisch ist die Aufnahme eines Feuerwehrmanns, der zwischen eingestürzten Häusern einsam dem wolkenverhangenen Himmel entgegenläuft. 

 Nach den ersten Stößen bebte die Erde noch monatelang, bis die Gegend wieder zur Ruhe kam. 

 "Amatrice gibt es nicht mehr", sagte der damalige Bürgermeister Sergio Pirozzi. Auch ein Jahrzehnt später ist das Stadtbild noch immer geprägt von Baustellen und Ruinen, zahlreiche Menschen im Grenzgebiet der Regionen Latium, Umbrien und den Marken leben weiter in Notunterkünften. Mit dem Wiederaufbau geht es trotz staatlicher Milliardenhilfen nur schleppend voran. Nicht einmal 40 Prozent der beschädigten Gebäude sind nach offiziellen Angaben wiederhergestellt. 

 Eine Anwohnerin sagte dem Fernsehsender SkyTG24: "In Amatrice gibt es viele Baustellen, und es wird daran gearbeitet, den Ort wiederaufzubauen. Aber es ist noch viel zu tun." Sie hoffe, dass eines Tages wieder viele Menschen in der Gemeinde leben werden. "Darüber würde ich mich sehr freuen", sagte sie. 

 Der Sonderbeauftragte der Regierung für den Wiederaufbau, Guido Castelli, wollte kein Datum für den Abschluss der Wiederaufbauarbeiten nennen. "Leider wurden in den ersten Jahren Fehler gemacht, für die wir noch immer bezahlen. Aber inzwischen gehen wir mit einem anderen Tempo voran", sagte er der Zeitung La Repubblica. Auch Meloni sagte nach Angaben ihres Büros, beim Wiederaufbau habe es Schwierigkeiten gegeben. "Viel wurde erreicht, aber ebenso viel bleibt noch zu tun." 

 Dieses Thema im Programm: Das Erste | tagesschau | 24.08.2026 | 17:00 Uhr 
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 01.08.2026 • 00:25 Uhr 



Ankündigung zum Unabhängigkeitstag: EU gibt Milliarden für Ukraine frei



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 24.08.2026 • 11:42 Uhr 

 Zum heutigen Unabhängigkeitstag der Ukraine hat die EU neue Finanzhilfen in Milliardenhöhe genehmigt - auch vor dem Hintergrund intensivierter russischer Angriffe. Viele Verbündete der Ukraine treffen sich heute in Kiew. 

 Anlässlich des Unabhängigkeitstags der Ukraine hat die Europäische Union neue Rüstungshilfen im Wert von 6,1 Milliarden Euro genehmigt. Die Mittel seien für Flugabwehrsysteme, Raketen, Munition und Radaranlagen vorgesehen, teilte die EU-Kommission mit. Die Genehmigung erfolge vor dem Hintergrund einer Verschärfung der russischen Angriffe mit ballistischen Raketen und Drohnen. Allein im Juli seien 376 Raketenangriffe registriert worden. 

 "Während Russland seine Angriffe verstärkt, weiten wir unsere Unterstützung aus, damit die Ukraine ihre Bevölkerung schützen und ihren Luftraum verteidigen kann", sagte Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen vor geplanten Gesprächen zwischen der Ukraine und ihren Verbündeten. Thema des Treffens: Die weitere militärische Unterstützung im Kampf gegen Russland. Am Unabhängigkeitstag der Ukraine zeige Europa, dass seine Unterstützung unerschütterlich und konkret sei, so von der Leyen. 

 08.08.2026 

 Immer mehr Zivilistinnen und Zivilisten in der Ukraine sterben durch ballistische Raketen aus Russland. mehr 

 Die Finanzhilfen sind Teil eines neuen Unterstützungsdarlehens im Umfang von bis zu 90 Milliarden Euro, von dem 60 Milliarden Euro Militärhilfe vorgesehen sind. Es wird in mehreren Tranchen ausgezahlt und soll der Ukraine die Fortsetzung ihres Abwehrkampfes gegen die russischen Invasionstruppen ermöglichen und das Land vor einer Staatspleite bewahren. 

 Laut Kommissionsangaben waren zuvor schon Beschaffungspläne im Umfang von rund 16 Milliarden Euro genehmigt worden. Davon wurden bereits etwas mehr als acht Milliarden Euro ausgezahlt. Der Großteil der Beschaffungen soll bei Rüstungsunternehmen aus der EU erfolgen. 

 Zusätzlich beraten die Staats- und Regierungschefs der sogenannten "Koalition der Willigen" anlässlich des Unabhängigkeitstags der Ukraine in einem hybriden Treffen über das weitere Vorgehen. Rund zehn von ihnen, etwa der neue britische Premierminister Andy Burnham und EU-Ratspräsident António Costa, sind dafür in die ukrainische Hauptstadt gereist. Die übrigen, darunter Bundeskanzler Friedrich Merz, nehmen per Videoschaltung an den Gesprächen teil. 

 Merz sicherte der Ukraine bereits vorab in einem im Onlinedienst X veröffentlichten Video die weitere Unterstützung Deutschlands im Krieg gegen Russland zu. "Wir stehen fest an der Seite der Ukraine", sagte der Bundeskanzler. Er würdigte den "beeindruckenden Mut", mit dem die Ukrainerinnen und Ukrainer "die Unabhängigkeit ihres Landes gegen den brutalen russischen Angriffskrieg" verteidigten. Sie zeigten der gesamten Welt, was es heiße, für Freiheit und für einen gerechten Frieden einzustehen. 

 Mit dem Nationalfeiertag am 24. August erinnert die Ukraine an ihre Unabhängigkeitserklärung von der Sowjetunion vor 35 Jahren. 
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Schwertangriff in Schweden: Wenn plötzlich das Grauen zu spüren ist
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 Nach dem Schwertangriff an einer schwedischen Schule am vergangenen Freitag bleibt die Provinzstadt Fagersta fassungslos zurück. Ein Mädchen wurde getötet, zwei Schüler schwer verletzt. Wie umgehen mit dieser Tat? 

 Was passiert mit einem kleinen Ort, wenn plötzlich das pure Grauen zu spüren ist? Mit dieser Frage muss sich nun Fagersta auseinandersetzen, eine kleine Provinzstadt in Mittelschweden. Am vergangenen Freitag hat ein junger Mann dort mit einem Schwert in einer Schule gezielt Schüler angegriffen. Ein 17-jähriges Mädchen ist dabei getötet worden, zwei Schüler wurden schwer verletzt. 

 In der Kirche von Pastor Lars Frisk sollen die Menschen einen Ort zum Trauern haben. Auch Frisk kann nicht fassen, was passiert ist. "Das ist alles so unwirklich. Es ist, als ob etwas sehr Schweres auf dem eigenen Körper lastet. Es drückt einen förmlich nach unten. Viel genauer kann ich es nicht beschreiben." Immer wieder kommen hier Familien oder auch einzelne Schüler vorbei. 

 22.08.2026 

 Ein 18-jähriger hatte mit einem Schwert mehrere Menschen angegriffen - eine Schülerin starb. mehr 

 Nur ein paar Hundert Meter von der Kirche entfernt liegt die Brinellskolan. Ein nüchterner Schulbau, weiße Fassade. Seit Freitag ist sie mit Flatterband abgesperrt. Auf einer ausgetrockneten Rasenfläche stehen etwa 100 Kerzen. Blumen, Plüschtiere, kleine Zettel. Eine junge Frau, die die getötete Schülerin gekannt hat, sagt: "Ich habe letztes Jahr meinen Abschluss gemacht. Ich war mit ihr befreundet. Ich finde keine Worte. Das ist so unheimlich." 

 Dass ein 18-Jähriger mit einem Schwert auf seine ehemaligen Mitschüler einschlägt: Wie so etwas passieren könne, dafür fehlten ihr die Worte. Und jetzt sei ein Leben ausgelöscht. "Sie war so nett. Hatte immer ein Lächeln auf den Lippen! Sie hat keinem etwas Böses getan. Sie hatte einen Freund, war glücklich." 

 21.08.2026 

 Es gibt mehrere Verletzte in der Stadt in der Provinz Västmanland. Der mutmaßliche Täter soll sich in Gewahrsam befinden. mehr 

 Eine weitere junge Frau erzählt, sie habe sich drei Stunden in einer benachbarten Schule verbarrikadiert. Sie habe nicht gewusst, was vor sich gehe, denn sie habe ja kein Handy dabei gehabt, sagt sie. "Das war fürchterlich. Wir wussten ja nicht, ob er auch zu uns kommen konnte. Wir konnten keinen Kontakt zu unseren Eltern aufnehmen. Das war schrecklich." 

 Die Sache mit dem Handy sprechen an diesem Tag viele an. Auch Mona Eriksson, deren Enkel an der Brinellskolan war. "Das war chaotisch. Wir wussten nicht, was mit unserem Enkel los war. Ob er verletzt war oder nicht. Die Kinder hatten ja keine Handys. Nach dem neuen Gesetz müssen sie sie abgeben. Die waren eingeschlossen. Niemand war erreichbar." 

 Zum Glück sei ihrem Enkel nichts passiert. "Er hat einem Verletzen geholfen, aus der Schule zu kommen. Sein ganzes T-Shirt war mit Blut verschmiert. Er ist im wahrsten Sinne des Wortes um sein Leben gelaufen." 

 07.02.2025 

 Nach dem schlimmsten Schusswaffenangriff in der Geschichte des Landes will Schweden das Waffenrecht verschärfen. mehr 

 Wie so etwas passieren kann, diese Frage stellen sich seit dem Angriff viele in Fagersta. Mona hat eine Vermutung: Der Täter sei wohl selbst nicht ganz gesund gewesen. Der 18-Jährige soll eine schwierige Kindheit gehabt haben, berichteten schwedische Medien. Das Jugendamt soll ihn zeitweise aus der Familie genommen haben. Der mutmaßliche Täter war offenbar schon früher gewalttätig und wegen der Misshandlung eines Schülers sogar zu einer Strafe verurteilt worden. 

 Aber: Aktuell sind viele verschiedene Gerüchte im Umlauf. Ein Junge berichtet: "Ich habe gehört, er soll selbst gemobbt worden sein. Das habe ich auf seinem TikTok-Account gesehen. Da hat er das mehrfach gepostet." 

 Fagersta steht trotz aller Gerüchte und Vermutungen zusammen. Fast wie ein Symbol dafür kamen aus dem fast 200 Kilometer entfernten Stockholm auch Schwedens Regierungschef Ulf Kristersson und die Oppositionführerin Magdalena Andersson in die Provinzstadt. Mitten im Wahlkampf wollen sie gemeinsam ein Zeichen setzen. 

 04.02.2025 

 Mindestens fünf Menschen wurden verletzt. Die Polizei startete einen Großeinsatz. mehr 

 Auf einer Pressekonferenz kündigte die Polizei an, insgesamt mehr als 450 Zeugen vernehmen zu wollen. Die Schule in Fagersta wird wohl mehrere Tage geschlossen bleiben. 

 "Das hier schweißt die Menschen auch zusammen, um gemeinsam das Böse zu bekämpfen", sagt Pastor Frisk. Seine kleine Kirche wird in der kommenden Woche im Mittelpunkt des ganzen Landes stehen. Dann soll im alten Ortskern von Fagersta ein Gedenkgottesdienst stattfinden - live übertragen im ganzen Land. Und danach müsse man irgendwie wieder zurück in den Alltag finden, meint der Pastor und wartet vor seiner Kirche auf weitere Trauernde. 

  

 Ausgewählte Inhalte und die wichtigsten Eilmeldungen von uns finden Sie auch in unserem WhatsApp-Channel. whatsapp.com 
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Trauer und Fassungslosigkeit nach Schwertangriff in Schweden
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 Der Angriff an einer Schule schockiert Schweden. Ein 18-Jähriger hatte gestern mit einem Schwert eine Schülerin getötet und mehrere verletzt. Der Täter soll frühere Schulmassaker verherrlicht haben. 

 Am Morgen danach ist der Campus der Brinellskolan im schwedischen Fagersta noch immer abgesperrt. Polizeiwagen sind zu sehen. Auf einer Rasenfläche brennen seit dem Abend Kerzen - und es werden immer mehr. 

 In der Nacht sind zwei 16-jährige Schülerinnen an den Platz gekommen, Elsa und Lena. In einem Gespräch mit dem schwedischen Fernsehen bringen sie ihre Fassungslosigkeit zum Ausdruck. "Das ist schrecklich, dass so etwas in Fagersta passiert. Und das besonders Schlimme ist: Wir kennen die Leute." 

 Seit dem Morgen steht fest: Bei dem Todesopfer handelt es sich um eine 17-jährige Schülerin. Das haben die Eltern der jungen Frau einer lokalen Zeitung bestätigt. 

 "Das Schlimmste ist: Wir kennen die Leute". Trauer nach dem Schwertangriff in Fagersta. 

 Das Schuljahr hatte gerade erst angefangen. Hier kenne jeder jeden, sagt Lena im Interview mit der schwedischen Reporterin. 

 Der erste Jahrgang im Gymnasium habe gerade erst einen Teambuilding-Kurs gemacht, so Lena. "Einige von uns wollten dafür noch etwas aus der Schule holen - und dann hat jemand hier sein Leben verloren. Das ist so traurig." 

 Auf der Pressekonferenz am Freitagabend hatte die Polizei relativ wenig über den Täter öffentlich gemacht. Dieser war mit einem Schwert bewaffnet am frühen Nachmittag in die Schule eingedrungen. Neben der toten 17-Jährigen wurden zwei Schüler schwer verletzt, einer leicht. 

 Die Polizei nahm den Täter fest. Bekannt ist, dass es sich um einen 18-Jährigen handelt, der offenbar selbst einmal auf die Schule gegangen war. Nach schwedischen Medienberichten soll er kurz vor der Tat ein Schwert auf seinem TikTok-Konto gepostet haben. Das Konto ist mittlerweile gesperrt. 

 Außerdem soll er auf seinem Account verschiedene Schulmassaker verherrlicht haben. Bekannt ist auch, dass der Täter als Jugendlicher schon einmal wegen eines gewalttätigen Angriffs auf einen Schüler verurteilt worden war. 

 Das Attentat von Donnerstag reiht sich ein in eine Serie von schweren Gewalttaten an schwedischen Schulen. Erst im Februar vergangenen Jahres waren bei einem Amoklauf in Örebro elf Schüler getötet und 15 verletzt worden. 

 05.02.2025 

 Nach den tödlichen Schüssen in Örebro steht die Stadt unter Schock. Das Motiv des Täters ist weiter unklar. mehr 

 Man müsse noch mehr tun, räumte deshalb auch Justizminister Gunnar Stremmer in einem Radiointerview ein. "Wir haben eine ganze Menge unternommen seit der schrecklichen Tat von Örebro", so Stremmer. Aber offenbar müsse noch mehr getan werden - "auch wenn das immer gegenüber der Einschränkung anderer Interessen abgewogen werden muss". Die Schule müsse zuallererst ein sicherer Platz für alle Schülerinnen und Schüler sein. 

 Regierungschef Ulf Kristersson äußerte sich bestürzt über die Tat und sagte einen Wahlkampfauftritt ab. Ähnlich äußerte sich König Carl XVI. Gustaf. Er verstehe, dass Schüler, Eltern und Lehrer nicht nur in Fagersta, sondern im ganzen Land besorgt seien. Seine Gedanken seien bei den Opfern und deren Angehörigen. 

 07.02.2025 

 Nach dem schlimmsten Schusswaffenangriff in der Geschichte des Landes will Schweden das Waffenrecht verschärfen. mehr 

 Das Attentat in der mittelschwedischen Kleinstadt überschattet auch den Wahlkampf im Land. In drei Wochen, am 13. September, wird ein neues Parlament gewählt. Parallel dazu finden Regional- und Kommunalwahlen statt. 
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 In einer Schule in einer Kleinstadt in Zentralschweden hat ein 18-Jähriger mit einem Schwert mehrere Personen angegriffen. Ein Mensch starb, drei weitere wurden verletzt. Die Polizei nahm den mutmaßlichen Täter fest. 

 An einer Schule in der schwedischen Stadt Fagersta hat ein Mann mit einem Schwert mehrere Menschen angegriffen. Ein Mensch starb, sagte ein Polizeisprecher. Drei Jugendliche seien verletzt worden, zwei davon schwer. 

 Nach Informationen des schwedischen Rundfunks soll es sich bei den Schwerverletzten um zwei minderjährige Jungen handeln. Zu der toten Person gibt es bislang keine weiteren Angaben. 

 Fagersta liegt etwa 170 Kilometer nordwestlich von der Hauptstadt Stockholm in der Provinz Västmanland. 

 Der mutmaßliche Täter befindet sich in Polizeigewahrsam. Laut schwedischen Medien hatten Polizisten ihm ins Bein geschossen. Es soll sich um einen 18 Jahre alten früheren Schüler der weiterführenden Schule handeln. Der 18-Jährige wurde demnach bereits wegen Körperverletzung verurteilt. 

 Der Fernsehsender SVT berichtet, dass die Polizei im Zusammenhang mit der Tat ein Konto auf der Plattform TikTok untersucht. Dort sollen vor der Tat gewaltverherrlichende Inhalte und das Foto eines Schwertes gepostet worden sein. Die genauen Hintergründe der Tat sind noch unklar. 

 Ein Schüler erzählte dem schwedischen Fernsehen, er habe gesehen, wie der Angreifer einen Mitschüler in den Arm gestochen habe. Plötzlich seien alle gerannt. "Ich fühle mich nicht sicher", sagte ein anderer Schüler. "Und ich bin traurig." 

 Der Alarm war um 14 Uhr eingegangen. Medien berichteten von mehreren Rettungswagen und einem Polizeihubschrauber am Einsatzort. Die Polizei durchsuchte das Gebäude, befragte Zeugen und führte eine technische Untersuchung durch. 

 "Wir werden auch prüfen, ob es möglicherweise Kameraaufnahmen gibt, die für die Ermittlungen hilfreich sein könnten", sagte ein Polizeisprecher der Nachrichtenagentur TT. 

 Die Schülerinnen und Schüler, die sich nach der Tat noch in der Schule befanden, durften das Gebäude laut Medienberichten stundenlang nicht verlassen. Besorgte Eltern warteten auf dem Schulhof. 

 Schwedens Regierungschef Ulf Kristersson schrieb in einer SMS an den Fernsehsender SVT, man wisse noch nichts zu den Hintergründen, "aber wir wissen, dass die Polizei sehr intensiv arbeitet". 

 Justizminister Gunnar Strömmer sagte dem schwedischen Fernsehen: "Die Regierung steht in engem Kontakt mit der Polizei und verfolgt die Entwicklungen laufend." 

 Auch die Chefin der schwedischen Sozialdemokraten, Magdalena Andersson, kommentierte den Vorfall. Auf der Plattform X schrieb sie: "Schreckliche Nachrichten aus Fagersta. Meine Gedanken sind bei den Betroffenen und allen, die davon berührt sind." Ganz Schweden stehe in dieser schweren Stunde an der Seite von Fagersta. 

 Der schwedische König Carl XVI. Gustaf drückte ebenfalls sein Mitgefühl aus. "Mit Bestürzung und Trauer haben wir die Nachricht aufgenommen, dass Schweden erneut von einem Angriff an einer Schule getroffen wurde", hieß es in einer Mitteilung des Königshauses. Im Februar 2025 waren bei einem Amoklauf an einer Schule im schwedischen Örebro elf Menschen gestorben. "Ich möchte auch mein Verständnis für die Unruhe zum Ausdruck bringen, die das bei Schülern, Schulmitarbeitern, Eltern in Fagersta und in unserer ganzen Gesellschaft auslöst." 

 Bei der Schule handelt es sich den Angaben zufolge um eine weiterführende Schule in der Kommune Fagersta mit etwa 500 Schülerinnen und Schülern. 

 Mit Informationen von Arne Bartram, ARD-Studio Stockholm 
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Mehr als 300 Festnahmen wegen Bränden in Griechenland
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 In Griechenland gab es zuletzt mehrere schwere Waldbrände. Trockenheit und Hitze sorgen dafür, dass sich die Feuer ausbreiten. Die Behörden gehen gegen Brandstifter vor. 

 Immer wieder sorgen Fälle wie dieser für Kopfschütteln: Vergangene Woche brach nach Angaben der Feuerwehr auf der griechischen Insel Kreta ein Brand aus, nachdem ein Urlauber nicht weit entfernt vom Wald mit Holzkohle gegrillt hatte. Laut Medienberichten sagte er den Behörden: Er habe nicht gewusst, dass Grillen im Freien bei starkem Wind und trockenen Bedingungen verboten sei. 

 Das Beispiel von Kreta ist kein Einzelfall. Seit Jahresbeginn sind wegen fahrlässig oder vorsätzlich verursachter Brände 308 Menschen in Griechenland festgenommen worden. Es gehe um 272 Fälle von Fahrlässigkeit und 36 von Vorsatz, sagte Feuerwehrsprecher Giorgos Artopoios im öffentlich-rechtlichen Rundfunk ERT. 

 Nach Angaben des Zivilschutzes steigt wegen der Trockenheit und starker Winde derzeit wieder die Brandgefahr. Gleichzeitig wird es sehr heiß: In den kommenden Tagen werden in weiten Teilen Griechenlands Temperaturen von mehr als 40 Grad erwartet. Die extreme Hitze soll bis Mitte kommender Woche anhalten. Die Bedingungen sorgen dafür, dass sich Feuer schnell ausbreiten. 

 Um seine historischen Stätten vor Waldbränden zu schützen, stattet Griechenland diese nun mit einem modernen Feuermeldesystem aus. Der neue Mechanismus sei bereits unter Realbedingungen erfolgreich am Fuße der Akropolis von Mykene auf der Halbinsel Peloponnes getestet worden, erklärte das Kulturministerium. Insgesamt soll das System an 22 historischen Stätten installiert werden. 

 Auch rund um die Akropolis in Athen soll es das Brandmeldesystem geben. 

 Die Anlagen verfügen über optische und Wärmebildkameras, teilweise mit einem Rundumblick von 360 Grad. Schwenk- und neigbare Kameras ermöglichen eine gezielte Überwachung verdächtiger Bereiche. An ausgewählten Standorten sollen zudem mobile Löschkanonen eine erste Brandbekämpfung ermöglichen. 

 Bei einem Test an der Akropolis von Mykene am 31. Juli sei ein Feuer schnell erkannt worden, erklärte das Ministerium weiter. Bis Ende August sollen sechs neue Systeme in Betrieb genommen werden, unter anderem an der Akropolis in Athen, am Nestor-Palast und im Kloster Hosios Lukas. Acht weitere folgen im September. 

 Das Projekt ist Teil des griechischen Zivilschutzprogramms "Aigis" und wird aus Mitteln des EU-Aufbau- und Resilienzfonds finanziert. Ziel ist es, Brände an besonders wertvollen Kultur- und Naturstätten möglichst früh zu erkennen und dadurch die Reaktionszeit der Einsatzkräfte zu verkürzen. 
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Schüler filmen ohne Erlaubnis? Scharfe Debatte im Landtag
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 Dürfen Schulen bald Filmaufnahmen von Schülern im Unterricht nutzen - zu pädagogischen Zwecken und ohne Zustimmung von Schülern und Eltern? Dieser Unterpunkt im Gesetzesentwurf zur Sprachförderung wurde im Landtag diskutiert. 

 Dürfen Schülerinnen und Schüler ohne Einverständnis im Unterricht gefilmt werden? Dazu gab es am Mittwoch eine Debatte im Landtag. Auf der Tagesordnung stand der Gesetzentwurf zur Sprachförderung bei viereinhalbjährigen Kindern. Ein Teil des Entwurfs: Für pädagogische Zwecke sollen auch Videoaufnahmen der Schüler gemacht werden dürfen - auch ohne deren Einverständnis. 

 Bildungsministerin Dorit Stenke (CDU) betonte, es gebe strenge Vorgaben zur Verarbeitung von Ton- und Bilddaten. "Sie dürfen angefertigt werden, soweit und solange sie der pädagogischen Rückmeldung im konkreten Einzelfall des lehrplanmäßigen Unterrichts geeignet, erforderlich und angemessen sind." 

 Ministerin Stenke stellte am Mittwoch den Gesetzesentwurf zur Sprachförderung vor. 

 Dafür bekam Stenke viel Gegenwind. Er halte die geplante Regelung für "hochproblematisch", sagte SPD-Bildungspolitiker Martin Habersaat. "Vielleicht gibt es für bestimmte Situationen gute pädagogische Gründe für Videoaufnahmen. Aber zwischen "pädagogisch sinnvoll" und "gegen den Willen eines jungen Menschen zulässig" liegt ein gewaltiger Unterschied", bemängelte er. 

 "Pädagogische Gründe dürfen kein Freifahrtschein für Eingriffe in die Persönlichkeitsrechte junger Menschen sein", sagte auch Anne Rieke (FDP). "Wer Schülerinnen und Schüler zum Filmen verpflichtet, schafft ein gefährliches Machtgefälle." Freiheit und Privatsphäre in der Schule als sicherer Ort dürften nicht scheibchenweise verschwinden. "Wir erwarten von der Landesregierung, dass sie diesen Passus streicht." 

 Tatsächlich lenkten die Regierungsparteien in diesem Punkt ein. Abgeordnete von CDU und Grünen betonten, dass man sich am Beginn des parlamentarischen Verfahrens befinde. "Wir gehen davon aus, dass wir nach der Anhörung nachjustieren müssen", sagte Malte Krüger (Grüne). Und Martin Balasus (CDU) betonte: "Wenn am Ende eine Lösung wie in Nordrhein- Westfalen (NRW) steht, wären wir zufrieden." In NRW ist das Filmen von Schülerinnen und Schülern im Unterricht ohne deren ausdrückliche Einwilligung verboten. 

 Vor der Debatte hatte Ministerin Stenke über den Gesetzentwurf zur Sprachförderung informiert. Schleswig-Holstein will einen verpflichtenden Sprachtest für Viereinhalbjährige einführen. Nach den Plänen der schwarz-grünen Landesregierung soll das sogenannte EVI-Verfahren (Entwicklungsfokus Viereinhalbjährige) im Schulgesetz verankert werden und ab 2028 landesweit gelten - für die Kinder, die 2029 eingeschult werden. "Eine gute frühkindliche Bildung ist die Basis für den späteren Bildungserfolg - und Sprache ist dabei der wichtigste Schlüssel", sagte Stenke. 

 Man wolle so auch Kinder erreichen, die keine Kita besuchen. Neben Sprache gehe es bei EVI auch um soziale Kompetenzen, Motorik und um mathematische Kompetenzen, so die Ministerin. "Sollte eine zusätzliche Sprachförderung nötig sein, ist die Teilnahme an der Förderung für das Kind verpflichtend." Das sei ein "Meilenstein für Förderung und Chancengerechtigkeit in unserem Land." 

 Zugleich sollen auch ein zentrales Schülerverzeichnis und eine Schüler-ID eingeführt werden. Das diene dazu, den Bildungsweg der Kinder und Jugendlichen digital nachvollziehen zu können. Geschehen soll das - laut Stenke - ohne Rückschlüsse auf die Identität der Schülerinnen und Schüler ziehen zu können. Auch die Handynutzung an Schulen soll gesetzlich geregelt werden. 

 23.04.2026 

 In einem standardisierten Verfahren werden Kinder auf ihre Schuleignung untersucht. Rund ein Drittel hat Förderbedarf. ndr 

 08.10.2025 

 Kinder, die schlecht Deutsch sprechen, haben in der Schule schnell Probleme. Die Landesregierung will ein Gesetz ändern. ndr 

 20.11.2025 

 Ab 2028 sollen in SH alle Viereinhalbjährigen einen Sprachtest absolvieren. Zu spät - kritisiert die Opposition. ndr 
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 Eindeutiges Ergebnis bei der Landratswahl im Kreis Pinneberg: 45 der 67 Kreistagsabgeordneten stimmten bereits im ersten Wahlgang für Andreas Köhler (parteilos). Er wird damit ab 2. Januar 2027 neuer Landrat. 

 Um 18.59 Uhr wird es ruhig im Kreissaal des Pinneberger Kreistags in Elmshorn (Kreis Pinneberg). Kreispräsident Helmut Ahrens (CDU) verkündet das Ergebnis des ersten Wahlgangs der Landratswahl: 64 Stimmen wurden abgegeben, 45 fallen auf Andreas Köhler (parteilos). Damit steht fest: Der 56-Jährige ist bereits nach dem ersten Wahlgang als neuer Landrat des Kreises Pinneberg gewählt. 

 Dass die Wahl am Mittwochabend überhaupt stattfinden konnte, war lange unklar: Die FDP hatte zuletzt noch eine Verschiebung der Wahl beantragt. Denn: im Vorfeld der Wahl sei versucht worden, die Fraktionsmitglieder zu beeinflussen. Der kurzfristig gestellte Antrag der FDP wurde mit großer Mehrheit abgelehnt. 

 Andreas Köhler (parteilos) wurde im Vorfeld der Wahl von SPD und Grünen unterstützt. 

 Hintergrund ist unter anderem ein Millionenverlust des Kreises, bei dem 6,8 Millionen Euro nicht rechtzeitig vom Land zurückgefordert wurden. Andreas Köhler, Mitarbeiter der Pinneberger Kreisverwaltung, wird von anonymer Seite vorgeworfen, für den Millionenverlust mitverantwortlich zu sein. 

 Im Zuge der Wahl standen mehrere Vorwürfe im Raum: zum einen Einflussnahme von außen auf das Wahlverhalten der Kreistagsabgeordneten, zum anderen das Führen eines Schmutzwahlkampfs gegen Andreas Köhler. Er weist die Vorwürfe eines Dienstvergehens von sich und spricht von einer gezielten Diffamierung seiner Person. 

 Der Kreis Pinneberg hat 6,8 Millionen Euro verloren, weil Sozialleistungen zu spät vom Land zurückgefordert wurden. 

 Auch gegen das Innenministerium wurden im Vorfeld der Wahl Vorwürfe geäußert. Bei einem Telefonat zwischen Sönke Schulz, dem Staatssekretär im CDU-geführten Innenministerium, und Hans-Peter Stahl, dem Fraktionsvorsitzenden der SPD im Pinneberger Kreistag, soll der Staatssekretär nahegelegt haben, dass man Andreas Köhler nicht zum Landrat wählen könne, aufgrund seiner nicht vollständig geklärten Verantwortung bei den Millionenverlusten des Kreises Pinneberg. Das Ministerium selbst bestätigt das Telefonat, weist den Vorwurf der Beeinflussung jedoch entschieden zurück. 

 Kreispräsident Helmut Ahrens (CDU) betonte vor dem ersten Wahlgang, dass es wichtig sei, die Dinge, die vor der Wahl passiert sind, aufzuarbeiten. Auch Köhler selbst erklärt nach der Wahl, dass ihm eine solche Aufarbeitung am Herzen liegt. Am 2. Januar wird Köhler sein neues Amt antreten und damit auf Elfi Heesch (parteilos) folgen. Auch sie war bei der Wahl angetreten, erhielt jedoch nur eine Stimme. 

 25.08.2026 

 Es geht um Hinweise auf ein mögliches Disziplinarverfahren. Andreas Köhler spricht von einer Diffamierung seiner Person. ndr 

 26.08.2026 

 CDU-Kandidat Justus Schmitt hat seine Kandidatur zurückgezogen. Die FDP hat einen Antrag zur Verschiebung der Wahl eingereicht. ndr 
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 Mitte 2027 soll das neue Rathaus in Büsum fertig sein. Nun stellt sich die Frage: Was passiert mit dem alten Rathaus in der Fußgängerzone? Die Gemeinde sucht dafür einen Käufer. 

 Büsum (Kreis Dithmarschen) ist ein Ort, an dem die Zeit manchmal ein wenig langsamer zu laufen scheint. Die Nordsee vor der Tür, der Wind in den Bäumen und die Ruhe, die selbst in der Fußgängerzone immer wieder ihren Platz findet. Und mittendrin steht ein Gebäude, das seit mehr als hundert Jahren ein Stück dieser Geschichte erzählt: das alte Rathaus. 

 Der rote Klinkerbau aus dem Jahr 1914 ist denkmalgeschützt. Mit seinen großen Bäumen, den Bänken und dem kleinen Garten wirkt der Platz fast wie eine Einladung, für einen Moment stehen zu bleiben. Das Gebäude selbst hat Charakter mit Ecken und Kanten. 

 Nach der Grundsteinlegung entstand mit dem Rathaus im Ortskern ein wichtiger Anlaufpunkt. 

 Für den ehemaligen Bürgermeister Hans-Jürgen Lütje (FWB) ist es deshalb weit mehr als nur ein Verwaltungsgebäude. Wer durch die Räume geht, kann sich gut vorstellen, dass an den Tischen so manche wichtige Entscheidung gefallen ist. "Das Haus ist richtig ehrwürdig. Und der Tisch und die Stühle kommen zum Beispiel noch aus dem Jahr 1915", erzählt Lütje. Das Mobiliar ist im Kaufpreis übrigens mit inbegriffen. 

 Doch so sehr das Haus für Vergangenheit und Tradition steht, so muss sich etwas verändern. Die Immobilie ist stark baufällig. Es gibt Probleme beim Brandschutz. Zudem ist das dreistöckige Gebäude nicht barrierefrei. Eine Sanierung wäre laut Lütje teurer als der Neubau. 

 Wer das Rathaus kauft, bekommt den rund sechs Meter langen massiven Tisch und die Stühle aus dem Jahr 1915 mit dazu. 

 Der neue Bürgermeister Oliver Kumbartzky (FDP) setzt deshalb auf ein modernes Verwaltungsgebäude am Ortseingang am Neuen Weg. Rund 16 Millionen Euro kostet der Neubau. Der Spatenstich fand im November 2024 noch unter seinem Vorgänger Lütje statt, bevor Kumbartzky das Projekt weiter vorantrieb. 

 Das neue Rathaus soll vieles ermöglichen, was eine moderne Verwaltung heute braucht: einen großen Sitzungssaal, moderne Medientechnik und ausreichend Platz für Veranstaltungen und Bürger. Mitte 2027 soll der Umzug über die Bühne gehen. "Es können viele Gäste teilnehmen, das ist uns sehr wichtig. Es soll auch ein offenes Haus sein, denn wir wollen weiter bürgernah bleiben", erklärt Kumbartzky. 

 Damit stellt sich zwangsläufig die Frage: Was wird aus dem alten Rathaus? Die Antwort darauf ist inzwischen klarer geworden: Das Gebäude soll verkauft werden. Hat jemand eine kreative Idee, kann mit der Gemeinde über den Preis verhandelt werden. Gesucht wird ein Käufer mit einem tragfähigen Konzept. "Man muss mit der Zeit gehen. Wir suchen jetzt einen seriösen Käufer, der hier was Schickes draus macht", erklärt Kumbartzky. 

 Mitte 2027 steht der Umzug ins neue Rathaus in Büsum an. 

 Dabei ist durchaus Raum für Fantasie. Gastronomie könnte einziehen, ein Bürohaus entstehen oder vielleicht eine Kanzlei. Entscheidend wird sein, dass die neue Nutzung zum Gebäude und zu seinem besonderen Standort passt. Lütje jedenfalls macht sich um die Zukunft des alten Rathauses keine großen Sorgen: "Das Rathaus braucht nicht traurig sein. Hier wird neues Leben eingehaucht, da bin ich ganz fest überzeugt". 

 Bürgermeister Oliver Kumbartzky und sein Vorgänger haben das Projekt weiter fest im Blick. 

 So stehen in Büsum nun zwei Rathäuser sinnbildlich für zwei Seiten desselben Ortes: Hier das alte Rathaus mit seinem roten Klinker, den großen Bäumen, den Bänken und den Geschichten aus mehr als einem Jahrhundert. Dort das neue Verwaltungsgebäude, das mit moderner Technik, mehr Raum und neuen Möglichkeiten auf die Anforderungen der Gegenwart reagieren soll. 

 Das eine erzählt, wo Büsum herkommt. Das andere soll dabei helfen, wohin der Ort geht. Und vielleicht passt genau das besonders gut zu Büsum: Tradition bewahren, ohne stehen zu bleiben. Den Blick auf die Nordsee gerichtet, den Wind im Gesicht - und immer mit ein wenig Ruhe zwischen gestern und morgen. 

 29.11.2024 

 Das alte Rathaus ist baufällig. Auch in Wesselburen und in Heide stehen Neubauten an. ndr 

 27.10.2025 

 Neue Rathäuser in Büsum und Wesselburen werden teurer - Bau liegt im Zeitplan, aber Kosten steigen um 500.000 Euro. ndr 

 02.12.2024 

 Die Nachrichten für Schleswig-Holstein aus dem Studio Heide vom 28. November 2024 im Überblick. Aktuell und kompakt. ndr 
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 Der Flüchtlingsrat sieht Probleme bei der Bezahlkarte für Geflüchtete im Land. Zum Beispiel sorgt das Bargeldlimit für Schwierigkeiten im Alltag. Am Donnerstag befasst sich der Landtag mit dem Thema. 

 Mit der Bezahlkarte für Geflüchtete im Land läuft es noch nicht rund. Am Mittwoch hat der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein die Ergebnisse einer Umfrage unter gut 50 Migrationsberaterinnen und -beratern vorgestellt. Demnach haben Betroffene erhebliche Schwierigkeiten im Alltag mit der Karte. Für Donnerstag ist das Thema auf der Tagesordnung im Landtag. 

 Im Wesentlichen berichten die Beratungsstellen von zwei großen Baustellen: dem Bargeld und der Bürokratie. Vor allem das monatliche Bargeldlimit von 50 Euro stellt die Betroffenen vor große Probleme, heißt es vom Flüchtlingsrat. Auf Flohmärkten wird beispielsweise nur Bargeld akzeptiert. Auch wichtige Überweisungen über die Karte sind gesperrt, zum Beispiel für einen Rechtsanwalt. Viele Betroffene hätten sich dadurch im Alltag diskriminiert gefühlt, berichten die Beratungsstellen. 

 Für Kranke oder Senioren sind zwar Ausnahmen vorgesehen - laut der Umfrage scheitern diese in der Praxis aber fast immer an der Bürokratie in den Ämtern. Der Flüchtlingsrat und weitere Organisationen fordern daher die Abschaffung der Bezahlkarte zugunsten eines normalen Basiskontos. Auch die oppositionelle SPD positioniert sich gegen die Karte. 

 11.02.2026 

 Aktuell funktioniert die Karte laut Landesregierung nur in sieben Ämtern und zehn Städten und Gemeinden. Und eine Tauschaktion sorgt für Kritik. ndr 

 Sie schaffe zusätzliche Bürokratie, verursache mehr Aufwand in den Kommunen und schränke Teilhabe und Selbstbestimmung ein, kritisierte Serpil Midyatli, Fraktionsvorsitzende der SPD im Landtag. Ihre Partei will am Donnerstag im Landtag eine Ausstiegsoption für Kommunen fordern. "Die Kommunen wissen selbst am besten, was vor Ort funktioniert", so Midyatli. Eine solche Option sei bei der Gestaltung nicht auf den Weg gebracht worden, um die Karte einheitlich anzubieten, so das Sozialministerium. 

 Vom Sozialministerium heißt es dazu weiter, dass ein enger Austausch mit den Kommunen bestehe. Das Ministerium nehme die Erfahrungen aus der Praxis ernst, um das bestehende System zu verbessern. Es sei zudem kein Geheimnis, dass in der Regierungskoalition unterschiedliche Positionen zur Bezahlkarte bestehen, sagte Sozialministerin Aminata Touré von den Grünen. 

 Die Bezahlkarte funktioniert ähnlich wie eine Prepaid-Debit-Karte und kann monatlich mit einem Guthaben aufgeladen werden. Sie soll Geflüchteten ermöglichen, bargeldlos zu bezahlen. Zuletzt hatte es bereits Probleme dabei gegeben, die Karte an den Start zu bringen. Mittlerweile ist sie landesweit ausgerollt, heißt es vom Sozialministerium - mehr als 9.000 Karten seien bislang ausgegeben worden. Zum Verhältnis: Es gibt rund 10.000 Leistungsberechtigte. 

 16.05.2026 

 Vor zwei Jahren wurde auf Bundesebene der Weg für die Bezahlkarte für Geflüchtete freigemacht. Behörden im Norden loben die Einführung - Asylbewerber hadern damit. ndr 

 31.12.2025 

 Zukünftig sollen alle Kommunen in SH Bezahlkarten an Geflüchtete ausgeben. Mitteldithmarschen hat das System bereits getestet. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR Fernsehen | Schleswig-Holstein Magazin | 26.08.2026 | 19:30 Uhr 



Haushaltsentwurf: Hier will das Land 2027 sparen - und investieren



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 20:34 Uhr 

 Finanzministerin Silke Schneider (Grüne) hat am Mittwoch den Haushaltsentwurf für 2027 vorgestellt. Um die Finanzierungslücke von fast 893 Millionen Euro zu schließen, will das Land Schleswig-Holstein neue Schulden aufnehmen. 

 Einnahmen in Höhe von knapp 18,5 Milliarden Euro, Ausgaben von rund 19,4 Milliarden Euro, eine Finanzierungslücke von rund 892,6 Millionen Euro und neue Schulden von etwa 790 Millionen Euro: Um diese Zahlen ging es am Mittwoch im Landtag in Kiel. Finanzministerin Schneider (Grüne) stellte dort den Haushaltsentwurf für 2027 vor. 

 "Während sich die Einnahmen deutlich schwächer entwickeln als erwartet, steigen unsere Ausgaben weiter", so die Ministerin. "Die allgemeine Tarif- und Besoldungsentwicklung schlägt durch." Hinzu kämen Mehrausgaben bei Besoldung und Versorgung infolge der aktuellen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. Auch die Sozialleistungen würden steigen. 

 Den Fehlbetrag will die Landesregierung zum Teil ausgleichen, indem sie auf Rücklagen zugreift - und neue Kredite aufnimmt. "Wir sparen, wo wir können, wir investieren, wo wir investieren müssen", so Schneider. 

 Finanzministerin Silke Schneider muss deutlich sinkende Einnahmen händeln. 

 So investiere man weiter in Bildung, bezahlbaren Wohnraum, Klimaschutz, Sicherheit und Infrastruktur, sagte Finanzministerin Schneider. 2,6 Milliarden Euro seien im Haushalt 2027 dafür vorgesehen. Darin sind auch Mittel aus dem Sondervermögen des Bundes enthalten. "Unsere Investitionsquote steigt auf ein Rekordniveau von 13,6 Prozent", so die Grünen-Politikerin. "Es ist ein Haushalt, der konsolidiert, ohne die Zukunft unseres Landes aufzugeben." 

 Kritik kam von Oppositionsführerin Serpil Midyatli (SPD). Nach zehn Jahren unter Daniel Günther (CDU) sei die Verschuldung auf Rekordniveau. Eine Zukunftsperspektive gebe es nicht. "Kaum eine Landesregierung hatte so ein finanzpolitisches Glück wie die Günther-Regierung: Erst Verfassungsbruch durch den Missbrauch von Notkrediten, dann ein historisches Sondervermögen des Bundes." Ein verfassungsmäßiger Haushalt sei kaum noch möglich. 

 Oppositionsführerin Serpil Midyatli sieht im Haushalt keine Zukunftsperspektive. 

 Die finanzielle Lage des Landes sei desaströs, die Verschuldung steige rapide an, sagte auch FDP-Fraktionschef Christopher Vogt. Er verwies auf die jüngsten Veröffentlichungen des Landesrechnungshofes zu den öffentlichen Finanzen. "Der Landesrechnungshof hat gerade vorgerechnet, dass das strukturelle Defizit mittlerweile auf rund zwei Milliarden Euro angewachsen ist", so Vogt. Mit strukturellem Defizit ist gemeint, dass die Ausgaben dauerhaft höher sind als die Einnahmen. 

 Und: Die Wirtschaft in Deutschland wachse kaum noch. Es werde aber so getan, als könne man sich weiter alles leisten. 

 "Eine Zahl in den Haushalt zu schreiben, ist noch kein Sparplan", sagte der SSW-Fraktionsvorsitzende Christian Dirschauer zu den sogenannten globalen Minderausgaben, die eingespart werden müssen. Er verlangte "Butter bei die Fische": "Wo wird gespart? Bei wem? Und welche Aufgabe fällt dafür weg?" Nehme man örtlichen ehrenamtlichen Beratungsstellen, Kultureinrichtungen oder Minderheiten ein paar Tausend Euro weg, dann "kann das vor Ort den ganzen Laden dichtmachen." 

 CDU-Fraktionschef Tobias Koch und Grünen-Fraktionschef Lasse Petersdotter stärkten der Finanzministerin den Rücken. Es sei wieder ein Konsolidierungshaushalt, sagte Petersdotter. "Niemand von uns ist in die Politik gegangen, um zu sparen oder zu schauen, aus welchem Topf man noch etwas wegnehmen kann. Trotzdem müssen wir uns mit den Konsequenzen auseinandersetzen." 

 Koch sagte, es gehe darum, in turbulenten Zeiten Verlässlichkeit zu bieten. Mit diesem Haushaltsentwurf gelinge es, "das Investitionsniveau nicht nur auf hohem Niveau zu stabilisieren, sondern sogar auf fast 14 Prozent des Haushaltsvolumens zu steigern." 

 12.05.2026 

 Das Land muss in den kommenden Jahren mit rund 1,8 Milliarden Euro niedrigeren Steuereinnahmen planen als bislang erwartet. ndr 

 30.06.2026 

 Die Landesregierung plant mit weiteren Schulden. Die Finanzministerin erklärt, wo das Land sparen will und wo nicht. ndr 

 12.06.2026 

 Die Präsidentin des Landesrechnungshofs warnt vor immer größer werdenden Schulden. Man nehme die Hinweise ernst, sagt die Finanzministerin. ndr 
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 Einige Menschen in Lübeck haben Angst. Denn immer häufiger verwüsten Wildschweine Gärten oder auch Friedhöfe. Dabei kommt es auch immer wieder zu direkten Begegnungen. 

 Es ist ein Ort der Ruhe, eine zentrale Gedenkstätte für die zivilen und militärischen Opfer beider Weltkriege - der Ehrenfriedhof direkt an der Travemünder Allee in Lübeck. Hier gibt es insgesamt 1.882 Grabstätten und etwa 500 Gedenksteine. Für Menschen ein beliebter Park zum Spazierengehen. Doch seit einigen Wochen ist der Friedhof gesperrt, mit Bauzäunen abgeriegelt. Eine Rotte Wildschweine hatte hier ihr Unwesen getrieben. 

 Audio 26.08.2026 

 Alles, was für Schleswig-Holstein wichtig ist: Im Nachrichten-Podcast von NDR 1 Welle Nord hören Sie das Neueste aus Schleswig-Holstein, Deutschland und der Welt. ndr 

 Großteile der Rasenflächen waren umgewühlt, Grabsteine in Schräglage geraten. Kurzum: ein Bild der Verwüstung. "Die Schäden waren schon massiv. Wir müssen jetzt immer wieder viele Mitarbeiter dorthin abziehen, damit sie den Friedhof wieder auf Vordermann bringen", sagt Marco Johann, Abteilungsleiter Friedhöfe der Hansestadt Lübeck. 

 Der Schaden beläuft sich nach seinen Schätzungen auf 10.000 bis 15.000 Euro. Inzwischen sind selbstschließende Tore bestellt. Diese sollen in Zukunft verhindern, dass Wildschweine erneut auf den Friedhof gelangen. 

 Nur ein paar hundert Meter weiter liegt der Kleingartenverein Burgtor, direkt am Volksfestplatz. Nachdem die Rotte nicht mehr auf den Ehrenfriedhof kommt, verwüstet sie hier die Schrebergärten. Erst vor wenigen Tagen haben die Schweine viele der 83 Grundstücke umgepflügt. Am schlimmsten hat es Dagmar Ulbricht erwischt. Sie hatte ihren Garten vier Jahre lang schick gemacht, jetzt kann sie von vorne anfangen. 

 Wildschweine haben mehrere Jahre Gartenarbeit von Dagmar Ulbricht zunichte gemacht. 

 Gerade in den Stadtteilen Karlshof und Israelsdorf ist die Rotte zurzeit sehr aktiv. Sie besteht aus etwa 50 Schweinen, schätzt Stadtjäger Christoph Benett. Er ist in den vergangenen Wochen mehrmals die Woche unterwegs, vergrämt oder jagt Wildschweine. 

 Die Pächter der Kleingartenanlage haben sich inzwischen an die Stadt Lübeck gewandt. Diese werde die Situation prüfen und Maßnahmen treffen, heißt es. 

 Das Hauptverbreitungsgebiet von Wildschweinen liegt nach wie vor im Süden des Landes, im Herzogtum-Lauenburg. Grund sind die vielen Regionen mit Wäldern. Aber eben auch Lübeck hat sich in den vergangenen Jahren zu einem Hotspot für Wildschweine entwickelt. Inzwischen ist die Population laut Landesjagdverband im gesamten Land verbreitet. Um unter anderem Seuchen wie der afrikanischen Schweinepest vorzubeugen, erstellt die Jägerschaft seit 25 Jahren ein Monitoring, ein sogenanntes Wildtierkataster. 

 Die wachsende Population lässt sich an den Jagdzahlen ablesen. Während im Jahr 1998 noch 5.318 Tiere erlegt wurden, waren es 2023 knapp 14.000. Laut Landesjagdverband ist es der klassische "Mensch-Wildtier-Konflikt", ein landesweites Problem mit den Tieren sehe man aktuell nicht. 

 Die Stadt Lübeck will den Ehrenfriedhof künftig besser vor Wildschweinen schützen. 

 Wildschweine haben eine wichtige Funktion im Ökosystem. Durch ihre Nahrungssuche graben sie viel Erdreich um und buddeln dadurch Samen oder etwa Eicheln ein. So entstehen zum Beispiel junge Bäume. Auf der anderen Seite werden sie in ihrem Bestand regelmäßig reguliert und geschossen. Das ruft die Tierschutzorganisation PETA auf den Plan, die sich grundlegend gegen eine Jagd von Wildschweinen ausspricht. 

 Stadtjäger Christoph Benett beobachtet die Situation mit Wildschweinen als ehrenamtlicher Stadtjäger in Lübeck bereits seit vielen Jahren. Vor kurzem hat er zum Beispiel 30 Tiere mitten auf einer Kreuzung stehen sehen, direkt in einem Wohngebiet. Die Rotte, die jetzt in seinem Gebiet unterwegs ist, sei zwar groß, aber die Lage nicht dramatisch. "Wir sind in Kontakt mit der Stadt und der unteren Jagdbehörde und entwickeln Lösungen. Die Menschen müssen sich keine Sorgen machen, wir haben die Situation unter Kontrolle", sagt der Stadtjäger. 

 Er wird auch in den kommenden Tagen vermutlich wieder unterwegs sein und die Tiere aus Wohngebieten vergrämen - mit Schreckschusswaffen. Und wenn es sein muss und es die Umgebung erlaubt, wird er auch Tiere schießen. 

 Der verwüstete Ehrenfriedhof in Lübeck könnte im September wieder für den Publikumsverkehr geöffnet werden. Auch die Pächter der Kleingärten am Volksfestplatz hoffen auf mehr Unterstützung von Jägern und Stadt - und auf endlich wieder Ruhe. Denn solche massiven Schäden in ihren Gärten wollen sie in Zukunft nicht mehr haben. 

 03.08.2026 

 Die Sperrung gilt bis zum 31. August und kann bis Mitte September verlängert werden. Es werden Wildschwein-Schutztore eingebaut. ndr 

 19.03.2026 

 In den östlichen Stadtteilen sind seit Monaten Wildschweine unterwegs. Die Stadt gibt Tipps und bittet um Mithilfe. ndr 

 18.08.2026 

 Die Polizei hatte das kleine Wildschwein an der Autobahn gerettet. Das Jungtier entwickelt sich gut. ndr 
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 Wer genau in Schleswig-Holstein gewonnen hat, verrät die Westdeutsche Lotterie nicht. Statistiker weisen auf die sehr geringe Gewinnchance beim Glücksspiel hin. Die Freude darüber sollte man in Grenzen halten. 

 Ein Spieler oder eine Spielerin oder eine Spielgemeinschaft aus Schleswig-Holstein hat die Eurojackpot-Lotterie geknackt: Wie die Westdeutsche Lotterie am Dienstag in Münster mitteilte, bekommt die Gewinnerin oder der Gewinner 39.496.021,60 Euro. 

 Der Glückspilz tippte die richtigen Gewinnzahlen 4, 5, 7, 48 und 50 sowie die beiden Eurozahlen 4 und 5. Der Einsatz lag bei acht Euro, gespielt wurden zwei Felder. 

 Weitere rund 1,4 Millionen Euro gingen an einen Glückspilz aus Ungarn, der die fünf Gewinnzahlen sowie eine Eurozahl richtig getippt hatte. Die Gewinnsumme beim Eurojackpot liegt eigenen Angaben zufolge bei mindestens zehn Millionen Euro und kann auf bis zu 120 Millionen Euro steigen. Eurojackpot ist eine internationale Lotterie, an der 19 europäische Länder beteiligt sind. 

 "Wir raten immer erst mal Ruhe zu bewahren", sagt Jessica Witthaus, Geschäftsführerin von Lotto Schleswig-Holstein. Die Reaktionen auf einen Gewinn seien immer ganz unterschiedlich: "Einige sind sehr, sehr ruhig, einige sind auch überdreht und erst mal auch vielleicht ein bisschen überfordert." 

 Von seinem Gewinn sollte man am besten niemandem erzählen, rät Witthaus. Der Umgang mit anderen Personen könnte schwierig werden, wenn diese etwas vom Gewinn abhaben möchten. 

 Zudem rät Lotto-Geschäftsführerin Witthaus, dass Gewinner das Geld nicht auf das Konto ihrer Hausbank überweisen sollten, sondern ein neues Konto beispielsweise bei einer größeren Bank eröffnen und dorthin überweisen. 

 Banken sind zwar zur Verschwiegenheit verpflichtet. Gerade bei Filialen in einem kleineren Ort könnte es für den Gewinner aber ein unschönes Gefühl sein, wenn die Bankmitarbeitenden wissen, wie viel Geld er jetzt auf dem Konto hat, so Witthaus. 

 Lotto-Gewinne müssen nicht versteuert werden - auch Millionenbeträge bleiben steuerfrei. Zinsen und andere Erträge aus dem Gewinn könnten laut Lotto Schleswig-Holstein jedoch steuerlich relevant sein. 

 In diesem Jahr zählt Lotto Schleswig-Holstein bis jetzt fünf Millionengewinner. Vergangenes Jahr waren es acht. Der höchste Lotto-Gewinn in Schleswig-Holstein war 120 Millionen im Jahr 2023 - in dem Jahr gab es insgesamt fünf Lotto-Millionäre im nördlichsten Bundesland. 

 05.01.2026 

 Neun Spielerinnen und Spieler sind im vergangenen Jahr Lotto-Millionär geworden. So viele wie noch nie in einem Jahr. ndr 

 14.08.2026 

 Ein Traumhaus gewinnen und gleichzeitig Gutes tun - so das Konzept von Soziallotterien. Was steckt dahinter und wie gehen die Gewinner damit um? ndr 

 17.06.2026 

 Am 9. Oktober 1955 findet die erste öffentliche Lottoziehung 6aus49 statt. Die Zusatzzahl kommt erst 1956 dazu. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR Fernsehen | Schleswig-Holstein Magazin | 26.08.2026 | 19:30 Uhr 



Dithmarschen: Verband der Kreisfeuerwehr bald ohne Führung?



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 17:02 Uhr 

 Nach seinem Stellvertreter hat jetzt auch der Kreiswehrführer Martin Dreßler beim Landrat um Entlassung gebeten. 

 Nach seinem Stellvertreter Bernd Müller hat nun auch der Wehrführer des Kreisfeuerwehrverbandes Dithmarschen, Martin Dreßler, den Landrat um Entlassung aus dem Amt gebeten. Hintergrund ist ein wochenlanger Konflikt um die Art ihrer Amtsführung im Kreisverband. Auf NDR Anfrage erklärte eine Kreissprecherin, der Landrat wolle mit Dreßler und Müller zunächst ein persönliches Gespräch führen. Weitere Schritte sollten dann am kommenden Freitag (28.8) bekanntgegeben werden. 

 Der Sitz des Kreisfeuerwehrverbandes Dithmarschen in St. Michaelisdonn. 

 Wie ein Sprecher des Kreisfeuerwehrverbandes erklärte, würden die Stellen dann quasi ausgeschrieben und Interessierte könnten sich darauf bewerben. Voraussetzung dafür ist laut Satzung zum Beispiel Erfahrung in der Wehr- oder Zugführung. Die Kandidaten müssten sich dann bei den Feuerwehren im Kreis vorstellen und würden bei einer Delegiertenversammlung in geheimer Wahl gewählt. Die Verbandssatzung sieht eine Wahl spätestens drei Monate nach dem Ausscheiden der Wehrführung vor. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 26.08.2026 | 16:30 Uhr 

  



Historische Bücher aus Lübeck kommen nach Kiel



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 18:02 Uhr 

 Mehr als 380 historische Drucke aus Lübeck werden künftig in Kiel gesichert, digitalisiert und öffentlich zugänglich gemacht. 

 Die Kieler Universitätsbibliothek bekommt über 380 historische Drucke aus der katholischen Pfarrei "Zu den Lübecker Märtyrern". Das teilte die Uni mit. Demnach sollen die Bücher dadurch dauerhaft gesichert, digitalisiert und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Dabei geht es um Predigtsammlungen, Bibeln und andere religiöse Schriften. Der älteste Druck stammt laut Universitätsbibliothek aus dem Jahr 1548. 

 In Kiel sollen die Drucke jetzt unter anderem in überregionalen Datenbanken aufgenommen und digitalisiert werden. (Symbolbild) 

 Auch Ausstellungen sind geplant. Bibliotheksdirektorin Kerstin Helmkamp freut sich über die Zusammenarbeit mit der Pfarrei. Vor allem kleinere Einrichtungen verfügten über wertvolle Bestände - diese könnten aber nicht immer dauerhaft bewahrt werden, sagte sie. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 26.08.2026 | 16:30 Uhr 

  



Hochschule Flensburg: Ralph Sonntag ist neuer Präsident



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 17:13 Uhr 

 Sonntag bringt Expertise in Marketing, Wirtschaftsinformatik und Unternehmensberatung mit. Vorgänger Sven Tode war abgewählt worden. 

 Der 13-köpfige Senat der Hochschule Flensburg hat Ralph Sonntag zum neuen Präsidenten gewählt. Dieser ist bisher Rektor der Hochschule Stralsund in Mecklenburg-Vorpommern. Sonntag promovierte in Wirtschaftsinformatik, war Professor für Marketing in Dresden, zudem sammelte er Erfahrungen in der Unternehmensberatung. Sonntag setzte er sich gegen vier Kandidatinnen und Kandidaten durch. "Ich habe einen sehr partizipativen Anspruch, um Hochschule zu leiten. Es geht um das gemeinsame Wirken und das werde ich voranbringen", sagte er nach seiner Wahl. 

 Ralph Sonntag ist neuer Präsident der Hochschule Flensburg. Sie hat rund 3.000 Studenten und einen Schwerpunkt im Bereich Technik und Wirtschaft 

 "Mit Ralph Sonntag hat sich der Senat für einen erfahrenen Hochschulmanager entschieden, der seit vielen Jahren Führungsverantwortung im Wissenschaftsbereich trägt", heißt es von der Hochschule. Offen ist, wann Sonntag sein Amt antritt. Der bisherige Präsident Sven Tode war Ende des vergangenen Jahres abgewählt worden. Er stand zuvor wegen seines Führungsstil und seinem Umgang mit Mitarbeitenden in der Kritik. Tode war juristisch gegen seine Abwahl vorgegangen und zuletzt in einer Eilentscheidung des Oberverwaltungsgerichts unterlegen. Ob das Verfahren weiter läuft, ist offen. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 26.08.2026 | 16:30 Uhr 

  



Ostholstein: Motorradfahrer tödlich verunglückt



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 16:55 Uhr 

 Der Biker wurde auf einer Straße nahe Altenkrempe gefunden. Der genaue Unfallhergang muss nun geklärt werden. 

 In der Nähe von Altenkrempe bei Neustadt (Kreis Ostholstein) ist ein Motorradfahrer ums Leben gekommen. Der 26-Jährige war am Dienstag im Kassauer Weg gefunden worden. Dort war es offenbar rund eine Stunde vor Eintreffen der Einsatzkräfte zum Unfall gekommen, so ein Polizeisprecher. 

 Wie der Mann genau ums Leben gekommen ist, steht noch nicht fest. Die Polizei in Schönwalde ermittelt. 

 Nach Angaben des Sprechers gibt es bislang keine Hinweise darauf, dass an dem Unfall andere Verkehrsteilnehmer beteiligt waren. Nach ersten Erkenntnissen ist der Biker anscheinend alleine verunglückt. Was genau passiert ist, ist bislang unklar. Zeugen gibt es laut Polizei nicht. Ermittler sollen nun klären, wie es zu dem tödlichen Unfall gekommen ist. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 26.08.2026 | 16:30 Uhr 

  



Facebook-Umfrage der Polizei Ratzeburg: Wo soll geblitzt werden?



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 09:40 Uhr 

 Auf dem Facebook-Account der Polizeidirektion wurde die Umfrage gestartet. Gesucht sind Orte, an denen Radarkontrollen Sinn ergeben. 

 Die Polizeidirektion Ratzeburg (Kreis Herzogtum Lauenburg) will mit einer Umfrage auf ihrem Facebook-Account neue Orte für Blitzer in den Kreisen Stormarn und Herzogtum Lauenburg finden. Gesucht sind Orte, an denen die Menschen vor Ort einen Blitzer-Einsatz für sinnvoll halten. Die Umfrage läuft noch bis zum kommenden Sonntag. 

 Der Ort, der pro Kreis jeweils am meisten genannt bzw. geliked wird, könnte dann das Ziel der nächsten Geschwindigkeitsüberwachung werden, heißt es von der Polizei. Laut einer Sprecherin will die Polizeidirektion mit dieser Aktion auf die Bürgerinnen und Bürger zugehen, sie zu Wort kommen lassen und ihnen signalisieren, dass ihre Anliegen wichtig sind. Wann genau dann die Kontrollen starten, will die Polizei aber nicht verraten. 

 Die Umfrage läuft noch bis kommenden Sonntag. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 26.08.2026 | 09:30 Uhr 

  



Blaualgen: Badeverbote und Warnungen an Ostsee-Stränden und Seen



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 17:35 Uhr 

 An einigen Ostsee-Stränden und Seen in Schleswig-Holstein sollte man aktuell nicht ins Wasser gehen. Dort gelten Badeverbote oder Badewarnungen. In der Lübecker Bucht hat sich die Lage dagegen entspannt. 

 Der Sommer in Schleswig-Holstein lädt zum Baden ein. Doch nicht überall im Land kann man aktuell ins Wasser. Nach Angaben des Gesundheitsministeriums gelten nämlich an mehreren Badestellen Badeverbote oder Badewarnungen. Grund dafür sind Blaualgen. Davon betroffen sind mehrere Strände an der Ostsee und einige Badeseen. 

 Aktuell (Stand 26.8.) gilt laut Gesundheitsministerium im Kreis Rendsburg-Eckernförde ein Badeverbot wegen erhöhter Blaualgen-Belastung an den Badestellen am Dörpsee und Brahmsee - dort im nördlichen Teil bei der Fischereisiedlung sowie im südlichen Teil in Eisendorf. Für den Bossee gibt es eine Badewarnung. 

 Im Kreis Herzogtum Lauenburg gibt es inzwischen drei Badestellen mit Badeverbot. Neu hinzugekommen ist der Lanzer See in Basedow. Dort gilt seit Dienstag (25.8.) an der Badestelle "Am Campingplatz" wegen einer Massenvermehrung von Blaualgen ein Badeverbot. 

 Damit gelten aktuell (Stand 26.8.) folgende Badeverbote im Kreis: 

 Außerdem gilt seit dem 7. August eine Badewarnung für die Bademöglichkeit "Am Campingplatz" am Gudower See in Gudow. 

 Entwarnung gibt es dagegen am Küchensee in Ratzeburg: Für die Badestellen "Aqua Siwa" und "Farchauer Liegewiese" hat der Kreis die Badeverbote mittlerweile wieder aufgehoben. 

 Am Bordersholmer See breitet sich der Blaualgen-Teppich aus. Es gilt Badeverbot. 

 In der Lübecker Bucht gibt es aktuell keine Badeverbote mehr - allerdings gelten weiterhin einige Warnungen vor Blaualgen für die Badestellen Scharbeutz, Haffkrug, Sierksdorf, Kellenhusen und Grömitz (inklusive Badestelle Lenste). 

 Die Situation kann sich durch Wind und Strömungen allerdings schnell verändern. Der Kreis Ostholstein aktualisiert seine Einschätzung deshalb laufend. Badegäste sollten sich vor dem Schwimmen über die aktuelle Badegewässerkarte informieren. 

 Nach Angaben des Landes soll man auf Schwimmen und Baden verzichten, wenn Badegäste im Wasser ab Kniehöhe wegen der bläulich-grünlichen Trübung ihre Füße nicht mehr erkennen können. In diesen Fällen sollen auch Kleinkinder nicht mehr am Ufer spielen oder im flachen Wasser planschen. Auch von Wassersport wie Surfen oder Wasserski raten die Behörden ab. 

 18.08.2026 

 Im Sommer können sich Blaualgen stark vermehren und für Mensch und Tier giftig sein. So erkennt man die Bakterien. ndr 

 Blaualgen können giftig sein. Bei Hautkontakt kann es zu Reizungen führen und bei Verschlucken auch Übelkeit und Erbrechen auslösen. Wer Kontakt mit Blaualgen hatte, sollte schnell duschen und die Kleidung wechseln. 

 30.07.2026 

 Im Herzogtum Lauenburg sind mehrere Badestellen von Blaualgen befallen. Auch für den Ritzerauer See gibt es eine Warnung. ndr 

 15.08.2026 

 Aktuelle Satellitenbilder zeigen große Ansammlungen vor der Ostseeküste. Badeverbote gibt es in MV nicht. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 26.08.2026 | 16:30 Uhr 

  



Handball: THW Kiel mit neuen Stars zu alter Stärke?



2026-08-26


 Saisonstart in der HBL 

 Nach dem erstmaligen Verpassen des internationalen Geschäfts seit 33 Jahren muss der THW Kiel in der nun beginnenden Saison der Handball-Bundesliga liefern. Mit neuem Trainer und neuen Stars wollen die "Zebras" zurück an die Spitze. Am Donnerstag gegen den TBV Lemgo geht's los. 

 von Thomas Koos und Alex von Kuczkowski 

 Obwohl die Schleswig-Holsteiner in der Vorsaison der HBL nur auf Platz sechs landeten und ein Millionen-Minus einfuhren, wird an der Förde auch künftig nicht gegeizt. Zu tief sitzt der Stachel der Enttäuschung. 

 Wenn der THW am Donnerstag zu Beginn der neuen Spielzeit Lemgo empfängt (19 Uhr, im NDR Livecenter mit Audio-Vollreportage und Ticker), will der deutsche Rekordmeister endlich zu alter Stärke zurückfinden. 

 Nach einer enttäuschenden Saison hofft der deutsche Rekordmeister mit prominenten Neuzugängen auf ein deutlich besseres Abschneiden. 

 Dreimal in Folge haben die Kieler die Qualifikation für die Champions League verpasst. Ein viertes Mal soll es nicht geben. Dafür wurde jeder (Personal)-Stein umgedreht. 

 Beginnend beim Trainer. Filip Jicha wurde durch den kommunikativeren Börge Lund ersetzt. "Börge gibt den Spielern viele Freiheiten", erklärt THW-Geschäftsführer Viktor Szilágyi im NDR Interview. "Natürlich sind die Grenzen klar abgestimmt. Aber er setzt auf viel Eigenverantwortung und Kreativität eines jeden Einzelnen." 

 Für neuen Schwung und neue Euphorie soll der deutsche Nationalspieler Julian Köster sorgen. Das Rückraumass kam als Anführer vom VfL Gummersbach und wurde auch in Kiel sofort in das Kapitänstrio berufen. "Julian ist ein Komplettpaket", schwärmt Szilágyi. "Er macht uns in Abwehr und Angriff besser." 

 Und auch der 26-Jährige ist begeistert von seiner neuen Herausforderung: "Es macht sehr viel Spaß bislang. Hier herrscht ein guter Spirit. Wir haben eine sehr interessante Truppe zusammen", so Köster. 

 Spektakulär ist zudem der Transfer von Weltklasse-Spielmacher Domen Makuc. Der Slowene kommt von Champions-League-Sieger FC Barcelona. Ebenfalls wie ein Neuzugang wirkt Linkshänder Emil Madsen, der nach einer schweren Knieverletzung und 330 Tagen Leidenszeit endlich auf die Platte zurückkehren kann. 

 Der norwegische Coach Börge Lund kommt in den ersten Trainingstagen gut beim Handball-Rekordmeister aus Kiel an - und setzt neue Impulse. 

 Im Tor ist der THW überragend besetzt. Mit Andreas Wolff und Gonzalo Perez de Vargas haben die Kieler das wohl beste (und teuerste) Keeper-Duo der Bundesliga. 

 Dass die "Zebras" weiterhin bissig sein können, ist unter anderem auch Kai Kruse zu verdanken. Kiels Aufsichtsratvorsitzender sorgte - gemeinsam mit weiteren Gesellschaftern - dafür, dass es eine Kapitalerhöhung in Höhe von 1.535.777 Millionen Euro gab. Kruse stellte fast die Hälfte dieses Geldes zur Verfügung. 

 "Ich spüre hier überall Aufbruchstimmung", sagt er. "Es wird viel mehr miteinander gesprochen und gelacht als im letzten Jahr." 

 Der große Favorit auf die Meisterschaft ist einmal mehr der SC Magdeburg. Aber der THW gilt unter Experten als das Team, das dem Titelverteidiger am ehesten Paroli bieten könnte. 

 Offiziell sprechen die Kieler zwar "vom Erreichen des internationalen Geschäfts" als Saisonziel. Insgeheim ist die Rückkehr in die Champions League - auch aufgrund der hohen Personalkosten - aber Pflicht. In die Karten könnte dem THW spielen, dass die Belastung ohne internationalen Wettbewerb geringer ist. Für das sichere Erreichen der "Königsklasse" ist mindestens Platz zwei in der Bundesliga nötig. 

 Schon am Donnerstag gegen Lemgo steht die erste Bewährungsprobe an. Wie gut ist der THW wirklich? "Ich finde es immer schwierig, vorm ersten Spiel über den letzten Spieltag zu sprechen", sagt Köster zum Thema Zielsetzung. "Der TBV spielt einen unangenehmen Handball. Da haben wir ein ganz schönes Brett zum Start bekommen." 

 Ergebnisse, Tabellenstände und die Spieltage im Überblick. 

 Vor allem der neue Kapitän Bergholt soll die Schleswig-Holsteiner zurück in die "Königsklasse" führen. Bei der Generalprobe vor dem Ligastart war die SG nicht wirklich gefordert. 

 Dieses Thema im Programm: 

 Der HC Hamburg startet am Sonntag in die neue Saison der Handball-Bundesliga. Der neue Geschäftsführer Markus Rejek im NDR Interview über die Ziele und Finanzen des Clubs. 

 Vor allem der neue Kapitän Bergholt soll die Schleswig-Holsteiner zurück in die "Königsklasse" führen. Bei der Generalprobe vor dem Ligastart war die SG nicht wirklich gefordert. 

 Nach dem letzten Spieltag werden dem niedersächsischen Traditionsclub sechs Punkte abgezogen. Weitere HBL-Auflagen bleiben bestehen. 

 Nach einer enttäuschenden Saison hofft der deutsche Rekordmeister mit prominenten Neuzugängen auf ein deutlich besseres Abschneiden. 

 © Norddeutscher Rundfunk 



Subtropische Segelqualle auf Sylt: Bote des Klimawandels?



2026-08-26


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 26.08.2026 • 10:25 Uhr 

 Auf Sylt hat die Nordsee am Strand eine neue Quallenart angespült. Die subtropische Segelqualle kommt eigentlich nur in wärmeren Gewässern vor, bis in die Nordsee kam ein Schwarm noch nie. 

 Als ein "niedliches Naturwunder" bezeichnet Rainer Borcherding von der Schutzstation Wattenmeer die subtropischen Segelquallen auf Sylt (Kreis Nordfriesland). Die Quallenart nutzt ein Segel, um mithilfe des Windes über die Wasseroberfläche zu treiben. 

 Dass ein Schwarm bis in die kalte Nordsee segelt, ist laut Borcherding ein Novum und ein Bote des Klimawandels. Die Quallenart brauche im Winter 14 Grad Celsius, erklärt Borcherding weiter: "Die haben wir natürlich nicht, aber dass die Qualle trotzdem hier ist, zeigt, wie warm der Atlantik geworden ist." 

 Die subtropische Segelqualle hat zwar Fangtentakel mit Nesseln, ist laut Borcherding für Menschen aber ungefährlich und das Ökosystem in der Nordsee störe sie auch nicht. Er befürchtet allerdings, dass der Segelqualle gefährlichere Quallen wie die portugiesische Galeere oder die Mittelmeer-Leuchtqualle in die sich aufheizende Nordsee folgen könnten. Beide Arten können schwere Verbrennungen bei Menschen verursachen. 

 Laut Schutzstation Wattenmeer wird die subtropische Segelqualle auf Sylt immer nur zu Besuch sein. Denn um sich fortpflanzen zu können, sei die Nordsee zu flach. 

 13.07.2026 

 Wind aus Nordwest hatte die Tiere am Sonntag Richtung Südstrand getrieben. Mittlerweile sind die Quallen wieder weg. ndr 

 16.07.2025 

 Sie sind herzlos, sie sind hirnlos, und trotzdem eindrucksvoll: Quallen. Radiopastorin Sarah Oltmanns nähert sich in unserer Kolumne den ungeliebten Meeresbewohnern. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 26.08.2026 | 05:30 Uhr 

  



Finale auf Sylt - Weltmeister im Kitesurfen gesucht



2026-08-26


 Vor dem Strand von Westerland auf Sylt hat am Dienstag der Kitesurf Worldcup begonnen. Hier entscheidet sich bis Sonntag, wer bei Männern und Frauen die Weltmeister-Titel holt. 

 Bei den Wettbewerben vor dem Brandenburger Strand in Westerland auf Sylt (Kreis Nordfriesland) treten auch einige deutsche Kitesurfer an, unter ihnen Alex Middeler aus Lübeck. "Ich will am Ende zu den zehn besten Fahrern der Welt in meiner Disziplin gehören", sagte der 26-jährige NDR Schleswig-Holstein. 

 Und weil das letzte Tour-Event des "Defender GKA Kite-Surf World Cup Sylt" in Brasilien abgesagt wurde, geht es jetzt in Westerland für die Kitesurfer um die letzten WM-Punkte, die vergeben werden. Bedeutet: Am Ende dieser Woche fällt auf Sylt die Entscheidung, wer die Weltmeister-Titel holt. 

 Am Start ist auch der 17-jährige Finn Flügel aus Oberfranken, der gerade erst in St. Peter-Ording seinen Weltmeistertitel in der Jugendklasse verteidigen konnte. Im vergangenen Jahr wurde er auf Sylt Zweiter. 

 Jetzt hat er große Chancen, sich vor heimischen Publikum den WM-Titel in der Disziplin Big Air Hydrofoil zu sichern. Das ist ein besonders spektakulärer Wettbewerb, bei dem die Surferinnen und Surfer so hoch wie möglich fliegen und spektakuläre Manöver in die Luft zaubern. Sprünge bis zu 30 Metern Höhe sind dabei keine Seltenheit. 

 Bei den Damen ist in dieser Disziplin die 17-jährige Lina Richter aus Büsum (Kreis Dithmarschen) am Start. Insgesamt nehmen 60 Sportler aus 23 Ländern teil. Es geht um wichtige Ranglistenpunkte für den WM-Titel und um ein Preisgeld von 40.000 Euro. Der Kitesurf Worldcup findet bereits zum sechsten Mal auf Sylt statt und ist der einzige Tour-Stopp in Deutschland. Die Veranstalter rechnen in Westerland bis Sonntag mit rund 100.000 Menschen, die zum Strand pilgern und zuschauen werden. 

 Vor Ort können Besucher unter anderem neues Kitesurfmaterial anschauen und ausprobieren, an Workshops teilnehmen und sich von den Profis Autogramme holen. Der Eintritt ist frei. 

 Wenn Sie unsere Inhalte schätzen und diese häufiger in den Schlagzeilen der Google-Suche angezeigt bekommen möchten, dann legen Sie NDR.de doch als bevorzugte Quelle fest. Voraussetzung ist ein Google-Konto. Hier können Sie NDR.de ganz einfach als bevorzugte Quelle hinzufügen.

Hintergrund: Wie funktioniert die neue Google-Funktion? 

 Nachwuchs-Kitesurfer aus der ganzen Welt haben an der Nordseeküste fünf Tage lang ihr Können unter Beweis gestellt.. 

 Alessa Sophia Mensch gehört zu den besten Kitesurferinnen der Welt. Ihre Leidenschaft führt sie regelmäßig zu den schönsten Stränden der Welt, bedeutet aber auch viel Training. 

 53 Teenager aus aller Welt, die jüngsten gerade mal 13, treten bei den Jugend-Weltmeisterschaften gegeneinander an. 

 Dieses Thema im Programm: 

 Zwei Männer sollen sich als Bankmitarbeiter ausgegeben und eine Seniorin um ihre EC-Karte gebracht haben. 

 Zum ersten Mal sind auf Sylt subtropische Segelquallen angespült worden. Eigentlich sind sie in wärmeren Gewässern zu Hause. 

 Reporterin Kim ist zum 80. Landesjubiläum auf Entdeckungstour: 80 Stunden lang war sie im Land unterwegs - auch per SUP. 

 Vor allem Männer sind "Vorsorgemuffel", sagt die AOK Nord-West. Nur wenige gehen zur Krebsvorsorge. Bei Frauen ist das anders. 

 Die "Wölfinnen" gewannen das Hinspiel gegen Inter mit 2:0 und gehen mit deutlichen Vorteilen ins Rückspiel in einer Woche. 

 Die Hamburger versuchen, die Qualitäten ihrer Stars auf mehrere Schultern zu verteilen, im Kader hat sich einiges getan. Aber reicht das? Das sagen die Daten. 

 Nach dem erstmaligen Verpassen des internationalen Geschäfts seit 33 Jahren müssen die "Zebras" in der neuen HBL-Saison liefern. Das soll mit neuem Trainer und neuen Stars gelingen. 

 Seit vier Wochen können Anteile an der Genossenschaft erworben werden. In der ersten Verkaufsphase hofft der HSV auf bis zu 16 Millionen Euro. 

 © Norddeutscher Rundfunk 
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Ethisches Hacken: Raus aus der Grauzone



2026-08-26


 Wer in Deutschland IT-Sicherheitslücken meldet, läuft Gefahr, Probleme zu bekommen. So musste sich etwa die Sicherheitsforscherin Lilith Wittmann mit einer Anzeige herumschlagen, nachdem sie eine gravierende Sicherheitslücke in einer App der CDU gefunden hatte. Dabei half es ihr zumindest anfangs nicht, sich vorbildlich verhalten zu haben: Ausgenutzt hatte sie den unautorisierten Zugang zu zehntausenden Datensätzen nicht, sondern stattdessen der Partei Zeit genug gegeben, die Lücke zu schließen, bevor die Öffentlichkeit davon erfuhr. 

 Obwohl die Sache letztlich glimpflich für Wittmann ausging, bewegen sich IT-Sicherheitsforscher:innen oft in einer rechtlichen Grauzone. Vor allem das seit dem Jahr 2007 geltende Computerstrafrecht kriminalisiert eine Reihe an Techniken und Werkzeugen, die zur Grundausstattung vieler IT-Sicherheitsexpert:innen zählen. 

 Eines der Probleme dabei: Wenn Lücken nicht gefahrlos und verantwortungsbewusst („Responsible Disclosure“) gemeldet und anschließend vom Hersteller geschlossen werden können, bleiben sie offen. Ein gefundenes Fressen für tatsächliche Cyberkriminelle, Geheimdienste beliebiger Länder oder sonstige Akteure, die keine guten Absichten haben. 

 Inzwischen ist in der deutschen Politik über Parteigrenzen hinweg durchgedrungen, dass dieser Ansatz mehr Probleme schafft, als er löst. Die überfällige Reform lässt jedoch weiterhin auf sich warten. Zuletzt ist die Ampelregierung nicht über einen Referentenentwurf hinausgekommen, der die umstrittenen Hacker-Paragrafen entschärft hätte. Und das Versprechen der schwarz-roten Regierung, im „Computerstrafrecht Rechtssicherheit für IT-Sicherheitsforschung“ zu schaffen, steht bislang nur als nebulöse Absichtserklärung im Raum. 

 In diese Lücke stößt ein aktuelles Papier der Gesellschaft für Informatik (GI). Diese hatte sich mit Industrie, Sicherheitsforschenden und digitalpolitischen NGOs zusammengesetzt und Lösungsansätze entwickelt, um eine rechtssichere IT-Sicherheitsforschung zu erlauben. Dabei sei Eile geboten, so GI-Präsident Martin Wolf. Das große Missbrauchspotenzial von KI-Systemen mache das frühzeitige Finden und Melden von Schwachstellen wichtiger denn je, sagt der in Aachen lehrende IT-Experte. „Ehrenamtliche Hacker:innen dürfen dafür nicht länger mit Strafanzeigen statt Anerkennung belohnt werden“, fordert Wolf. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Als Ausweg bietet das GI-Papier zum einen konkrete Gesetzesänderungen an. So müsse etwa die Absicht der meldenden Person ein „zentrales Kriterium“ einer gesetzlichen Anpassung sein. Schließlich stelle die gemeinwohlorientierte Meldung einer Sicherheitslücke einen „wesentlichen Unterschied zu böswilligem Hacking dar“, führt das Papier aus. 

 Entsprechend sollten unter anderem Hacking-Tools, die beispielsweise das Dekompilieren von Software möglich machen, legalisiert werden: „Nicht die Herstellung oder das Zugänglichmachen von ‚Hacker*innentools’ sollte kriminalisiert werden, da diese zur Aufdeckung solcher Schwachstellen verwendet werden, sondern die Verwendung für eine verbotene Handlung.“ 

 Zum anderen müsse die Regierung neben dem Strafrecht weitere Gesetze anfassen, darunter das Datenschutzgesetz (TDDDG). Dieses kriminalisiere in seiner aktuellen Form das Melden einer Schwachstelle, selbst wenn diese auf eine schlechte oder fehlende Sicherung auf Herstellerseite zurückzuführen ist. 

 Über die Gesetzesänderungen hinaus brauche es jedoch einen ganzheitlichen Ansatz, fordert die GI. Dazu würden ein „wirkungsvolles Meldeverfahren und eine aktive Meldekultur“ zählen. Zudem sei eine stärkere gesellschaftliche Anerkennung ethischen Hackens ein wichtiger Beitrag, um insgesamt die IT-Sicherheit zu erhöhen, so das Papier. 

 Für einen neuen Anlauf zur Reform des Bereichs könnte sich die Regierung auch von anderen Ländern inspirieren lassen. Polen habe laut GI den in Europa liberalsten Ansatz. Dort seien etwa Personen, die ausschließlich zum Zweck der Sicherung von Systemen handeln, ausdrücklich von der Strafbarkeit ausgenommen. 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Zugleich sollte die Regierung den „Windschatten des Cyber Resilience Act“ nutzen, empfiehlt die GI. Die vor rund zwei Jahren verabschiedete EU-Verordnung enthält unter anderem Meldepflichten für Hersteller und Betreiber, wenn sie über Schwachstellen stolpern. Dies ließe sich ausweiten, indem darüber hinaus auch eine geregelte Meldemöglichkeit für externe und/oder ehrenamtlich agierende IT-Sicherheitsforschende eingeführt wird. Damit würde der Charakter des Cyber Resilience Acts gestärkt und die Cybersicherheit im Land gefördert werden, argumentiert die GI. 

 Insgesamt dürfte noch einiges zu holen sein, zumal sich die Lage zuletzt keineswegs verbessert hat. So stieg im ersten Quartal 2026 die Zahl gemeldeter Schwachstellen weltweit um 25 Prozent im Vergleich zum Vorjahr an. Jährlich entsteht für deutsche Unternehmen laut eigenen Angaben ein hunderte Milliarden Euro hoher Schaden, Tendenz steigend. 

 Diese Dynamik dürfte vorerst bestehen bleiben. Denn auf der einen Seite gelingt es KI-Modellen immer besser, bislang unbekannte Sicherheitslücken in Anwendungen zu entdecken. BSI-Präsidentin Claudia Plattner spricht gar von einer neuen „Zeitrechnung der Cybersicherheit“. Auf der anderen Seite berge sogenanntes Vibe-Coding die Gefahr, selbst Schwachstellen in Code zu erzeugen, warnt die GI. Bei Vibe-Coding richten Nutzer:innen, die mit Software-Entwicklung sonst nichts zu tun haben, in einfacher Sprache ihre Wünsche an ein KI-System. Dieses übernimmt dann den Rest – mal besser, mal schlechter. 

 Nun müsse die Bundesregierung zügig eine Reform unter Beteiligung aller Betroffenengruppen einleiten, fordert die GI. „Eine Legalisierung von ethischem Hacking wäre ein konsequenter Schritt, die Cybersicherheitslandschaft in Deutschland besser zu gestalten und das Potenzial zu nutzen, das Expert*innen aus der Sicherheitsforschung, Hobbytüftler*innen und gewissenhafte Nerds mitbringen.“ 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Schattendatenbank: Datenschützer mahnen Schufa ab



2026-08-26


 Die Datenschutzorganisation noyb hat die Schufa abgemahnt, weil diese eine Schattendatenbank mit historischen und veralteten Daten über Millionen von Menschen vorhält. Die Existenz dieser Datenbank hatte eine gemeinsame Recherche von NDR und Süddeutscher Zeitung im Juli herausgefunden. Die Schufa bewertet die Kreditwürdigkeit von Menschen, zu ihren Kunden gehören unter anderem Banken, Energieversorger oder Telekommunikationsunternehmen. 

 Laut der Recherche von NDR und SZ handelt es sich bei den Daten um „alte Kredite und Kreditkarten, Pfändungen und Privatinsolvenzen, Schulden, die die Betroffenen oft schon vor Jahren beglichen haben“. Es seien Daten, die die Schufa schon längst gelöscht haben müsste, so der Bericht damals weiter. Die sensiblen Daten könnten großen Schaden anrichten. Wenn Menschen allerdings bei der Schufa anfragten, welche Daten diese über sie gespeichert hat, gab die Auskunftei diese historischen Informationen bei der Datenauskunft nicht an. 

 Daran stören sich die Datenschützer von noyb: Ein Unternehmen könne seine gesetzliche Auskunftspflicht nicht einfach auf Daten beschränken, die es selbst als für Betroffene „interessant“ befindet. Der Europäische Gerichtshof habe längst klargestellt: Die Datenkopie müsse eine vollständige, originalgetreue Reproduktion aller verarbeiteten Daten sein. Marco Blocher, Datenschutzjurist bei noyb, sagt: „Die Schufa begeht hier Rechtsbruch mit Ansage – und das wissen wohl auch die Verantwortlichen bei der Schufa.“ 

 Schufa speichert alte Datensätze über Millionen von Menschen 

  

 Die Datenschützer:innen von noyb gehen nun gleich mit zwei Mitteln gegen die Schufa vor. Einerseits haben sie eine Abmahnung an die Schufa gesendet, die in eine mögliche Unterlassungsklage münden kann. Auf der anderen Seite kündigen sie eine mögliche Sammelklage gegen die Auskunftei an. Hierzu können sich Interessierte in eine Liste eintragen, um über den weiteren Verlauf informiert zu werden. Laut noyb sei ein immaterieller Schadensersatz von bis zu 500 Euro pro betroffener Person denkbar. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Postident mit AutoID: Deutsche Post trainiert ihre KI mit Ausweisfotos



2026-08-26


 Ein neuer Handytarif oder das Konto bei einer neuen Bank – für viele Dinge müssen wir uns ausweisen. Wenn wir das im Netz machen, funktioniert das anders als direkt in der Bank-Filiale oder im Handy-Shop. Weit verbreitet ist das Postident-Verfahren. Es bietet verschiedene Möglichkeiten. Klassisch können Kund:innen etwa in eine Filiale der Deutschen Post gehen und ihren Ausweis dem Personal dort vorzeigen. Oder sie nutzen die Ausweisfunktion ihres elektronischen Personalausweises. 

 Verhältnismäßig neu ist das Postident-Verfahren mit der Option AutoID. Auf ihrer Website verspricht die DHL Group, der Konzern hinter der Deutschen Post, eine „automatisierte und schnelle Identifizierung per App […] mit Methoden des Maschinellen Lernens“. So hat sich etwa der Handy-Provider Congstar schon 2019 dazu entschieden, das Postident-Verfahren mit AutoID anzubieten. 

 Um sich mit AutoID zu identifizieren, machen Nutzer:innen über eine App auf dem Smartphone zunächst Fotos ihres Ausweises, von der Vorder- und Rückseite. Anschließend erstellen sie ein Selfie-Video. Die App gibt ihnen vor, wie sie ihren Kopf drehen müssen. Danach prüft das System automatisiert „die erfassten Daten, die Sicherheitsmerkmale und die Echtheit der Aufnahmen“, heißt es im dazugehörigen Werbe-Erklär-Video. 

 Bevor sie allerdings mit der Identifizierung beginnen, werden Nutzer:innen dazu aufgefordert, ihre Daten für das Training der dahinter liegenden KI-Sprachmodelle freizugeben. Sie können das Verfahren nur fortsetzen, wenn sie dem Training mit ihren Daten zustimmen. Das geht aus einem Screenshot hervor, den uns ein Leser geschickt hat, der sich identifizieren lassen wollte. 

 Demnach muss der Schieber neben der Aufforderung zur „Qualitätssicherung“ aktiviert sein, damit der „Einwilligen“-Button funktioniert. Nutzer:innen sollen zustimmen, „dass Postident aufgenommene Ausweis- und Nachweisdaten zum Zwecke der Qualitätssicherung und des Trainings von KI-Modellen speichern und verarbeiten darf“. Damit leitet das Unternehmen also Daten zu Ausweis und Gesichtsscan in den Trainigsdaten-Pool ihrer KI. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Man wolle „das Risiko eines schrittweisen Qualitätsverlustes“ ausschließen, so die DHL Group auf Anfrage. „Ohne eine fortlaufende Aktualisierung der Trainingsdaten (könnte) die Verlässlichkeit der Ergebnisse beeinträchtigt werden.“ 

 Als die Deutsche Post AutoID einführte, war das offenbar noch anders. So hieß es in der Datenschutzerklärung bis 2023: „Zur Weiterentwicklung der im Einsatz befindlichen Software zur automatischen Entscheidungsfindung werden keine personenbeziehbaren Daten verwendet. Die Software wird ausschließlich auf Basis öffentlicher Beispieldatensätze, sowie nicht personenbeziehbarer und/oder anonymisierter Daten aus abgeschlossenen Identifikationen weiterentwickelt.“ 

 Einer Datennutzung zu KI-Trainingszwecken zuzustimmen, werde „nur im Kontext“ mit AutoID abgefragt, versichert der Konzern. Außerdem würden die Daten „ausschließlich intern“ verwendet. Die Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit des Landes Nordrhein-Westfalen habe zu diesem Verfahren im Vorfeld keine Bedenken geäußert. 

 Grundsätzlich dürfe die Deutsche Post Nutzer:innen nach ihrer Einwilligung fragen, die Daten fürs KI-Training freizugeben, so der Datenschutz-Experte Christian Aretz. Auch dass der Konzern auf Anfrage erklärt, die Einwilligung sei freiwillig, sei nach Aretz datenschutzrechtlich legitim. Denn, wie auch die Presseabteilung der DHL Group erklärt, könnten Kund:innen auf ein anderes Postident-Verfahren ausweichen. 

 Doch gehöre zur Einwilligung laut Datenschutzgrundverordnung auch, dass Nutzer:innen ihre Einwilligung widerrufen können. Die Deutsche Post müsste sicherstellen können, dass sie die entsprechenden Daten aus dem KI-Modell entfernen kann, so Aretz. Die Deutsche Post schreibt in ihrer Datenschutzerklärung zum Verfahren, die Speicherdauer betrage maximal 180 Tage und bietet eine Kontakt-E-Mail-Adresse an, um seine Einwilligung zu widerrufen. 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Unabhängig davon stößt die Deutsche Post mit ihrer Firmenphilosophie Nutzer:innen wie Jochen G. vor den Kopf. „Gestört hat mich hier vor allem, dass ein Service wie PostIdent mir ganz nebenbei einen Zwang auferlegt, meine Daten für das Training von KI-Modellen preiszugeben“, erzählt er uns. „Gerade die Kombination aus Ausweisdaten und Gesichtsscan finde ich schon sehr eingreifend in meine Datensphäre.“ 

 Zwar habe Jochen G. Verständnis für das Interesse an den gelabelten Daten. „Aber es sind auch sehr wertvolle Daten, die ich nicht einfach überlassen möchte.“ Er wäre einverstanden damit gewesen, dass die KI die Daten prozessiert. „Ich wollte allerdings nicht persistiert im Trainingsdatensatz landen. Und dass ich das nicht umgehen konnte, war für mich ein Ausschlusskriterium im Verfahren.“ 

 Er habe sich schließlich dafür entschieden, die eID-Funktion seines Personalausweises zu nutzen. Die Technologie ist bei Fachleuten zu Datenschutz und IT-Sicherheit beliebt, weil sie besonders datensparsam ist und hohe Sicherheitsauflagen hat. 

 Wie viele Kund:innen indes Postident mit der Option AutoID nutzen, wollte der DHL Group nicht verraten. Man kommuniziere „aus Wettbewerbsgründen grundsätzlich keine Nutzerzahlen“. Gleichzeitig betont der Konzern, dass AutoID zunehmend Nutzer:innen findet. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Smart Glasses: Petition gegen „Spanner-Brillen“ sammelt mehr als 180.000 Unterschriften



2026-08-26


 Eine Petition vom Zentrum für Digitalrechte und Demokratie gegen die Überwachungsbrillen von Meta & Co. hat in kurzer Zeit mehr als 180.000 Unterschriften gesammelt. Die an Justizministerin Stefanie Hubig (SPD) und den Chef der Bundesnetzagentur gerichtete Forderung lautet: Kamerabrillen, die heimliches Filmen ermöglichen, sollen konsequent vom Markt genommen werden. 

 Getarnte Kameras gehörten laut Petition nicht in den Alltag – ein winziges, leicht zu übersehendes oder abdeckbares Licht reiche nicht als Hinweis. Hierzu könnte die Bundesnetzagentur eine bereits bestehende Norm im Telekommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetz (TDDDG) anwenden und Verbote durchsetzen. Die Regelung betrifft als Alltagsgegenstände getarnte Aufnahmegeräte. Zuletzt hatte die Bundesnetzagentur einem Verbot allerdings eine Absage erteilt: Die Voraussetzung sei nicht erfüllt. 

 Weiter fordert die Petition, dass die Bundesregierung für klare gesetzliche Grenzen sorgen müsse. Menschen sollten überall wirksam vor gezielten und verdeckten Aufnahmen geschützt werden, etwa in Freibädern, Schulen, medizinischen Einrichtungen und dem Arbeitsplatz. 

 Ich sehe was, was du nicht siehst 

  

 Zudem sollten die Hersteller solcher Brillen vor dem Verkauf nachweisen müssen, dass ihre Produkte verbindliche Anforderungen an Erkennbarkeit, Datenschutz und IT-Sicherheit erfüllen. Aufnahmen müssten eindeutig erkennbar sein. Zudem dürfe es keine automatisierte Übertragung, Veröffentlichung, Gesichtserkennung oder Profilbildung ohne Einverständnis und klare Rechtsgrundlage geben. 

 Im Vorfeld der Petition gab es Recherchen darüber, wie Männer mit den Brillen heimlich Frauen filmen und die Aufnahmen im Netz verbreiten. Selbst Instagram-Chef Adam Mosseri hat sich dazu geäußert und angekündigt, dass seine Plattform Videos löschen werde, in denen Brillenträger andere belästigen und heimlich filmen. Im Vereinigten Königreich haben etwa Restaurants, Pubs und Theater die Brillen bereits verboten. 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Die Petition „Du bist kein Content: Spanner-Brillen verbieten!“ können Interessierte über die Plattform des Vereins Campact unterschreiben. Zu den ersten Unterzeichner:innen gehören unter anderem die Publizistin Katharina Nocun, der Rechtsanwalt und Kamerabrillen-Experte Thomas Schwenke sowie die Politökonomin Maja Göpel. 

 Seit US-Konzern Google in den 2010er-Jahren Google Glasses vermarkten wollte, wenn auch ohne Erfolg, gibt es heftige Diskussionen um solche Überwachungsbrillen. Kritiker:innen warnen vor tiefgreifenden Veränderungen. In seiner Dissertation zu dem Thema stellte Schwenke schon 2016 fest: 

 Smart Glasses bergen aufgrund fehlender Transparenz der Informationserfassung sowie mangelnder Kontrolle anschließender Informationsverarbeitung eine erhebliche Gefahr der Beeinträchtigung der Privatsphäre und damit rechtlich verbürgter Persönlichkeitsrechte der von ihnen erfassten Personen. 

 Dabei gingen die Gefahren „weit über die bisher verwendeten Arten der optischen, akustischen und elektronischen Informationserfassung“ hinaus, etwa bei Videoüberwachung oder Smartphone-Kameras. Problematisch ist Schwenke zufolge nicht nur die Tiefe des technischen Eingriffs, sondern auch die absehbare Breite ihrer Anwendung, wenn immer mehr Menschen die Brillen nutzen. 

 Seitdem hat sich die die Eingriffstiefe der Überwachungsbrillen drastisch erhöht: Viele Menschen sind permanent online und als Künstliche Intelligenz bezeichnete Software kann beispielsweise gefilmte Objekte und Gesichter in Echtzeit erkennen. Der rechtliche Schutz vor Überwachungsbrillen hat sich allerdings kaum weiterentwickelt. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 




LinkedIn, Etsy, Roblox: Wer dein Gesicht scannt, wenn du dich online verifizierst



2026-08-26


 Drei Jahre lang verkauft Johanna digitale Nähanleitungen auf Etsy, einem beliebten Online-Marktplatz für Kunsthandwerk und hochwertige Waren. Vor einigen Wochen fordert Etsy sie auf, ihre Daten zu bestätigen. „Ok, Etsy will sicherstellen, dass die Daten aktuell sind“, denkt sie. Als sie jedoch ein Foto von ihrem Ausweis hochladen und ein Live-Selfie von sich machen soll, bricht sie den Vorgang sofort ab, erzählt Johanna. 

 Johanna, die in Wirklichkeit anders heißt und anonym bleiben möchte, wird nicht nur deshalb stutzig, weil sie ihre sensiblen biometrischen Daten preisgeben soll. „Ich habe noch einen der letzten Personalausweise ohne Fingerabdruck, kaufe schon seit über zwanzig Jahren nicht mehr bei Amazon und habe noch nie ein Foto von mir irgendwo hochgeladen“, erzählt sie. 

 Johanna stellt bei Nachforschungen außerdem fest, dass nicht Etsy selbst, sondern eine andere ihr gänzlich unbekannte Firma diese Daten erheben und verarbeiten soll: Persona Identities, Inc, mit Sitz in San Francisco, Kalifornien. Persona ist der externe Dienstleister, den Etsy damit beauftragt hat, die Identität von Verkäufer*innen wie Johanna zu verifizieren. 

 Immer mehr digitale Plattformen kontrollieren die Identität oder das Alter ihrer Nutzer*innen. Oder besser gesagt: Sie lassen es kontrollieren. Eines der Unternehmen, das sich darauf spezialisiert hat und von dieser Entwicklung profitiert, ist Persona. Seine Technologien sind mittlerweile in vielen Branchen im Einsatz: Finanzdienstleistungen, Online-Marktplätze, Videospiele, Lernplattformen oder Soziale Medien. Auch an einem Verfahren für Alterskontrollen in Australien, wo seit letztem Herbst ein Social-Media-Verbot für unter 16-Jährige gilt, ist Persona beteiligt. 

 Der Trend zu Identitäts- und Alterskontrollen wirft grundsätzliche Fragen auf: Wenn wir unsere Gesichter – wie wir das etwa von einer biometrischen Kontrolle am Flughafen oder der Eröffnung eines neuen Bankkontos kennen – nun auch scannen lassen müssen, um selbst gemachte Kunst zu verkaufen, mit Freund*innen zu chatten oder Online-Spiele zu spielen, macht es das Internet tatsächlich sicherer? Lassen sich Deepfakes, Bots und gestohlene Identitäten mit biometrischen Kontrollen kommerzieller Anbieter bekämpfen, die biometrische Daten von Millionen von Menschen sammeln und damit zu einem begehrten Ziel für Hacker*innen und Identitätsdiebstahl werden? Und welche Auswirkungen hat die konkrete Umsetzung solcher Kontrollen – von Datenschutz bis zu politischen Fragen, wenn unsere persönlichen Informationen in den Händen von US-Unternehmen liegen? 

 Gesichtszüge, der Abstand zwischen den Augen, die Form des Kinns und andere biometrische Merkmale gehören zu den sensibelsten personenbezogenen Informationen überhaupt. Anders als ein Passwort oder eine PIN kann man sie nach einem Datenleck nicht einfach zurücksetzen oder neu vergeben. Gleichzeitig werden Datenlecks solcher sensibler Informationen immer mehr Teil unseres Alltags – wie zuletzt in Polen, wo Gesundheitsdaten von rund 19 Millionen Menschen kompromittiert wurden, oder nach einem Datenleck von biometrischen Informationen im Jahr 2019, bei dem eine Million Fingerabdrücke und Daten zur Gesichtserkennung offen im Netz standen. 

 Etsy, LinkedIn, Reddit, Roblox, OpenAI mit ChatGPT sowie seit neustem Anthropic mit Claude. Das sind nur einige Beispiele für Plattformen des modernen digitalen Lebens, die die Identität oder das Alter ihrer Nutzenden von Persona verifizieren lassen. Sie gehören zu den mittlerweile mehr als 4.000 Unternehmen, die solche Kontrollen über Persona abwickeln. Vergangenes Jahr hat Persona die Marke von einer Milliarde Verifizierungen überschritten. 

 Ihren Shop hat Johanna ins Leben gerufen, noch bevor Etsy im Jahr 2024 die biometrische Identitätskontrolle über Persona zur Bedingung für eine Shop-Eröffnung machte. Damals habe sie eine Kopie ihres Führerscheins hochgeladen. „Das barg für mich ein geringes Risiko“, erinnert sie sich. Im Frühjahr hat der US-amerikanische Online-Marktplatz sodann damit begonnen, einige bereits aktive Verkäufer*innen in der EU zur Bestätigung ihrer Daten aufzufordern. So traf es auch Johanna und ihren Shop. 

 Anlass sind offenbar Fake-Shops, die auf Etsy billig produzierte Massenware vertreiben und diese als handgemachte Unikate deklarieren. Laut eigenen Angaben möchte Etsy durch die Datenüberprüfungen gegen Betrug vorgehen und gesetzlichen Verpflichtungen nachkommen. Auf unsere Frage, was der konkrete Anlass für die Verifizierungen bereits bestehender Verkäufer*innen ist, hat Etsy nicht reagiert. Neben der Abfrage nach Steuer- und Kontodaten gehört auch die Prüfung der Identität durch Persona dazu. 

 Seit der Gründung im Jahr 2018 ist Persona enorm gewachsen. Gegründet haben das Unternehmen zwei frühere Mitbewohner: Rick Song, ehemals Softwareentwickler beim US-amerikanischen Zahlungsdienstleser Square im Bereich der Identitätsbetrugsbekämpfung, und Charles Yeh, ehemals Softwareentwickler bei Dropbox. 

 Die Firma konnte nicht zuletzt dank der Risikokapitalgesellschaft „Founders Fund“ expandieren, die unter anderem von Peter Thiel gegründet wurde. Der rechtsautoritäre Tech-Milliardär ist Mitbegründer des Überwachungs- und Datenanalyseunternehmens Palantir. Sein Founders Fund ist neben anderen Risikokapitalgesellschaften ein wichtiger Geldgeber von Persona: Mehrere Investitionsrunden in Höhe von insgesamt 350 Millionen US-Dollar führte der Founders Fund mit an. Nach der letzten Finanzierungsrunde ist der Wert von Persona auf zwei Milliarden US-Dollar geklettert. 

 Persona hat jegliche Verbindungen zu Palantir und der US-Regierung bestritten und beteuert, dass Thiel weder direkt in den Geschäftsbetrieb noch in Entscheidungen der Firma involviert sei. Wie viele Firmenanteile der Founders Fund an Persona hält, ist nicht öffentlich bekannt. Auf unsere Frage, wie viel strategischen Einfluss die Risikokapitalgesellschaft auf die Firma ausübt, wollte Persona nicht öffentlich antworten – ebenso wie auf viele weitere Fragen, die wir dem Unternehmen gestellt haben. 

 Johanna hat der Kapitalgeber aber in ihrem Entschluss bekräftigt, die Identitätskontrolle mit Persona nicht durchzuführen: „Ich werde meine persönlichsten Daten wie Gesichtsbiometrie und Ausweisdokumente nicht über Etsy an eine Firma geben, mit der Peter Thiel zu tun hat“, erklärt sie. Da Etsy nicht zulässt, den Shop ohne die geforderte Identitätskontrolle weiterzubetreiben, hat sie sich entschieden, Etsy zuvorzukommen und ihren Shop zu schließen. „So viel kann ich bei Etsy gar nicht verdienen, dass es mir das wert ist.“ Für sie war der Shop „eine schöne Möglichkeit, ein passives Einkommen zu generieren“. Pläne, ihre digitalen Nähanleitungen woanders zu vertreiben, habe sie nicht. 

 Janine hingegen hat ihren Etsy-Shop zum Beruf gemacht. Sie ist nicht nur Verkäuferin in Vollzeit und lebt seit mehr als einem Jahrzehnt von den Einnahmen, die sie aus dem Verkauf von Kurzwaren für Bastelarbeiten erzielt. Sie ist auch Starverkäuferin: Ihr Shop trägt ein besonderes Abzeichen, da sie sich durch kontinuierlich gute Bewertungen hervorgetan hat. Der kleine lila Stern neben ihrem Shop-Namen soll den Käufer*innen auf den ersten Blick Zuverlässigkeit und Vertrauen signalisieren. 

 Als Etsy Janine zur Verifizierung ihrer Daten auffordert, kann sie das nachvollziehen. „In einem geschäftlichen Verhältnis möchte man wissen, wer gegenüber sitzt und ob das auch wirklich die Person ist.“ Fake-Shops, die den besonderen Charakter von Etsy schädigen, machten ihr selbst zu schaffen und haben negative Auswirkungen auf die Kund*innen, erklärt sie. 

 Janine macht sich also für die Verifizierung bereit. Foto vom Ausweis hochladen, ein Echtzeit-Selfie aufnehmen, fertig – Personas Identitätskontrolle soll in wenigen Klicks erledigt sein. Die Gesichtserkennungssoftware extrahiert die Gesichtsmerkmale aus dem Ausweisfoto und dem Selfie und vergleicht diese Gesichtsgeometrie miteinander. So will Persona sicher stellen, dass das Gesicht zu der Person auf dem Ausweis gehört. 

 Allerdings scheitert Janine bereits am ersten Schritt. Jedes Mal, wenn sie ein Foto von ihrem deutschen Ausweis oder Reisepass hochlädt, erklärt Persona ihre Dokumente für nicht gültig. Nach „unzähligen verzweifelten“ Versuchen wendet sie sich an den Kundensupport von Etsy. Doch dann findet sie sich in einer „KI-Loop der Hölle“ wieder, erzählt Janine. Mehrere Wochen lang versucht sie vergeblich, zu einem echten Menschen im Support durchzukommen. Auch die Legal Abteilung von Etsy kontaktiert sie – wieder ohne Erfolg. 

 Schließlich tritt die von Etsy angekündigte Frist ein: „Etsy hat meinen Shop dann einfach in den Ferienmodus geschickt“, erzählt Janine. „Meine ganzen Produkte waren unsichtbar. Es war praktisch nur noch eine Art digitale Visitenkarte von mir da“. Zwei Monate lang befindet sich Janines Shop im Ferienmodus, zwangspausiert. Für sie bedeutet das einen kompletten zweimonatigen Verdienstausfall. „Ich musste von meinem Ersparten leben und auch meine Krankenkasse davon bezahlen“, erzählt sie weiter. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Erst nachdem ein Anwalt Etsy in Janines Namen kontaktiert, reagiert der US-amerikanische Konzern. Sie solle die Identitätsverifizierung noch mal machen, lautet die Antwort. Diesmal funktioniert es. Was zuvor schiefgelaufen war, weiß sie nicht. 30 Tage mehr und Etsy hätte ihren Shop geschlossen. 

 Weder eine Entschädigung noch eine Entschuldigung hat Janine bis heute erhalten. Janine heißt in Wirklichkeit anders. Aus Angst, dass Etsy ihren Shop wegen dieses Artikels sperren könnte, will sie anonym bleiben. 

 Die Identitätsverifikation wird so zur Arbeitsvoraussetzung auf Etsy: Bis Anfang 2027 wird der Konzern die Verifizierungswelle in der EU fortsetzen. 

 Nicht immer geht es bei Identitätskontrollen um so etwas Essenzielles wie den Lebensunterhalt und wirtschaftliche Teilhabe. Und sie ist nicht immer verpflichtend. Auf dem Berufsnetzwerk LinkedIn etwa soll das blaue Häckchen nach der Verifizierung signalisieren, dass hinter dem Profil wirklich die Person ist, für die man sich ausgibt – und nicht etwa ein Fake-Profil oder ein*e falsche*r Personalvermittler*in. 

 LinkedIn betont, die Verifizierung durch Persona sei vollständig freiwillig, die Datenverarbeitung beruht also auf der Einwilligung der Nutzenden. Gleichzeitig wirbt die Tochterfirma von Microsoft damit, dass verifizierte Mitglieder im Durchschnitt 60 Prozent mehr Profilaufrufe erhalten und das Engagement um 50 Prozent steigern. Diese Anreize zeigen offenbar Wirkung: Seitdem LinkedIn die Verifizierung im Jahr 2024 eingeführt hat, haben sich nach Angaben von LinkedIn weltweit mehr als 100 Millionen Nutzende verifiziert. 

 Unter ihnen ist auch der Zürcher Mastodon-Nutzer, der sich „rogi“ nennt und in einem Blog namens „The Local Stack“ über „Überwachungskapitalismus“ schreibt. „Ich wollte das blaue Häkchen auf LinkedIn“, schreibt rogi. „Dann tat ich, was wahrscheinlich sonst kaum jemand tut: Ich habe mir die Datenschutzerklärung und die Nutzungsbedingungen durchgelesen“, erklärt er. Und zwar die von Persona, nicht die von LinkedIn. Sein Beitrag ist viral gegangen und hat eine breite Debatte darüber ausgelöst, was mit den persönlichen Informationen von LinkedIn-Nutzenden tatsächlich passiert. 

 Persona erfasst laut den Datenschutzbestimmungen für die LinkedIn-Verifizierung den vollständigen Namen, den Personalausweis samt Foto, ein Echtzeit-Selfie, die daraus extrahierte biometrische Gesichtsgeometrie, Ausweisnummer, Geschlecht, Nationalität, Geburtsdatum, Alter, E-Mailadresse, Telefonnummer, Postanschrift, IP-Adresse, Gerätetyp, MAC-Adresse, Browser, Betriebssystemversion, Sprache sowie Standortdaten, die aus der IP-Adresse abgeleitet werden. 

 Außerdem verfolgt Persona, wie die Nutzenden die Verifizierung durchlaufen – etwa wie lange sie dafür brauchen und ob sie Informationen per Copy-and-Paste einfügen. Neben der physiologischen Biometrie des Gesichts erfasst Persona also auch sogenannte verhaltensbiometrische Daten. 

 Zusätzlich behält sich Persona vor, Daten über Nutzende aus einem „globalen Netzwerk vertrauenswürdiger Datenquellen von Drittanbietern“ zu beziehen und abzugleichen: behördliche Datenbanken, nationale Ausweisregister, Kreditauskunfteien, Versorgungsunternehmen, Mobilfunkanbieter und Postadressdatenbanken. „Ich habe meinen Reisepass gescannt, um ein Häkchen zu erhalten, und Persona hat einen Hintergrundcheck durchgeführt“, kommentiert rogi in seinem Beitrag dazu. 

 Der CEO von Persona, Rick Song, hat auf die Vorwürfe in der Recherche reagiert und unter anderem erklärt, dass Ausweise europäischer Nutzer*innen nicht für KI-Training verwendet würden. Die entsprechende Passage, dass „berechtigte Interessen“ Persona dazu legitimieren, Ausweis-Bilder zur Verbesserung der Dienste zu nutzen, hat Persona aus der Datenschutzrichtlinie entfernt. Sie findet sich auf einer archivierten Version der Seite. Außerdem würden laut Song biometrische Daten sofort nach der Verarbeitung gelöscht und andere personenbezogene Daten maximal 30 Tage gespeichert. 

 Michael Mrak vom Verein österreichischer betrieblicher und behördlicher Datenschutzbeauftragter kommt zu der Einschätzung, dass das Ausmaß der Datensammlung und -Verarbeitung „weit über das hinausgeht, was für eine einfache Identitätsprüfung erforderlich wäre“. Außerdem sagt er: „Ein Häkchen auf LinkedIn wiegt grundrechtlich nicht schwer genug, um diesen Umfang an Datenverarbeitung zu rechtfertigen“. 

 Nach der Verifizierung erhält LinkedIn wiederum nach Einwilligung der Nutzer*innen einige der Daten von Persona. Dazu gehören der vollständige Name, die Art des amtlichen Ausweises und die ausstellende Behörde sowie gegebenenfalls die Telefonnummer. Biometrische Daten sowie Fotos aus dem Ausweis gehören laut LinkedIn nicht dazu. Wie lange das Karriere-Netzwerk die Daten speichert, dazu wollte sich der Sprecher auf unsere Anfrage nicht äußern. 

 Etsy hingegen informiert darüber, dass biometrische Daten von Verkäufer*innen bis zu einem Jahr lang gespeichert werden – von Persona. Auch Etsy selbst geht nicht leer aus. Das Selfie und das Ausweisbild bewahrt Etsy 6 Jahre lang nach Schließung des Shops auf. 

 Im Februar hatte Song alle Hände voll damit zu tun, auf harsche Kritik zu reagieren. Denn parallel zur Kontroverse um LinkedIn entfaltete sich eine weitere um Personas Alterskontrollen auf Discord in Großbritannien. Sicherheitsforscher*innen entdeckten ein Frontend von Persona im Netz, das Persona später als Testumgebung bezeichnete. 

 Der Fund offenbarte, dass Persona bis zu 269 verschiedene Prüfungen durchführen kann: darunter das Gesicht mit Fotos im Internet sowie in behördlichen Datenbanken, Fahndungslisten und Listen politisch exponierter Personen abgleichen, auf negative Medienberichte scannen sowie jeder Person einen Risikowert zuweisen. 

 Persona hat daraufhin klargestellt, dass keine Partnerplattform alle 269 Hintergrundchecks durchführt. Sie stellten lediglich eine Auswahl an möglichen Überprüfungen dar und würden nicht auf jede einzelne Person angewendet. Monate später ließ Persona den eigenen Quellcode von der unabhängigen IT-Security-Firma Trails of Bits prüfen. Dort heißt es: „Die 269 Check sind ein konfigurierbares Menü und nicht universell angewandt.“ Welche Abgleiche des Gesichts und persönlicher Informationen mit welchen Datenbanken wann greifen, legt Persona nicht offen. 

 Discord hat die Zusammenarbeit mit Persona nach der einmonatigen Testphase im Frühjahr beendet. Man habe als neuen Maßstab gesetzt, dass „Altersschätzung anhand des Gesichts […] vollständig auf dem Gerät selbst durchgeführt werden muss“. Persona erfülle diese Anforderungen nicht. Reddit und Roblox nutzen Personas Alterskontrollen weiterhin. Die persönlichen Informationen, die Persona möglicherweise bei einer Alterskontrolle sammelt und auswertet, ähneln denen, die bei einer Identitätskontrolle von LinkedIn-Nutzer*innen erfasst werden. 

 „Die Angaben von Persona sind sehr vage“, sagt Felix Mikolasch gegenüber netzpolitik.org. Er ist Datenschutzjurist bei der Wiener Datenschutzorganisation Noyb. Es sei unklar, welche Daten wann konkret verarbeitet werden. Die vollständige Liste aller möglichen Daten wirke äußerst umfangreich. „Eine so umfangreiche Datenverarbeitung dürfte kaum oder nur sehr, sehr selten verhältnismäßig sein, um Alter oder Identität zu bestätigen“, sagt Mikolasch weiter. 

 So verlangt die beliebte Videospiel-Plattform Roblox seit Anfang des Jahres eine Alterskontrolle, um chatten zu können. Roblox nutzt die Alterskontrolle von Persona außerdem, um Spielende in Altersgruppen einzusortieren und ihnen altersbasierte Konten zuzuweisen. 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Entweder schätzt Persona das Alter anhand des Gesichts oder liest es aus dem Ausweis aus, wobei auch bei dieser Ausweisverifizierung ein Selfie her muss. Wer die Alterskontrolle nicht macht, kann bei Roblox nur auf ein eingeschränktes Spielangebot zugreifen. Auf diese Weise werden Millionen von Spieler*innen faktisch in den Biometrieprozess gedrängt. 

 Nach Angaben der Gaming-Plattform gegenüber netzpolitik.org haben bereits 57 Prozent der weltweit täglichen Nutzenden die Altersverifikation abgeschlossen. Bei 132 Millionen aktiven Nutzenden täglich bedeutet es, dass sensible biometrische Daten von rund 75 Millionen Spieler*innen an Personas Infrastruktur übertragen wurden ― die meisten davon dürften Kinder und Jugendliche sein. 

 Gefragt nach konkreten Speicherfristen, schweigt sich der Spieleanbieter aus: „Unser Anbieter Persona löscht Bilder und Videos, sobald sie sicher verarbeitet wurden“, sagte eine Sprecherin auf Anfrage von netzpolitik.org. Biometrische Daten insbesondere von Minderjährigen unterliegen einem besonderen Schutz. Versteckt im Kleingedruckten auf der Hilfeseite zur Ausweisverifizierung sowie in der Datenschutzrichtlinie von Roblox findet sich der Hinweis, dass Persona biometrische Daten bis zu 30 Tage lang speichere. Andere Plattformen benennen wiederum andere Fristen. Für Reddit etwa spricht Persona von einer automatischen Löschung nach drei Tagen. 

 In Deutschland hat die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) Personas Konzept für das „Tool zur Alterseinschätzung mittels künstlicher Intelligenz“ 2024 als geeignet bewertet. Persona präsentiert das Logo der Behörde auf der eigenen Webseite. 

 In ihrer Bewertung beschreibt die KJM Personas Technologie als ein neuronales Netzwerk, das mittels einer Vielzahl von Gesichtsbildern dazu trainiert wurde, das Alter anhand biometrischer Daten einzuschätzen. Maßgeblich für die Positivbewertung ist, ob die Technologie eine „geschlossene Benutzergruppe für Erwachsene“ sicherstellen kann. In anderen Worten, ob sie Kinder ausschließen und gefährdende Inhalte nur Erwachsenen zugänglich machen kann. 

 Im Antrag habe Persona damals angegeben, die Datenrechte der betroffenen Personen zu beachten, sagte eine KJM-Sprecherin auf Anfrage von netzpolitik.org. Bei Personas Alters- und Identitätsverifikation ist „weder ein Vorhalten von Daten noch ein Datenbankabgleich erforderlich“ und „findet ausweislich des zur Bewertung vorgelegten Antrags auch nicht statt“, so die Sprecherin weiter. Die für die Altersschätzung erforderlichen Daten würden nach Abschluss des Vorgangs gelöscht, hieß es damals außerdem im Antrag. 

 Joris Leander Kanowski und Michael Kolain vom Zentrum für Digitalrechte kritisieren, dass entgegen dem Prinzip „Privacy by Design“ Nutzende nicht kontrollieren können, wer in welchem Umfang auf ihre Daten zugreifen kann. Denn Persona legt die Daten an eine Reihe weiterer Tech-Unternehmen offen, die sie ebenfalls verarbeiten ― wiederum im Auftrag von Persona. Insgesamt zählt Persona 17 solcher Subunternehmen, darunter die KI-Unternehmen Anthropic, OpenAI und Groqcloud. An welche dieser Unternehmen Daten von Nutzer*innen geschickt werden, ist aus der veröffentlichten Liste nicht ersichtlich. Unter den Aufgaben, die die Subunternehmen ausführen, finden sich etwa Kreditkarten-Verarbeitung, Bildverarbeitung oder Datenbankdienste. Mit einer Ausnahme aus Kanada haben alle diese Subunternehmen ihren Hauptsitz in den USA. 

 Es bleibe unklar, auf welchen Rechenzentren und in welchen algorithmischen Systemen die Daten der Nutzer*innen zirkulieren, so Kanowski und Kolain weiter. „Das hat mit informationeller Selbstbestimmung nichts mehr zu tun“. 

 Laut Datenschutzjurist Felix Mikolasch steige dadurch außerdem das Risiko, dass die Daten für andere Zwecke als nur die Verifizierung von Alter oder Identität weiterverwendet werden. „Ob das geschieht, ist für Nutzende und für uns, zumindest derzeit, kaum nachvollziehbar“. Hinzu komme das Risiko, dass ein Unternehmen die Daten unabsichtlich öffentlich macht oder US-Behörden darauf zugreifen. 

 Damit spricht Mikolasch den Konflikt zwischen europäischem Datenschutz und der US-amerikanischen Gesetzgebung, dem sogenannten CLOUD Act, an. Im Kern geht es darum, dass US-Sicherheitsbehörden wie FBI, NSA, CIA und Co. sich Zugriff auf sensible Daten europäischer Bürger*innen verschaffen können. Auf Verlangen der Behörden müssen US-Unternehmen die Daten europäischer Nutzer*innen herausgeben, selbst wenn sie diese in Rechenzentren innerhalb der EU speichern. 

 Laut Mikolasch sind persönliche Informationen europäischer Nutzer*innen in den USA nicht sicher. Denn für die Übermittlung personenbezogener Daten in das Land sei „derzeit kein angemessenes Schutzniveau vorhanden“, sagte der Jurist gegenüber netzpolitik.org. Das Data Privacy Framework, das Abkommen zwischen der EU und den USA, das den Datentransfer regelt und auf das sich Persona bezieht, bietet laut dem Juristen „keinen wirklichen Schutz“. 

 Das Problem ist laut Noyb umso akuter, als dass die US-amerikanische Aufsichtsbehörde FTC, die die Einhaltung der Datenschutzpflichten durch Unternehmen überwachen und durchsetzen soll, nun direkt Trump untersteht. Das hat der Oberste Gerichtshof der USA Ende Juni entschieden. Die Unabhängigkeit dieser Behörde ist aber eine wichtige Voraussetzung für den transatlantischen Datendeal. Damit ist das rechtliche Konstrukt, das den Schutz biometrischen Daten europäischer Nutzer*innen garantieren soll, noch mehr infrage gestellt, als es ohnehin schon war. 

 Persona unterhält seit letztem Jahr neben einem Sitz in London auch einen Sitz in Dublin. Auch wenn die irische Datenschutzbehörde für ihre Zurückhaltung gegenüber Big Tech bekannt ist: Zumindest rechtlich ist damit ein Zugriff auf das Unternehmen und seinen Umgang mit persönlichen Informationen europäischer Nutzer*innen möglich. Damit die Behörde aktiv wird, braucht es öffentlichen Druck. 

 Es gehört nicht nur zu Personas Geschäftsmodell, sensible biometrische Daten von Nutzer*innen zu verarbeiten. Anbieter von biometrischen Kontrollen wie Persona sowie Plattformen, die solche Kontrollen einführen, leisten auch der Normalisierung derartiger Verfizierungsmethoden im Internet insgesamt Vorschub. 

 Solange es keine verbindlichen Regelungen für Identitäts- und Alterskontrollen gibt, werden Unternehmen wie Persona den nachvollziehbaren Wunsch nach vertrauensvoller Kommunikation und verlässlichem Online-Handel mit Slogans wie „Das Internet menschlich halten“ nutzen, um biometrische Kontrollen als Versprechen gegen KI-Fakes, Bots und Betrug zu verkaufen. 

 Solange Nutzer*innen zu biometrischen Kontrollen faktisch gezwungen werden, bleibt ihnen die Wahl, entweder ihre Biometrie gegenüber US-Unternehmen preiszugeben oder – wie Johanna – die Plattformen zu verlassen oder nur eingeschränkt zu nutzen. Letztlich mit der Konsequenz, dass sie von essenziellen digitalen Diensten ausgeschlossen sind. Menschen, die auf die Dienste nicht verzichten wollen oder können – wie Janine – müssen ihre sensibelsten persönlichen Informationen gegenüber kommerziellen Unternehmen offenlegen. Sie müssen dann mit der Angst leben, dass ihre sensibelsten persönlichen Informationen in einem Datenleck offengelegt werden können. 

 Um Menschen nicht vor diese Wahl zu stellen, müssen Plattformen nicht-biometrische Alternativen anbieten und auf diese mindestens genauso prominent hinweisen wie auf biometrische Kontrollen. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Brasilianische Präsidentschaftswahl: Facebook lässt Wahlwerbung mit Desinformation zu



2026-08-25


 Ein Experiment der Menschenrechtsorganisation Amnesty International hat aufgedeckt, dass Facebook in Brasilien es nicht schafft, wahlbezogene Desinformation zu stoppen. Die Plattform des Konzerns Meta hätte mehr als die Hälfte der zum Test eingereichten irreführenden Werbeanzeigen von Amnesty ausgespielt. Knapp fünf Wochen vor der brasilianischen Präsidentschaftswahl am 4. Oktober zeigt sich damit, wie leicht sich Facebook für Desinformationskampagnen missbrauchen lässt. 

 Was ein Weckruf für jede Plattform sein sollte, die in einem Land fast die Hälfte der Einwohner erreicht, wird vermutlich alles andere als Gehör finden. Meta wehrt sich zusammen mit anderen Tech-Unternehmen in Brasilien bereits seit Jahren gegen staatliche Regulierung. 

 Im Vorfeld der Wahl sollte das Experiment von Amnesty International testen, wie gut das Unternehmen gegen Desinformation gewappnet ist. Das Team erstellte verschiedene portugiesischsprachige Fake-Werbeanzeigen, um zu testen, wie Facebook mit ihnen umgeht. Einige behaupteten, im Land würde es Wahlbetrug geben. Andere warben für eine militärische Machtübernahme. Eine Anzeige lautete zum Beispiel: „Wir brauchen eine militärische Revolution. Geht nicht zur Wahl – und das Militär wird die Macht zurückerobern, wenn weniger als 50 Prozent der Wähler an der Wahl teilnehmen!“ 

 All das sollte bei Facebook eigentlich Alarmglocken auslösen. In den Richtlinien von Meta heißt es, unter anderem würden Inhalte entfernt, „die wahrscheinlich direkt zur Beeinträchtigung des Funktionierens politischer Prozesse beitragen“. 

 So etwas erkennen soll Metas Moderationssystem mit Künstlicher Intelligenz (KI). Sie soll Inhalte in Anzeigen identifizieren, die möglicherweise gegen die Richtlinien des Unternehmens verstoßen. Die Inhalte werden laut Facebook anschließend entweder automatisch oder von menschlichen Prüfern bewertet. Wird ein Verstoß bestätigt, werden Anzeigen gemäß den Community-Standards von Meta entfernt, eingeschränkt oder abgelehnt. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Dennoch akzeptierte Facebook sieben der 15 Anzeigen, auch die zuvor zitierte. Selbst die restlichen Testobjekte wurden nicht aufgrund ihres irreführenden Inhalts ausgeschlossen, sondern nur gekennzeichnet, da es sich um Wahlwerbung handelte. Amnesty International stellte sicher, dass keine der Wahlanzeigen tatsächlich veröffentlicht wurde. 

 Besorgniserregend ist außerdem, dass die Plattform die Anzeigen zuließ, obwohl sie nicht aus Brasilien geschaltet wurden. Da Amnesty International sie erfolgreich aus London hätte ausspielen lassen können, steht offenbar auch ausländischen Akteuren wenig im Weg, wenn sie Einfluss auf die Wahl nehmen wollen. 

 Jurema Werneck, Leiterin der brasilianischen Sektion von Amnesty International, sagt: „Das zeigt, dass Meta nicht genug unternimmt, um zu verhindern, dass seine Plattform als Verbreitungskanal für Desinformation dient, während das Unternehmen weiterhin von den Inhalten und Werbesystemen profitiert, die deren Verbreitung ermöglichen.“ Im ersten Quartal von 2026 generierte der Konzern 98 Prozent seines Umsatzes allein aus Werbung. Dabei nimmt der Konzern etwa auch in Kauf, dass massive Anteile seines Umsatzes aus Scam-Werbeanzeigen stammt; im Jahr 2024 waren das zehn Prozent. 

 Die Bekämpfung von Manipulation und schädlichen Inhalten im Internet ist in Brasilien bis heute eine politische Priorität. Bereits die Wahlen im Jahr 2022 waren von massiven Desinformationskampagnen geprägt. Im darauffolgenden Jahr gab es eine Welle von Angriffen auf Schulen, die über soziale Medien organisiert wurden. 

 Schon seit 2020 versuchte die brasilianische Regierung die Fake News Bill (Projeto de Lei 2630/2020) gegen Desinformation einzubringen. Das Gesetz stand von Anfang an auch durch Menschenrechtsorganisationen in der Kritik, weil es Identifikations- und Klarnamenpflichten enthielt, sowie Gefahren für die Meinungsfreiheit brachte. Internetaktivist:innen nannten es „das schlechteste Internetgesetz der Welt“. Auch die starke Lobby der Big-Tech-Unternehmen in Brasilien wehrte sich gegen diese Regulierung. Das Gesetz wurde im Jahr 2024 auf Eis gelegt. 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Nach dem gescheiterten Gesetz waren es vor allem Gerichte wie der Oberste Wahlgerichtshof, der den Tech-Konzernen Regeln im Bezug auf Wahlen und Desinformation auferlegte. So führte er während der Präsidentschaftswahlen 2022 strengere Maßnahmen ein, die Online-Plattformen dazu verpflichten, falsche oder wissentlich aus dem Zusammenhang gerissene Informationen über den Wahlprozess umgehend zu entfernen. Bei Nichteinhaltung drohen den Plattformen Geldstrafen und eine mögliche Sperrung. 

 Auch den Einsatz von KI schränkte das Gericht im Vorfeld der Kommunalwahlen 2024 ein, um Desinformation und die Manipulation der Wahlen zu verhindern. Außerdem ordnete der Oberste Gerichtshof Brasiliens zudem die Sperrung von X an, nachdem das Unternehmen es versäumt hatte, gerichtlichen Anordnungen nachzukommen, darunter Anordnungen im Zusammenhang mit Konten, denen die Verbreitung von Desinformation vorgeworfen wurde. 

 Im März 2026 legte ein neuer Beschluss des Wahlgerichtshofes fest, welche Inhalte Plattformen konkret entfernen müssen, darunter falsche oder aus dem Zusammenhang gerissene Inhalte über das elektronische Wahlsystem, das Wahlgericht und andere Wahlprozesse. Gleichzeitig wurde der Einsatz generativer KI zum Bewerten, Empfehlen, Vorschlagen oder Priorisieren von Kandidierenden, Wahlkampagnen und politischen Parteien untersagt. 

 Angesichts der Ergebnisse ihres Experiments ruft Amnesty International Meta dazu auf, ihr Moderationssystem umgehend zu verbessern. Dieses dürfe nicht zulassen, dass falsche Inhalte verbreitet werden, die das Recht des Einzelnen auf Information und Teilhabe am öffentlichen Leben beeinträchtigen könnten. Selbst abgesehen von staatlichen Vorschriften – denen Meta sich ersichtlich entziehen will – sei das nämlich Teil der international geltenden Menschenrechte. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Kritik an Deutschland-App: Menschenzentrierte Verwaltung statt vorgeschaltetem Chatbot



2026-08-25


 So hat sich die SPD das Bürgerkonto nicht vorgestellt: eine Deutschland-App, in der Bürger:innen ihr Anliegen einem KI-Chatbot anvertrauen. In einem internen Positionspapier, das wir veröffentlichen, kritisiert die SPD die Pläne zur Deutschland-App von Digitalminister Karsten Wildberger (CDU): „Eine Deutschland-App greift zu kurz, wenn sie Bürgerinnen und Bürger lediglich mithilfe eines KI-Bots durch bestehende Verwaltungsleistungen führt.“ 

 Dabei bezieht sich die SPD auf eine Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag. Demnach soll die Verwaltung „voll digitalisiert“ werden und ein „digitales Bürgerkonto soll den Zugang zu Behördendienstleistungen erleichtern“. Um das zu erreichen, sollen Bund, Länder und Kommunen zusammenarbeiten. 

 Das eigentliche langfristige Ziel lautet: Bürger:innen sollen „Unterlagen und Willenserklärungen grundsätzlich ohne persönliches Erscheinen“ im Amt abgeben können. 

 SPD und CDU sind sich darin einig, dass Bürger:innen einen zentralen Zugang zur Verwaltung bekommen sollen. Doch gehen die Meinungen darüber auseinander, wie der genau aussehen soll. Während Wildbergers Deutschland-App die Beziehung zwischen Bürger:in und Verwaltung mithilfe eines KI-Layers vereinfachen will, denkt die SPD umfassender. Nicht nur der Zugang von Bürger:innen sei wichtig, sondern auch das gesamte digitale Ökosystem dahinter. 

 Der Staat müsse „digital als Einheit“ funktionieren. Bund und Länder sollen also nicht mehr unabhängig voneinander IT-Lösungen für die Verwaltung umsetzen, die wie Inseln für sich stehen. Vielmehr sollen „Behörden und Fachverfahren besser miteinander vernetzt arbeiten“, heißt es im Positionspapier. 

 Der Bund soll die Kompetenz bekommen, „einheitliche IT-Standards und eine übergreifende Infrastruktur für alle Verwaltungsebenen festzulegen“. Dafür will die SPD sogar den Artikel 91c Grundgesetz ändern, der eine Mischverwaltung ausschließt. Demnach arbeiten die Verwaltungen von Bund und Ländern grundsätzlich eigenständig und die Verwaltungszuständigkeiten sind voneinander getrennt. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Woran Verwaltungsdigitalisierung bisher scheitert, will Wildberger in der Deutschland-App mit einem KI-Layer überbrücken. Gegen die Komplexität von Mischverwaltung und das Gerangel um Zuständigkeiten setzt die App auf generative KI in Form eines Chatbots. Die App ignoriere – zunächst zumindest – die wilde Bestandslandschaft der Verwaltungs-IT, räumt Staatssekretär Markus Richter im Interview mit heise (€) ein. 

 Wenn der Chatbot funktioniert, würden Bürger:innen davon auch nichts sehen. Sie würden Termine vereinbaren und Anträge stellen, ohne umständlich nach den zuständigen Verwaltungsmitarbeiter:innen suchen zu müssen. Sie würden nicht mehr über die Websites von Bund, Land oder Kommune nach den Informationen zu ihrer Anfrage suchen. Denn das soll die KI für sie übernehmen, so Richter. Dabei können sie für den Chatbot sogar einen Avatar wählen, etwa eine Frau, die aussieht wie eine Sachbearbeiterin. 

 Ein Assistenzsystem soll Bürger:innen dabei unterstützen, direkt in der App ein Formular auszufüllen und einen Antrag zu stellen. Im Hintergrund der App würden Crawler und KI-Sprachmodelle dafür sorgen, dass sie die Formulare ausfüllen, die zu ihrer Anfrage passen, erklärt Richter. Bürger:innen könnten anschließend ihre Daten über die App an die Behörde übermitteln. Damit die Daten „unmittelbar und fehlerfrei“ dort ankommen, wo sie hin sollen, verwende man eine entsprechende Schnittstelle. 

 Der gesamte Verwaltungsprozess könnte theoretisch ohne einen einzigen direkten Kontakt zu Verwaltungsmitarbeiter:innen verlaufen. Mit einem KI-Bot setze die App laut SPD jedoch einen falschen Fokus. Der Staat müsse mehr auf die Perspektive der Bürger:innen eingehen, fordert die SPD. Das digitale Konto solle sich „am Alltag der Menschen“ orientieren und sich „nicht nach Behörden“ ausrichten. 

 Leistungen sollten „nach den Lebenssituationen der Menschen“ gebündelt organisiert sein: Umzug, die Geburt des Kindes oder Anmelden eines Fahrzeugs. Zu einem solchen menschenzentrierten Ansatz gehöre auch, dass die Verwaltung Bürger:innen darauf hinweist, wenn sie Ansprüche auf Verwaltungsleistungen wie Elterngeld haben. Das könne auch automatisch erfolgen, wie das Beispiel Kindergeld zeigt. 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Praktisch soll das Online-Angebot außerdem nicht nur über eine App, sondern auch als Webanwendung verfügbar sein. Daneben sollen Bürger:innen über ein Dashboard jederzeit einen Überblick haben – über digitale Nachweise, Nachrichten im Behördenpostfach, offene Anträge, Termine und Fristen, die sie einhalten müssen. 

 Auch abseits vom Frontend solle der Staat Bürger:innen in allen Schritten „serviceorientiert“ unterstützen, so die SPD. Bürger:innen sind demnach nicht allein dafür verantwortlich, dass ihre Anträge erfolgreich sind. Wer bei Fehlern haftet, muss im Einzelfall geklärt werden. Mit der Deutschland-App jedoch schieben die Koalitionspartner die Verantwortung für Fehler ganz den Antragstellenden zu. So lässt sich die Antwort des Staatssekretärs Richter verstehen. 

 Der erklärt, die Daten des Antrags würden in der App komprimiert dargestellt werden. Bevor Bürger:innen den Antrag abschicken, hätten sie die Möglichkeit zu überprüfen, ob die Daten korrekt seien. 

 Bei Fehlern im Antrag würden also die haften, die ihn gestellt haben. Was passiert jedoch, wenn die KI die Daten falsch verarbeitet oder wenn Bürger:innen nicht erkennen, dass die KI ihnen ein falsches Formular anzeigt oder nicht die erforderlichen Daten abfragt? Diese Fragen lässt Richter offen. 

 Die Deutschland-App sollen SAP und die Deutsche Telekom umsetzen. Die Software dafür soll in einer KI-Cloud laufen. Sie gehört zum Großprojekt IT-Infrastruktur für die öffentliche Verwaltung, für das das BMDS gut 250 Millionen Euro veranschlagt hat. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Erzwungene "Grenzpartnerschaft": Abkommen zum US-Datenzugriff auf der Zielgeraden



2026-08-24


 Fast alle EU-Staaten werden von der Regierung in Washington gezwungen, ein weitgehendes Abkommen zur Öffnung ihrer Polizeidatenbanken abzuschließen. Zum Jahreswechsel hat die EU-Kommission ein Mandat für Verhandlungen über ein transatlantisches Rahmenabkommen für eine solche „Enhanced Border Security Partnership“ (EBSP) erhalten. Das Verfahren soll zur Prüfung eines Antrags auf elektronische Reisegenehmigung (ESTA) in die USA angewendet werden und danach bei der Grenzkontrolle an US-Flughäfen. 

 Bereits der erste geleakte Entwurf zeigte, wie umfassend die USA auf Daten zugreifen würden. Demnach sollen die Daten zur Identitäts- und Sicherheitsüberprüfung, aber auch zum „Screening“ von Personen genutzt werden dürfen. Diese Formulierungen ermöglichen auch die automatisierte Analyse mit KI-basierten Systemen, wie sie US-Polizei- und Grenzbehörden mit Technik von Palantir und anderen Firmen eingeführt haben. Sogar anschließende „Entscheidungen mit erheblich nachteiligen Folgen“ für die Betroffenen dürfen automatisiert erfolgen, wenn dies in den beteiligten Ländern zulässig ist. 

 Nun hat die britische NGO Statewatch den aktuellen Entwurf für die geplante „Grenzpartnerschaft“ veröffentlicht. Darin gibt es zwar kleinere Einschränkungen: So soll etwa die US-Abfrage einer Person in europäischen Datenbanken nur mithilfe von Fingerabdrücken möglich sein, nicht aber mit einem Gesichtsbild. Dafür geht der mögliche Zugriff in die Breite: Laut dem ersten Entwurf sollten nur „relevante“ Datenbanken abgefragt werden dürfen, nun fehlt diese Beschränkung. Die anschließende Rückmeldung an die US-Behörden kann dann außerdem Lichtbilder der Person umfassen. 

 Der Abschluss einer solchen „Partnerschaft“ ist eine neue Bedingung im Visa-Waiver-Programm (VWP) der USA. Bürger:innen der über 40 teilnehmenden Länder – darunter mit Ausnahme von Zypern, Bulgarien und Rumänien alle EU-Mitgliedstaaten – wird im VWP erlaubt, für bis zu 90 Tage visafrei in die USA einzureisen. Das Programm beruht auf Gegenseitigkeit: Auch US-Bürger:innen profitieren in den Partnerländern von der Visafreiheit. 

 Weigern sich Regierungen, die neue bilaterale „Grenzpartnerschaft“ einzugehen, werden sie hingegen von der Regierung in Washington aus dem VWP ausgeschlossen. Staatsbürger:innen des betreffenden Landes sind dann wieder visumspflichtig. Die Frist für eine Zustimmung läuft bis Ende 2026. 

 In dem EU-US-Abkommen werden nur die Rahmenbedingungen für den Zugriff auf die Polizeidatenbanken geregelt. Für die konkrete Umsetzung muss jeder Staat mit den USA dann noch ein bilaterales Abkommen schließen. Darin werden etwa die teilnehmenden Polizei- und Grenzbehörden, die abzufragenden Datenbanken und Löschfristen festgelegt. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Als Auslöser für Abfragen europäischer Polizeidatenbanken gilt laut dem Rahmenabkommen, wenn zu der überprüften Person „Grund zu der Annahme besteht, dass die Einreise oder der Aufenthalt eine ernsthafte und unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder die öffentliche Ordnung darstellen könnte“. 

 Im aktuellen Vertragstext wurde vor „Gefahr“ das Wort „ernsthafte“ eingefügt – eine Beschränkung also. Jedoch sind die möglichen „Zweifel“ weit gefasst: Der Datentausch kann etwa wegen einer schlechten „Risikobewertung“ der Person erfolgen. 

 Weitere Auslöser wären das Vorliegen von „kriminalpolizeilichen Erkenntnissen“ („criminal intelligence“), falsche Angaben bei der ESTA-Registrierung oder beim Grenzübertritt oder sonstige, von den US-Behörden behauptete „verdächtige Aktivitäten“ der Reisenden. Das könnte auch Postings in Sozialen Medien betreffen. Die jeweiligen Accounts sollen nach einem Vorschlag der Trump-Administration bei einem ESTA-Antrag zwingend mitgeteilt werden. Bislang ist dies noch freiwillig. 

 Im automatisierten Datentausch erhält die anfragende US-Behörde eine Mitteilung, ob im angefragten EU-Staat ein Eintrag seiner Bürger:innen in der nationalen Polizeidatenbank vorliegt. Im „Trefferfall“ schickt die ersuchte Behörde dann einen Datensatz aus Name und Fingerabdrücken zurück. 

 Diese Meldung soll Angaben über „strafrechtliche Verurteilungen, Gefahren für die nationale Sicherheit, terroristische Bedrohungen und/oder Verstöße gegen das Einwanderungsrecht“ und, falls vorhanden, Fotos enthalten. 

 Im nächsten Schritt können weitere Erkenntnisse aus weiteren nationalen Informationssystemen ausgetauscht werden. Wie schnell, lässt das EU-US-Rahmenabkommen offen – dies soll in den bilateralen Abkommen festgelegt werden. Die Rede ist aber von „unverzüglich“, denn die Reisenden in die USA sollen an der Grenzkontrolle möglichst schnell abgefertigt werden. 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Sogar besonders sensible Daten zu „rassischer oder ethnischer Herkunft“, religiösen Überzeugungen, politischen Meinungen, Gewerkschaftszugehörigkeit sowie zu Gesundheit oder Sexualleben dürfen die EU-Staaten an die US-Polizei- und Grenzbehörden weitergeben – als „Ausnahmen“ und mit Beschränkung der Verarbeitungszwecke sowie auf befugtes Personal. Diese aufgezählten Schutzmaßnahmen werden allerdings mit dem Wort „may“ („dürfen“/„können“) abgeschwächt. Sie sind also nicht bindend. 

 Auch die Weiterverarbeitung der personenbezogenen Daten durch andere Behörden ist von dem Rahmenabkommen gedeckt, sofern der neue Zweck mit dem ursprünglichen „nicht unvereinbar“ ist. Möglich ist zudem die Weitergabe der erhaltenen Daten an Behörden in Drittstaaten oder an internationale Organisationen – sofern die ursprünglich ersuchte Behörde im EU-Staat zugestimmt hat. 

 Im Entwurf für das transatlantische Rahmenabkommen werden auch vermeintliche Schutzklauseln definiert. Auf EU-Seite gehören dazu die Einbindung der unabhängigen Datenschutzbehörden der Mitgliedstaaten. Auf US-amerikanischer Seite dagegen soll die Aufsicht „kumulativ“ durch unterschiedliche Institutionen erfolgen. Genannt werden etwa Inspekteur:innen einzelner Behörden, behördeninterne Datenschutzbeauftragte oder Rechnungsprüfungsämter. 

 Sämtliche dieser Stellen sind jedoch organisatorisch in der jeweiligen US-Behörde selbst angesiedelt. Damit genügen sie den Anforderungen an den transatlantischen Datenaustausch nicht: Unter anderem aus diesem Grund wurden etwa das „Safe Harbor“-Abkommen von 2015 und das „Privacy Shield“ von 2020 vom Europäischen Gerichtshof für ungültig erklärt. 

 Beide Fälle gingen auf Klagen des österreichischen Datenschutzaktivisten Max Schrems zurück. Er hält auch die nun diktierte transatlantische „Grenzpartnerschaft“ für rechtswidrig. Die geplante Aufsichtsstruktur stehe im Widerspruch zur EU-Grundrechtecharta, die unabhängige Behörden verlangt, sagt Schrems zu netzpolitik.org. Probleme sieht Schrems auch beim vorgesehenen Rechtsschutz für Betroffene von US-Abfragen in europäischen Polizeidatenbanken. Das Abkommen verweise zwar auf gerichtlichen Rechtsschutz nach US-Recht. In der Praxis scheitere dieser aber häufig an der fehlenden Klagebefugnis in Datenschutzfällen, etwa wenn die Betroffenen ihre Privatsphäre verletzt sehen. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Überwachung im ÖPNV: Mit dieser Realsatire führte Bremen Verhaltensscanner ein



2026-08-24


 In Bremen wird das Verhalten von Tram-Fahrgästen von einer Software analysiert und bewertet. Dabei war das nicht geplant. Eigentlich wollte die Bremer Straßenbahn AG gar keine Verhaltensscanner an die Videokameras in ihren Trams koppeln. Das Unternehmen hatte nur ein System bestellen wollen, das automatisch Beschädigungen in der Bahn dokumentiert. 

 Mit diesem Wunsch ist es an eine Softwareschmiede herangetreten, die den programmatischen Namen „Just Add AI“ (JAAI) trägt. Das berichten Mitarbeitende des Landesdatenschutzbeauftragten in einem internen Vermerk, nachdem sie das System vor Ort inspizierten. Mitarbeitende der Verkehrsbetriebe haben ihnen den Hergang der Geschichte dort wohl erzählt. 

 Laut des Papiers berichtete der Nahverkehrsbetrieb, dass JAAI die Anfrage abgelehnt habe. Die Dokumentation von Beschädigungen würde „nicht so einfach gehen“. Stattdessen habe JAAI ihnen ein anderes System angeboten, eine „Aggressionserkennung“. Die habe es dann sogleich auch in einer Tram-Bahn ausprobiert. 

 Im September 2024 wurde eine „Theaterfahrt“ veranstaltet, bei der das System „Übergriffe, Diebstahl und Waffennutzung“ vorgespielt bekam, um Derartiges künftig erkennen zu können. Am 24. März 2025 startete das Pilotprojekt. Und obwohl dieses nur fragwürdige Ergebnisse produzierte, werden insgesamt 43 Bahnen mit der High-Tech-Überwachung ausgerüstet, ein Drittel der Flotte. „Es wirkt als sei die Testphase nicht entscheidend für das weitere Vorgehen“, gab die Datenschutzaufsicht zu Protokoll. 

 Dieser Vorgang in Bremen steht beispielhaft für eine bundesweite Entwicklung. Zahlreiche Bundesländer wollen das Verhalten von Menschen im öffentlichen Raum mit KI analysieren. In Mannheim und Hamburg laufen solche Systeme bereits, Berlin und weitere Städte in Baden-Württemberg sollen folgen. Hessen, Niedersachsen, Sachsen, Schleswig-Holstein und Thüringen haben die Erlaubnis bereits beschlossen oder arbeiten daran. 

 In den genannten Bundesländern geht es um polizeiliche Verhaltenskontrolle auf öffentlichen Plätzen und Straßen. Bremen hingegen ist Vorreiter für die Verhaltensüberwachung im Nahverkehr durch die Verkehrsbetriebe. Das Vorbild hat anscheinend schon andere Städte inspiriert: In Dortmund und Düsseldorf laufen Pilotprojekte – letzteres mit Software einer JAAI-Tochterfirma, das erzählt der Geschäftsführer von JAAI im Gespräch mit netzpolitik.org. 

 Und nach der Sommerpause soll der Bundestag den Einsatz von Verhaltensscannern an allen deutschen Bahnhöfen ermöglichen. Dass menschliches Verhalten automatisiert kontrolliert wird, ist bald wohl ziemlich normal. 

 Entsprechend interessant ist der Einblick, den das Beispiel Bremen erlaubt. Den internen Vermerk und weitere Unterlagen, anhand derer wir die Entwicklung hier dokumentieren, hat Matthias Marx vom Chaos Computer Club mit Hilfe des Informationsfreiheitsgesetzes öffentlich gemacht. 

 Die Bremer Straßenbahn AG (BSAG) hat Fragen von netzpolitik.org auch nach drei Wochen Wartezeit und wiederholten Nachfragen nicht beantwortet. Dabei ist das landeseigene Unternehmen eigentlich Journalist*innen zur Auskunft verpflichtet. Auch die für die Verkehrsbetriebe zuständige SPD-Senatorin verweigerte eine Antwort. Doch dank der vorliegenden Unterlagen lässt sich die Geschichte, wie Bremen zum Verhaltensscanner kam, dennoch umfassend erzählen. 

 Dass die automatisierte Verhaltenskontrolle in Persönlichkeitsrechte der Fahrgäste eingreift, ignorierte die BSAG bei ihrer Entscheidung weitgehend. Das belegen die zunächst deutlich unzureichenden Datenschutz-Folgenabschätzungen, die das Unternehmen bei der Datenschutzaufsicht einreichte. Auch die Argumentation in spezifischen Punkten des Datenschutzes zeigt, dass sich der Verkehrsbetrieb der Implikationen des Projekts anfangs kaum bewusst war. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Bremen hatte gerade Fördergelder des Bundes für Digitalisierung im Nahverkehr auszugeben. Also fiel die Entscheidung wohl leicht, sich dann zumindest irgendetwas anderes mit KI einzukaufen, auch wenn das gewünschte Produkt nicht zu haben war. Der Bund zahlt 80 Prozent der über 500.000 Euro Projektkosten. 

 Die für das Projekt nötigen Kameras hingen sowieso schon in den Trams. Vor zwei Jahrzehnten hatte die BSAG diese eingeführt, um Vandalismus zu bekämpfen. Offenbar mit mangelhaftem Erfolg, andernfalls wäre sie 2024 wohl kaum auf die Suche nach einem KI-System zur Bekämpfung gegangen. 

 Die Verhaltensscanner-Software, die sie nun eingekauft hat, soll die Tramführer*innen unterstützen, „indem kritische Situationen im Fahrgastraum frühzeitig erkannt werden“, so eine interne Bekanntmachung der BSAG. Doch zumindest zum Zeitpunkt der Begehung durch die Datenschutzaufsicht gab es gar keinen Bildschirm, auf dem den Tramführer*innen eine mutmaßlich gefährliche Situation angezeigt werden könnte. 

 Eine weitere Idee war, dass die Leitstelle einen Alarm erhält, das Live-Bild einsieht und dann gegebenenfalls den Fahrer alarmiert. Auf die Frage, was dieser dann tun solle, wussten die BSAG-Mitarbeitenden allerdings keine Antwort. Als einzig realistischer Verwendungszweck wurde genannt, dass es durch das System im Falle einer Anzeige einfacher werde, den zugrundeliegenden Vorgang im Videomaterial zu finden. 

 Während des Testbetriebs in der einzelnen Tram zählte das System Gefahrenmeldungen. Das Ergebnis glich die BSAG mit tatsächlichen Gefahrensituationen aus ihren Betriebsberichten ab. In den ersten fünf Monaten gab das System 16 Meldungen aus. Von denen ließen sich nur vier auf protokollierte Vorfälle zurückführen. 

 Laut JAAI werden die Gesichter im Videomaterial vor der Analyse verpixelt. Die BSAG nahm zunächst fälschlich an, dass damit sämtliche Datenschutzprobleme weitgehend vom Tisch seien und eine Datenschutz-Folgenabschätzung gar nicht nötig wäre. Schließlich würden keine personenbezogenen Daten verarbeitet. Laut Datenschutzaufsicht ist das allerdings Quatsch. Verpixelung sei „keine hinreichende Maßnahme zur Anonymisierung“ gaben die Mitarbeitenden der BSAG beim Ortstermin mit auf den Weg. 

 Auf Anfrage schreibt der Landesdatenschutzbeauftragte Timo Utermark, dass „auffällige Kleidung oder Tattoos“ erlauben könnten, eine Person zu identifizieren. Außerdem sei nicht auszuschließen, dass die Verpixelung technisch „wieder umgekehrt werden kann“. 

 Während die Verhaltenserkennung auf Rechnern in den betroffenen Trambahnen läuft, werden die unverpixelten Bilder gleichzeitig direkt in die BSAG-Leitstelle gesandt und dort 48 Stunden gespeichert. Das heißt, eine retrograde Identifizierung von Beteiligten eines KI-detektierten Vorfalls ist möglich. 

 Das System soll Gewalttaten erkennen. Verhindern kann es sie wohl nicht. Eine Abschreckungswirkung kann schon durch die Videoüberwachung gegeben sein – wenn es sie überhaupt gibt. Im Gegensatz zu Diebstahldelikten begehen Menschen Gewalttaten öfter aus dem Affekt heraus, ungeachtet möglicher Folgen. 

 Neben aggressiven Verhaltensweisen soll die Software laut der Datenschutz-Folgenabschätzung auch Vandalismus detektieren. Dabei hatte JAAI ja auf Anfrage der BSAG einst ausgeschlossen, dass das technisch möglich sei. Nur so kam es ja überhaupt zum Einsatz der aktuellen Form der Verhaltenskontrolle. 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Erkannt werden soll auch „akute Hilfsbedürftigkeit“. Einen Hinweis darauf, was das umfasst, gibt der Gesprächsvermerk des Landesdatenschutzes. Mitarbeitende des Bahnbetriebs erzählten demnach, dass das System bei Testfahrten einen „Schläfervorfall“ nicht meldete. Damit gemeint war, dass eine schlafende Person bis zur Endstation mitgefahren und auch dort nicht ausgestiegen sei. 

 Die Datenschutzaufsicht fragt in dem Vermerk anscheinend empört, warum Derartiges überhaupt gemeldet werden sollte. „Es ist doch legal, in der Bahn zu schlafen, das ist weder eine Gefahrensituation per se, noch ein Aggressionspotenzial.“ Dennoch zählten „Schläfer“ zu den festgehaltenen „Gefahrensituationen“ während des Testbetriebs. 

 Der Geschäftsführer von Just Add AI sagt auf Anfrage, dass die Technologie Menschen melden solle, die „eindeutig Hilfe benötigen“, etwa da sie „in einer unnatürlichen Position auf dem Boden liegen“. Dabei ist der Firma bewusst, dass die Technologie genutzt werden kann, „spezifische Bevölkerungsgruppen diskriminierend zu detektieren“. 

 „Schläfervorfälle“ als Grund für eine Gefahrenmeldung könnten besonders obdach- oder wohnungslose Fahrgäste in den Fokus der Überwachung rücken. Das wirkt umso problematischer, wenn man bedenkt, dass Hilfsorganisationen Bremen eine „Politik der Vertreibung“ zuschreiben: Die Johanniter und andere Organisationen seien inzwischen am Hauptbahnhof unerwünscht, wo sie früher Essen verteilten. Auch das Verbot von Alkohol und aggressivem Betteln sind Maßnahmen, die Obdachlose besonders treffen. 

 Die Datenschutzaufsicht schrieb der BSAG: „Sie geben an, dass die Herstellung der Sicherheit in den Fahrzeugen den Einsatz des KI-Systems erforderlich macht. Wir würden Sie daher bitten, uns entsprechende Nachweise vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass es in den Fahrzeugen in einem solchen Maße unsicher ist, dass es nötig ist, Maßnahmen zu treffen.“ Beispielsweise könnten polizeiliche Statistiken dafür herangezogen werden. Laut Bundesverkehrsministerium hat sich allerdings die Zahl der Übergriffe im Bremer Nahverkehr im Vergleich zur Zeit vor der Corona-Pandemie nicht erhöht. 

 Fünf Mal musste die BSAG die Datenschutz-Folgenabschätzung zum Projekt überarbeiten. Wirklich zufrieden war die Datenschutzaufsicht dennoch bis zum Schluss nicht. Sie zweifelt weiter an, ob die Verhaltensanalyse aller Fahrgäst*innen geeignet und erforderlich ist, um die Sicherheit in den Fahrzeugen zu erhöhen. 

 Der Landesdatenschutzbauftragte Timo Utermark verlangt deshalb von der BSAG, ein Jahr nach Inbetriebnahme eine umfassende Evaluation des Systems vorzulegen. Dabei soll unter anderem die Zahl der erfassten Vorkommnisse mit der Zahl der polizeilich erfassten Straftaten verglichen werden. Herauszufinden ist demnach, wie oft das System Menschen falsch verdächtigt und wie oft es tatsächlich zur Eindämmung von Straftaten beitragen konnte. Utermark sagt auf Anfrage, für ihn sei entscheidend, ob das System zu wenige tatsächliche Gefahrensituationen als solche erkennt oder zu oft Fehlalarm schlägt. Sei das der Fall, wäre die Datenverarbeitung „unverhältnismäßig“ und „daher zu unterbinden“. 

 Ein Vergleich mit den Straftatenzahlen von vor Beginn des Einsatzes würde bei einer derartigen Evaluation auch eine Einschätzung der Effizienz des Systems ermöglichen. Es wäre die erste umfassende Evaluation eines Verhaltensscanners in Deutschland. In Mannheim, wo das System seit acht Jahren getestet wird, kann die Polizei bis heute keinen einzigen Fall nennen, wo es zur Verhinderung oder auch nur Aufklärung einer Straftat beigetragen hat. 

 Update, 26.8.2026, 10.20 Uhr: Absatz zum KI-Cluster wegen Verjährung gelöscht. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Kriminalitätsbelastung in Berlin: Problematisches Herrschaftswissen



2026-08-24


 In Berlin wird seit Sonntag Videoüberwachung mit angeschlossener Verhaltenserkennung aufgebaut. Los geht es am Kottbusser Tor, dann sollen die Warschauer Brücke und weitere sogenannte kriminalitätsbelastete Orte (kbO) folgen. 

 Die Einstufung als kbO ist Voraussetzung dafür, dass die Polizei in einer bestimmten Gegend die Überwachungstechnologien einsetzen darf. An kbO darf sie auch verdachtsunabhängige Personenkontrollen durchführen. Was als kbO gilt, wird von der Senatsinnenverwaltung relativ freihändig festgelegt. Die Datengrundlage dazu, also wo in Berlin es wie viele Fälle welcher Kriminalitätsformen gibt, ist nicht öffentlich zugänglich. Innenverwaltung und Polizei geben die Zahlen nur auf Nachfrage bekannt – und dann auch nur auszugsweise. Bei einer Presseanfrage hat die Polizei nun Zahlen vertauscht. Das führte zu irreführender Berichterstattung. Und zeigt, wie problematisch diese Form von Herrschaftswissen ist. 

 In einer Tabelle, die netzpolitik.org vorliegt und die von der Berliner Morgenpost angefragt wurde, hat die Polizei die Zahlen für die Areale „Rigaer Straße“ und „Kottbusser Tor“ vertauscht. Das führte dazu, dass die Morgenpost von einer Explosion der Kriminalität rund um die Rigaer Straße berichtete, „eine der letzten Hochburgen der linksextremen Besetzerszene“, während am Kottbusser Tor vermeintlich ein „historischer Tiefstand“ der Kriminalitätszahlen zu berichten war. 

 Das ist ein Problem. Denn während auf der einen Seite die linke Szene aufgrund dieses Zahlendrehers zu Unrecht stigmatisiert wurde, stand auf der anderen Seite plötzlich die geplante Videoüberwachung am Kottbusser Tor in Frage. Denn wo die Kriminalität von alleine derart zurückgeht, wären hochinvasive Überwachungstechnologien weder erforderlich, noch verhältnismäßig. Auf Nachfrage von netzpolitik.org hat die Polizei die Zahlen dann überprüft und den Fehler eingeräumt. 

 Der Fall wirft die Frage auf, warum die Datengrundlage für derart weitreichende Befugnisse nicht öffentlich zugänglich ist. Warum werden die Zahlen zur Kriminalitätsbelastung der gesamten Stadt nicht in kleinräumiger Auflösung prinzipiell publik gemacht? 

 In der aktuellen Praxis gibt die Polizei auf Nachfrage von Abgeordneten oder Journalist*innen immer mal wieder die Zahlen zur Kriminalitätsbelastung der kbO heraus. Doch es fehlt eine stadtweite Einordnung, anhand derer sich Interessierte selbst ein Bild machen können, wie gerechtfertigt die Einstufung der kbO ist. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Niklas Schrader, innenpolitischer Sprecher der Linken im Abgeordnetenhaus sagt: „Das zeigt die Absurdität des Konzepts der kriminalitätsbelasteten Orte. Die Zahlen sind nicht unabhängig überprüfbar. Das überlässt der Innensenatorin die Hoheit darüber, wo sie der Polizei erweiterte Befugnisse gibt.“ 

 Vasili Franco, innenpolitischer Sprecher der Grünen im Abgeordnetenhaus, sagt dazu: „Über die Einstufung als kriminalitätsbelastete Orte entscheiden Innenverwaltung und Polizei auf einer intransparenten Grundlage und ohne Vergleichszahlen. So lässt sich nach Bedarf fast jede Gegend in Berlin aus politischen Gründen zum kriminalitätsbelasteten Ort erklären.“ Die kbO würden vielfach zur politischen Instrumentalisierung oder Stigmatisierung missbraucht. „Gerade der schwarz-rote Senat nutzt die Einstufung, um immer mehr zusätzliche Überwachungsmaßnahmen im öffentlichen Raum wie die Videoüberwachung mit Verhaltensscannern einzuführen“, sagt Franco. 

 Eine politische Instrumentalisierung der Einstufung als kbO zeigt sich womöglich am Beispiel der oben genannten Rigaer Straße. Die dortige Hausnummer 94 ist ein kollektiv verwaltetes Wohnprojekt und den jeweiligen Berliner Innen-Senator*innen seit der Besetzung 1990 traditionell ein Dorn im Auge. 

 Die Rigaer Straße ist dementsprechend als kbO eingestuft. Dabei zeigen die Zahlen nur eine vergleichsweise niedrige Kriminalitätsbelastung. Im ersten Halbjahr 2026 hat die Polizei rund um die Rigaer Straße gerade einmal 326 Delikte registriert. Zum Vergleich: Am Alexanderplatz, dem Ort mit der stärksten erfassten Kriminalitätsbelastung, wurden im gleichen Zeitraum 2.274 Delikte gezählt. 

 (function(){function e(){window.addEventListener(`message`,function(e){if(e.data[`datawrapper-height`]!==void 0){var t=document.querySelectorAll(`iframe`);for(var n in e.data[`datawrapper-height`])for(var r=0,i;i=t[r];r++)if(i.contentWindow===e.source){var a=e.data[`datawrapper-height`][n]+`px`;i.style.height=a}}})}e()})(); 

 Von den insgesamt sieben Orten, die Berlin als kriminalitätsbelastet definiert, ist die Rigaer Straße das deutliche Schlusslicht. Schon die Warschauer Brücke, Platz sechs nach dieser Zählung, hat eine fast dreimal so hohe Kriminalitätsbelastung, alle anderen Orte liegen bei über 1.700 Delikten im ersten Halbjahr 2026. 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Einige Orte, die nicht als kbO eingestuft sind, weisen ebenfalls höhere Kriminalitätszahlen auf als das Areal rund um die Rigaer Straße, so zum Beispiel der Leopoldplatz im Wedding (1.248), die Frankfurter Allee in Friedrichshain (1.596) oder die Turmstraße in Moabit (559). 

 (function(){function e(){window.addEventListener(`message`,function(e){if(e.data[`datawrapper-height`]!==void 0){var t=document.querySelectorAll(`iframe`);for(var n in e.data[`datawrapper-height`])for(var r=0,i;i=t[r];r++)if(i.contentWindow===e.source){var a=e.data[`datawrapper-height`][n]+`px`;i.style.height=a}}})}e()})(); 

 Um die Einstufung als kbO dennoch zu begründen, schreibt die Innenverwaltung: „Die Kriminalitätslage am kbO Rigaer Straße zeichnet sich durch politisch motivierte Straftaten aus, die insbesondere aus der linksextremistischen Szene heraus begangen werden und sich vor allem gegen Institutionen des Staates oder Institutionen, die in ihren Tätigkeiten den politischen Zielen der relevanten Personen entgegenstehen, richten.“ Dabei gibt sie allerdings zu, dass ein Großteil der Straftaten im Rahmen von Demonstrationen oder Kundgebungen verübt wird. Das heißt: Die Vorverdächtigung – und womöglich anlasslose Kontrolle – sämtlicher Anwohner*innen dieser eigentlich ganz normalen Wohnstraße bleibt außerhalb politischer Zusammenkünfte weitgehend unbegründet. 

 Vasili Franco sagt: „Die Zahlen aus der Rigaer geben diese Einordnung nicht her. Da könnte man jeden Ort als kbO eintragen. Die Anwohner werden in Mithaftung genommen, obwohl die Gefahr nur von einem Haus ausgeht.“ 

 Welche Orte in Berlin als kriminalitätsbelastet geführt werden und damit besondere Befugnisse für die Polizei ermöglichen, ist erst seit 2017 öffentlich. Zuvor wussten die Betroffenen nicht einmal, ob die Polizei sie an einem bestimmten Ort überhaupt anlasslos kontrollieren darf. Die Liste der kbO hat sich seit 2019 nicht verändert. Durch die besonderen Befugnisse haben die kriminalitätsbelasteten Orte eine Tendenz zum Selbsterhalt – denn wo oft kontrolliert wird, findet sich auch viel Kriminalität. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Verhaltensscanner in Berlin: Harte Kritik an der KI-Überwachung



2026-08-23


 Am Sonntag begann die Installation von Videokameras am Kottbusser Tor in Berlin. Damit wird erstmals öffentlicher Raum in der Stadt dauerhaft videoüberwacht. Eine Zeitenwende. Der Livestream der Kameras wird algorithmisch analysiert, um bestimmte Bewegungsmuster zu erkennen. 

 Kritik an dem Überwachungsprojekt kommt aus Politik, Wissenschaft und von Anwohner*innen. Ein Mensch, der am Kottbusser Tor lebt, fürchtet: „Gegen Gewalt hilft keine Kamera. Und die Betäubungsmittelkriminalität wird jetzt halt noch tiefer in die Wohngebiete reingedrückt.“ 

 Die Bezirksbürgermeisterin Clara Herrmann, Grüne, sagt: „Ich habe Zweifel, dass zusätzliche Videoüberwachung die Lage rund um das Kottbusser Tor tatsächlich verbessert.“ Die Videoanalyse koste mehrere Millionen Euro, die für sinnvolle Maßnahmen fehlen würden. „Seit Jahren fordern wir als Bezirk rund um den Kotti zusätzliche Finanzmittel, um die kommunale Infrastruktur besser auszustatten und soziale Projekte dauerhaft zu fördern. Stattdessen gibt es nun mehr Überwachung“, sagt Herrmann. 

 Niklas Schrader, innenpolitischer Sprecher der Fraktion Die Linke im Abgeordnetenhaus, sagt: „CDU und SPD schaffen eine Überwachungsdichte, der man sich kaum entziehen kann, wenn man sich durch den öffentlichen Raum bewegt. Zudem müssen alle Betroffenen damit rechnen, dass ihre Daten weiterverwendet werden, um die KI zu trainieren. Während für diese dystopischen Tools Millionenbeträge in die Hand genommen werden, müssen Projekte der Suchthilfe oder der aufsuchenden Sozialarbeit an Orten wie dem Kotti bluten. Eins wird Berlin so garantiert nicht: sicherer.“ 

 Vasili Franco, innenpolitischer Sprecher der Grünen im Abgeordnetenhaus, sagt: „Die Videoüberwachungspläne des Senats sind Irrsinn. Seit Jahren belegen Studien, dass Videoüberwachung bestenfalls Kriminalität verlagert, aber nicht wirksam bekämpft. Die zunehmende Entkopplung sicherheitspolitischer Entscheidungen von kriminologischer Evidenz ist bedenklich und stärkt nicht die Sicherheit.“ 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Die Verhaltensanalyse gilt Verfechter*innen der Technologie als privatsphäreschonend, weil dabei Bilder von Menschen in eine Art Strichmännchen umgerechnet werden. Anhand dieser bewegten Vektorenbündel kategorisiert die KI das Verhalten. Doch gleichzeitig wird auch das ganz normale Videobild gespeichert, auf dem Gesichter zu erkennen sind – und zwar standardmäßig bis zu einem Monat lang. Und mindestens im Fall einer Alarmierung wird es auch von Polizeikräften eingesehen. Die können dann nach dem neuen Berliner Polizeigesetz die Gesichter von Einzelpersonen aus den Aufnahmen extrahieren und zur Identifizierung mit Daten aus dem Internet abgleichen. 

 „Die Verhaltensanalyse ist kein privatsphärenfreundlicher Ersatz für konventionelle Videoüberwachung, sondern schlicht eine zusätzliche Ebene von Grundrechtseingriff“, konstatiert Felix Ruppert, Jurist von der Uni München und Experte für Strafrecht und Digitalisierung. Die Betroffenen würden damit nicht nur aufgezeichnet und überwacht, sondern ihr Verhalten werde zudem kontinuierlich ausgewertet. „Mit dem verfassungsgerichtlich zugestandenen Recht, nicht beliebig staatlich registriert zu werden und nicht permanent dem Gefühl einer Überwachung ausgesetzt zu sein, lässt sich dies nur schwerlich in Einklang bringen“, sagt er. 

 Nach welchen Bewegungsmustern die Software konkret sucht, will die Berliner Polizei nicht sagen. Kritiker*innen wie Felix Ruppert bemängeln, dass die Formen von Verhalten, bei denen die Kamera Alarm schlägt, weder gesetzlich festgelegt noch konkretisiert sind. Sie könnten von der Polizei somit je nach Bedarf interpretiert werden. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Verhaltensscanner in Berlin: Jetzt beginnt die automatisierte Überwachung



2026-08-23


 Am Kottbusser Tor in Berlin haben Menschen damit begonnen, für die Polizei eine Reihe von Videoüberwachungskameras zu installieren. Etwa 30 Stück sollen das Areal überwachen. Laut der Berliner Polizei werden die Geräte zeitnah mit einer Software von Adesso verknüpft, die im Videostream automatisiert analysiert, was die Abgebildeten gerade tun und bei unerwünschtem Verhalten Alarm schlägt. Bislang gab es in Berlin – außerhalb des öffentlichen Nahverkehrs – keine dauerhafte Videoüberwachung des öffentlichen Raums. Das ändert sich jetzt. Und diese Videoüberwachung wird dann direkt auch noch algorithmisch analysiert. 

 Das Überwachungs-Projekt, das nach dem Start am Kottbusser Tor auch auf die Warschauer Brücke und weitere mutmaßlich kriminalitätsbelastete Orte ausgedehnt werden soll, beginnt mit einer „Kalibrierungsphase“, um das System „auf die tatsächlichen Bedingungen vor Ort abzustimmen und seine korrekte Funktion sicherzustellen.“ Erst danach startet der Produktivbetrieb. In der Kalibrierungsphase sollen ungefähr 30 Kameras nach und nach in das System eingebunden werden, so die Berliner Polizei. 

 Dabei verwendet die Polizei zwei Kameratypen des schwedischen Herstellers Axis: Q1809-LE und Q3839-PVE. Beide liefern laut Produktbeschreibung eine sehr hohe 8k-Bildauflösung und gute Sicht auch bei wenig Licht. Erstere ist eine klassische Überwachungskamera und wird mit Tele- oder Weitwinkelobjektiv ausgeliefert, zweitere vereint das Bild mehrerer Linsen zu einem 180-Grad-Panorama und liefert angeblich auch im Zoom-Modus noch volle Bildschärfe. Die Software zur Verhaltenserkennung kommt von Adesso. 

 Berlin ist damit nach Mannheim und Hamburg die dritte Stadt in Deutschland, die Straßen und Plätze mit Verhaltensanalyse-Software überwacht. Fest geplant ist bereits, die Technologie und die dazugehörigen Kameras auch an der Warschauer Brücke zu installieren. In Berlin soll die Videoüberwachung mit Verhaltensanalyse auch an weiteren angeblich kriminalitätsbelasteten Orten sowie an mutmaßlich gefährdeten Gebäuden zum Einsatz kommen. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Auch deutschlandweit ist eine zunehmende Verwendung der Technologie zu erwarten. In Baden-Württemberg hat Innenminister Manuel Hagel (CDU) angekündigt, dass er den Einsatz von Verhaltensscannern ausweiten und mit automatisierter Gesichtserkennung sowie womöglich Abhöranlagen und Stimmerkennung koppeln will. In Hessen, Sachsen und dem Saarland ist die rechtliche Grundlage für die Verhaltensscanner bereits geschaffen, in Schleswig-Holstein, Thüringen und Niedersachsen arbeiten die Regierenden daran. Zudem soll der Bundestag gleich nach der Sommerpause erlauben, dass die Bundespolizei derartige Systeme an Bahnhöfen einsetzt. Die Abstimmung war eigentlich bereits erfolgt, muss aber wiederholt werden, weil nicht genug Abgeordnete anwesend waren. 

 Es sieht so aus, als würde es in absehbarer Zeit selbstverständlich, dass Algorithmen im Dienst der Polizei analysieren, was wir gerade tun. 

 „Davon wusste ich nichts“, sagt eine Kiosk-Mitarbeiterin, die am Kottbusser Tor arbeitet, zu den KI-Überwachungs-Plänen. Auch ein Mensch, der an einem bekannten Treffpunkt von Drogennutzer*innen steht, zeigt sich überrascht: „Krass, ich hatte ja keine Ahnung“. So geht es scheinbar einigen am Kottbusser Tor. Die Videoüberwachungspläne wurden nicht ausgehängt. Nur wer regelmäßig die Tagespresse verfolgt, weiß, dass sein Verhalten hier künftig 24 Stunden am Tag automatisch analysiert wird. 

 Ercan Yasaroglu ist der Betreiber des Café Kotti, einer Raucherkneipe am Platz. Er kannte die Videoüberwachungspläne. Er sagt: „Wir bauen unsere demokratischen Werte ab und stattdessen ein Überwachungssystem auf. Hier wird jetzt jede Bewegung von mir kontrolliert. Wie soll ich mich da noch frei fühlen? Wie soll ich da zum Beispiel noch knutschen, ohne gleich mitdenken zu müssen, wer das wohl alles sieht?“ 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Direkt neben Yasaroglus Café ist seit 2023 eine Polizeiwache. Yasaroglu sagt, schon damals sei die Zahl der Kund*innen eingebrochen. Nun fürchtet er um seine wirtschaftliche Existenz. Doch er sagt: „Ich versuche, zu bleiben und meine Werte hier hochzuhalten.“ 

 Die Videoüberwachung ist für Yasaroglu ein Teil von Gentrifizierung. „Der Raum verändert sich dadurch. Die Leute, die Überwachung wollen, die Wohlhabenden werden alles noch teurer machen. Armut wird verdrängt. Das ist meine Angst“, sagt er. 

 Ob die Verhaltenserkennung überhaupt einen messbaren Einfluss auf die Kriminalitätsbekämpfung hat, ist nicht geklärt. Eine unabhängige Evaluation der bereits existierenden deutschen Projekte gab es bisher nicht. Sie ist bislang auch nicht geplant. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Breakpoint: Aufruf zu digitalem Ungehorsam



2026-08-23


 Was würden Sie tun, wenn in Ihrem Wohnzimmer ein kleines Fenster installiert wäre, durch das ein Mitarbeiter des Staatsschutzes Sie jederzeit beobachten könnte? 

 Ich würde aufhören, Brecht zu lesen, und stattdessen würde ich lieber eines von Benthams Büchern nehmen. Ich würde den Fernseher abstellen, wenn in einer Doku gezeigt wird, wie Terroristen mit Hausmitteln eine Bombe bauen konnten. Ich würde keine Wikipedia-Artikel mehr über Verschwörungsmythen, Waffen oder Anschläge lesen. Und ich würde aufpassen, welche Worte ich wähle, wenn ich die Bundesregierung im Gespräch mit Freunden kritisiere (Mehrzweckeier würde ich aus meinem Wortschatz streichen – Shoutout an Langenscheidt). 

 Selbstverständlich würde nicht 24 Stunden am Tag, sieben Tage die Woche ein Staatsschutzmitarbeiter hinter dem Fenster zu Ihrem Wohnzimmer sitzen. Das gibt die Personaldecke überhaupt nicht her. Vielleicht würde auch niemals ein Staatsschützer hinter dem Fenster Platz nehmen. Rund 41 Millionen Wohnzimmer sind ganz schön viele für eine One-on-One-Überwachung. 

 Und dennoch würde ich aufpassen, was ich in meinem eigenen Wohnzimmer lese und sage. Die allermeisten Menschen würden das tun. Das belegt unter anderem eine Studie aus dem Jahr 2016, die den sogenannten „Chilling Effect“ untersucht hat. Die Studienmacher konnten nachweisen, dass weniger Menschen bestimmte Wikipedia-Artikel lesen, wenn sie denken, dass sie dadurch zum Objekt staatlicher Überwachung werden könnten – beziehungsweise denken, dass sie möglicherweise bereits überwacht werden und so in den Blick der Überwachenden fallen könnten. 

 Die Studie verzeichnete etwa nach den ersten Snowden-Leaks im Jahr 2013 „einen 20-prozentigen Rückgang der Seitenzugriffe bei Wikipedia-Artikeln, die mit Terrorismus zu tun haben, darunter jenen, in denen ‚al Qaida‘, ‚Autobombe‘ oder ‚Taliban‘ erwähnt wurden“. Wer beobachtet wird, hat Angst, etwas falsch zu machen. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Aktuell überschlagen sich die Nachrichten über neue Mittel der öffentlichen Überwachung. Nahezu wöchentlich scheint die Polizei neue Befugnisse zu bekommen oder bekommen zu sollen: mehr Videoüberwachung an Bahnhöfen, biometrische Erfassung von Gesichtern, auch mithilfe von KI, automatisierte Verhaltensscanner. Die Kompetenzen des Verfassungsschutzes sollen erheblich ausgebaut werden, einige Kommentatoren sorgen sich gar vor einer neuen Geheimpolizei. Und auch der digitale Raum soll immer stärker überwacht werden – zu unser aller Sicherheit natürlich. Verstärkt wird das Gefühl, ständig und überall beobachtet zu werden, durch neue Mittel der privaten Alltagsüberwachung wie etwa den Meta-Überwachungsbrillen, die dauerhaft praktisch unbemerkt ihre Umgebung filmen können. 

 Befürworter staatlicher (und privater) Überwachung führen auch im Jahr 2026 noch immer an, sie hätten nichts zu verstecken. Dieses Scheinargument nimmt keine Rücksicht darauf, dass man keinen Anschlag planen muss, um ein Bedürfnis nach und ein Recht auf Privatsphäre zu haben, das man gegenüber staatlichen Akteuren auch nicht rechtfertigen muss. Vor allem aber verkennen diejenigen, die dieses Argument vorbringen, dass Überwachung keiner Erkenntnisse bedarf – ja, nicht einmal tatsächlich stattfinden muss -, um einen direkten Einfluss auf das private und politische Leben derjenigen zu haben, die sich einer Überwachung ausgesetzt sehen. 

 Der Chilling Effect beschreibt eine Selbstzensur aus der Angst heraus, etwas zu tun, was die Überwachenden gegen einen selbst verwenden könnten. Statt also etwas zu tun, was sanktioniert werden könnte, unterlassen wir diese Handlung, ohne dass sie uns jemand verboten hätte. Wir lesen nicht die radikale Zeitschrift, verfassen keinen regierungskritischen Social-Media-Beitrag, überspringen das Video über wahre oder ausgedachte Verschwörungen. Überwachung wird so zum Zensor, ohne tatsächlich selbst zensieren zu müssen. 

 Damit ist Überwachung nicht nur Kontroll-, sondern auch Steuerungselement, mit dem Einfluss auf das Verhalten von Menschen genommen wird (nicht genommen werden kann, denn der Chilling Effect tritt ein, egal, ob er beabsichtigt ist oder nicht). Eben das ist ja gerade das Argument von Menschen, die etwa den Ausbau von Videoüberwachung an öffentlichen Orten fordern. Sie meinen, die Installation von Kameras würde Straftaten verhindern – tatsächlich verschieben sich Straftaten vor allem an andere Orte, während alle anderen Menschen an den überwachten Orten unter ständiger Beobachtung stehen. 

 Was durch Überwachung stattdessen verringert wird, sind etwa die Klickzahlen von bestimmten Wikipedia-Seiten. Und damit geht ein Rückgang an Informiertheit einher, aus Angst, das Falsche zu wissen. Bereits die Ankündigung von Überwachung erzwingt somit einen vorauseilenden Gehorsam, der die tatsächliche Überwachung weitestgehend überflüssig machen könnte. Das aber wohl selten bei denjenigen, die im öffentlichen Diskurs gerne als „legitime“ Objekte staatlicher Überwachung charakterisiert werden. Stattdessen umso mehr bei denjenigen, die Mächtige kritisieren, Veränderungen anstoßen und Althergebrachtes mit neuen Erkenntnissen ins Wanken bringen. 

 Der Freitag formulierte vor einigen Jahren treffend: „Überwachung ist Gift für die Demokratie, eine schleichende Gefahr für eine offene Gesellschaft, ein Feind freien Wissens.“ 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Wie aber könnte man in dieser Lage nicht gehorsam werden? Die Angst vor öffentlicher und privater Überwachung, im digitalen wie im analogen Raum, ist schließlich mehr als begründet. Und die Sorge vor Repressionen bei etwa unliebsamer Kritik gegenüber Regierenden liegt nicht fern. Nun könnte man denjenigen, die diese Sorgen haben, ein saftiges „Niemand hat das Recht zu gehorchen“ entgegenschleudern. Das klingt aber nur so lange gut, bis es die eigenen Chats sind, die durchleuchtet werden, bis das eigene Gesicht biometrisch erfasst wird oder die eigenen Schritte durch die Innenstadt automatisiert auf „auffälliges“ Verhalten gescannt werden. 

 Ich möchte dennoch dafür plädieren, sich nicht selbst zu zensieren. Aus dem einfachen Grund, dass es nicht besser wird, wenn wir es tun. Gerade, wenn wir aufhören, Mächtige öffentlich zu kritisieren, gegen Überwachung durch Polizei, Geheimdienste und Co. aktiv zu werden oder auch auf eine Art durch unsere Heimatstädte zu laufen, die die Polizei auffällig findet, bestärken wir die Prozesse, die uns davon abhalten wollen. 

 Montesquieu hat einmal gesagt: „Unbedingter Gehorsam setzt bei den Gehorchenden Unwissenheit voraus.“ Insofern ist jetzt die Zeit, mehr Regierungskritik zu üben und mehr Wikipedia-Artikel zu lesen, und nicht weniger. Auch dann, wenn es denjenigen, die uns überwachen, nicht gefällt. Gerade dann, wenn es ihnen missfällt. 

 Die Dystopie vom Beginn dieses Textes ist noch nicht (vollständig) Realität. Sie kann es aber werden, wenn wir aufhören, uns kritisch zu informieren und zu äußern. Und aus der Angst heraus, überwacht zu werden, gehorsam werden. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



KW 34: Die Woche, in der wir auf die Rückkehr des Urlaubs-Kanzlers warten



2026-08-22


 Liebe Leser:innen, 

 die Bundesregierung hatte sich im Juli mit der Ankündigung eines so umfangreichen wie umstrittenen Reformpakets in die Sommerpause verabschiedet. Und dann starben in Deutschland mindestens 14.000 Menschen in den Hitzewellen, es brannten Wälder, Felder vertrockneten, Flüsse versiegten. 

 Kurzum: Selbst nach Normalität lechzende Menschen sahen plötzlich mit eigenen Augen und spürten am eigenen Leib, was die eskalierende Klimakrise bedeutet. Es wurde deutlich, dass die Zukunft nicht so rosig, einfach und technologieoffen aussehen wird, wie es die schwarz-rote Koalition mit ihren fossilen Plänen gerne vermittelt. Im Gegenteil. 

 Und was machte der Kanzler in dieser Krise? Er mimte nicht wie Gerhard Schröder den Krisen bekämpfenden „Deichgrafen“. Nein, Merz taucht ab und machte Urlaub. Und dann verlängerte er sogar seinen Urlaub. Manch eine fragt sich ja mittlerweile, ob Merz nicht einfach im Urlaub bleiben sollte. 

 Der Kanzler hat mit 13 Prozent Zustimmung den ewigen Tiefstwert aller Kanzler:innen seit Beginn der Forsa-Umfragen erreicht – immer weniger Menschen trauen ihm zu, dieses Land zu führen. An eine gute Zukunft mit Merz glaubt vermutlich fast niemand mehr. 

 Doch egal, wie sich Urlaub und Kanzlerschaft von Friedrich Merz weiterentwickeln: Der politische Betrieb geht ab Anfang September wieder richtig los, und es wird ein wichtiger Herbst werden. Vielleicht einer mit braunen Umwälzungen – und vielleicht ein heißer Herbst mit Protesten. 

 Denn neben der Geheimdienstreform, welche die Nachrichtendienste endgültig zu Geheimdiensten machen soll, neben neuen Polizeigesetzen in verschiedenen Bundesländern, neben dem Überwachungspaket mit Big-Data-Analyse und Gesichtserkennung im Internet, wartet noch das Reformpaket samt der Quasi-Abschaffung der Informationsfreiheit auf seine Umsetzung. 

 Als wäre das noch nicht genug, gibt es auch die Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Berlin. Mindestens in einem Bundesland droht eine rechtsextreme Regierungsübernahme. Derweil kündigen sich im September gleich mehrere Sozialproteste an, die je nach politischer Lage schnell an Momentum gewinnen könnten. Die nächsten Wochen und Monate werden also spannend. Wir berichten darüber. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Ich wünsche Euch allen bis dahin eine schöne restliche Urlaubszeit und ein gutes Ankommen zurück in der Realität. 

 Herzliche Grüße 

 Markus Reuter 

 Immer mehr Asylbewerber*innen müssen zum Bezahlen spezielle, stark funktionsbeschränkte Karten benutzen. Wir haben eine Betroffene bei einem Einkauf begleitet. Ihr Beispiel zeigt, wie kompliziert und oft demütigend das Leben mit diesen Karten ist. Von Martin Schwarzbeck –
Artikel lesen 

 Werbefirmen und Zeitungsverlagen war Apples Tracking-Schutz für iPhones schon lange ein Dorn im Auge. Nun hat das Kartellamt entschieden, dass der Konzern das System deutlich anpassen muss. Für Nutzer:innen bedeutet das wohl längere und kompliziertere Einwilligungs-Abfragen. Von Ingo Dachwitz –
Artikel lesen 

 Das neue Polizeigesetz von Schleswig-Holstein soll eines der härtesten Deutschlands werden. Die Gruppe Freiheitsfoo analysiert es in einem 22-seitigen Gutachten. Ihr Ergebnis: Der Entwurf ist eine Bedrohung für die Demokratie. Von Martin Schwarzbeck –
Artikel lesen 

 Ein Künstler zeigt mit einem besonderen Hemd, wie automatische Videoüberwachung ausgetrickst werden kann. Es geht ihm dabei weniger um den Trick an sich, als um grundsätzliche Kritik an der invasiven und intransparenten Technologie. Von Markus Reuter –
Artikel lesen 

 Würde die AfD ein Bundesland regieren, hätte sie eine Reihe von Möglichkeiten, den Sicherheitsapparat in ihrem Sinne neu auszurichten. Doch Demokrat*innen stehen dem nicht hilflos gegenüber. Wir haben mit dem Rechtswissenschaftler Markus Thiel darüber gesprochen, welche Gefahren eine potenzielle Machtübernahme birgt und was man dagegen tun kann. Von Anna Biselli –
Artikel lesen 

 Wer ein Apple-Gerät hatte, wurde in der Vergangenheit recht gut vor dem Zugriff der Werbebranche gewarnt. Nach einem auch von deutschen Zeitungsverlagen angestrengten Verfahren beim Kartellamt wird der Schutz nun verwässert – mit klaren Nachteilen für die Nutzer:innen. Ein Kommentar. Von Markus Reuter –
Artikel lesen 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Argentinien baut die Massenüberwachung aus – sowohl politisch wie technisch. Ein neuer Bericht von Amnesty International beklagt deswegen erhebliche Gefahren für Meinungs- und Versammlungsfreiheit in dem südamerikanischen Land. Von Markus Reuter –
Artikel lesen 

 Ein geplantes Gesetz soll mehr Automatisierung in BAMF, Ausländerbehörden und Co. bringen. Die Integrationsbeauftragte begrüßt den KI-Einsatz in der Migrationsverwaltung. Doch Menschenrechtsorganisationen warnen vor Diskriminierung und Entscheidungen über Menschenleben. Von Anna Biselli –
Artikel lesen 

 Das jüngst in Frankreich beschlossene Social-Media-Verbot für Minderjährige ist aus mehreren Gründen verfassungswidrig. Hier erklären Jurist*innen, welche Spielräume Präsident Emmanuel Macron noch hat – und was das für Deutschland heißt. Von Sebastian Meineck –
Artikel lesen 

 In Deutschland mehren sich die Stimmen, die wegen der heimlichen Überwachung ein Verbot der KI-Brillen fordern. Doch vorerst wird der Vormarsch von Metas Brille wohl nicht von Behörden gestoppt. Von Chris Köver –
Artikel lesen 

 Weil er von Behörden veröffentlichte Geodaten weiterverbreitet hat, ging der Freistaat Bayern hart gegen den Entwickler Markus Drenger vor. Nun hat der Aktivist vor Gericht Recht erhalten und warnt trotzdem vor einem Schaden für die Open-Data-Bewegung. Entscheidende Fragen blieben offen. Von Esther Menhard –
Artikel lesen 

 Am 20. September wird in Mecklenburg-Vorpommern gewählt, die AfD wird voraussichtlich stärkste Kraft. Hier zeigen wir, mit welchen Ideen die übrigen Parteien der Bedrohung von rechts begegnen wollen. Von Martin Schwarzbeck –
Artikel lesen 

 Rechenzentren verbrauchen viel Strom und Wasser. Wie viel genau, soll im Einzelnen jetzt erstmals im Nationalen Rechenzentrumsregister nachvollziehbar sein. Doch Julian Bothe von AlgorithmWatch warnt: Die Daten sind grob unvollständig und die Transparenz soll auf Druck von Big Tech wieder eingeschränkt werden. Von Ingo Dachwitz –
Artikel lesen 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Intransparente Rechenzentren: „Ein Armutszeugnis für die Bundesregierung“



2026-08-22


 Das Wirtschaftsministerium hat gerade das Nationale Rechenzentrumsregister veröffentlicht. Statt wie bisher nur Zusammenfassungen für die gesamte Branche kann man damit nun erstmalig Informationen zum Verbrauch und zur Effizienz einzelner Rechenzentren nachvollziehen. 

 Doch die Transparenz steht unter Druck, Tech-Konzerne und Industrieverbände wollen sie unter Verweis auf Geschäftsgeheimnisse und Sicherheitsrisiken wieder abschaffen. Wir haben darüber mit Julian Bothe gesprochen. 

 Julian Bothe ist als Senior Policy Manager bei AlgorithmWatch verantwortlich für die Themen KI, Klimaschutz und Nachhaltigkeit. Er hat in München zur Akzeptanz der Energiewende promoviert und in Hamburg und Osnabrück Geographie, Sozialwissenschaften und Systemwissenschaft studiert. Vor seiner Zeit bei AlgorithmWatch war er Referent für Atompolitik und Klimaschutz bei .ausgestrahlt und hat im südlichen Bayern zur regionalen Energiewende geforscht. 

 netzpolitik.org: Warum gehören die Verbrauchsdaten einzelner Rechenzenten an die Öffentlichkeit? 

 Julian Bothe: Öffentliche Daten über Rechenzentren sind elementar, weil wir nur so ein Gesamtbild über die Umweltauswirkungen bekommen: Also etwa wie viel Strom und Wasser sie brauchen und welche klimaschädlichen Emissionen dadurch entstehen. Rechenzentren haben oft einen riesigen Stromverbrauch, den Google, Amazon und Co. gerne verstecken würden. Zudem helfen die Daten bei der Planung – etwa für die Abwärmenutzung oder für das Stromnetz. 

 Transparenz auf Ebene einzelner Rechenzentren ist auch eine notwendige Voraussetzung, um einen Wettbewerb für mehr Effizienz zu schaffen. Es war ein explizites Ziel der gesetzlichen Regelungen, die Pflicht zur Veröffentlichung der Daten einzelner Rechenzentren einzuführen. Die Kund*innen können so gezielt effizientere und umweltfreundlichere Rechenzentren auswählen. Dies schont nicht nur die Ressourcen, sondern führt bei den Kund*innen, die den Strom am Ende bezahlen müssen, unter Umständen zu einer großen Kostenersparnis. 

 Zudem stärkt ein solcher Wettbewerb vor allem deutsche und europäische Anbieter, die die tendenziell effizienteren Rechenzentren betreiben, und damit auch die digitale Unabhängigkeit, energetische Unabhängigkeit und Klimaresilienz Deutschlands. 

 netzpolitik.org: Wie ist denn die Rechtslage? 

 Julian Bothe: Sowohl in der Energieeffizienzrichtlinie der EU als auch im deutschen Energieeffizienzgesetz gibt es Regelungen, nach denen die Betreiber Verbrauchsdaten ihrer Rechenzentren sowohl melden als auch selbst veröffentlichen müssen. Das heißt: Die Daten einzelner Rechenzentren müssen öffentlich zugänglich gemacht werden, zusätzlich zu der Übermittlung an das staatliche Register. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Die Regelungen haben allerdings große Schwachpunkte: So wird die individuelle Veröffentlichung weder kontrolliert noch sanktioniert. Zudem ist die Form der Veröffentlichung nicht spezifiziert: Während der Branchenverband Bitkom schreibt, dass man die Informationen sogar durch einen Aushang am Rechenzentrum veröffentlichen könne, passiert selbst dies in der Praxis nicht. Im Gegenteil: Immer wieder aufs Neue betonen die großen Tech-Unternehmen, dass sie die Veröffentlichung der Daten einzelner Standorte um jeden Preis verhindern wollen. 

 netzpolitik.org: Das bleibt nicht ohne Wirkung, richtig? 

 Julian Bothe: Die Bemühungen der Tech-Lobby haben auf EU-Ebene bereits dazu geführt, das der ursprüngliche Wille des Gesetzgebers unterlaufen wird: Während das Gesetz dort eigentlich die Veröffentlichung bestimmter Verbrauchsdaten auch auf Ebene einzelner Rechenzentren vorsieht, wurden diese Daten dann in der Durchführungsverordnung pauschal zu „Geschäftsgeheimnissen“ erklärt. Die betreffenden Passagen entsprechen wörtlich den Vorschlägen von Microsoft. Seitdem wird unter Verweis auf dieses „Geschäftsgeheimnis“ jede Veröffentlichung abgewehrt, obwohl selbst Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht werden müssen, wenn dies das Gemeinwohl erfordert. 

 In Deutschland berufen sich die Tech-Unternehmen jetzt auf diesen Erfolg auf europäischer Ebene. In der aktuellen Novelle des Energieeffizienzgesetzes will die Bundesregierung ebenfalls eine Ausnahme für die Veröffentlichungspflicht unter Verweis auf Geschäftsgeheimnisse hinzufügen. Es ist zu befürchten, dass damit noch weniger Daten individuell veröffentlicht werden. 

 netzpolitik.org: Anfang Juli hatten laut Wirtschaftsministerium insgesamt gerade mal 482 Rechenzentren ihre Verbrauchsdaten für das Berichtsjahr 2025 an das Nationale Rechenzentrumsregister gemeldet. In Deutschland gibt es Schätzungen zufolge etwa 2.000 Rechenzentren, davon könnten gut 1.000 meldepflichtig sein. 

 Julian Bothe: Das Register ist sehr lückenhaft. Das ist ein Armutszeugnis für die Bundesregierung. Viele Rechenzentrums-Betreiber entziehen sich ihrer gesetzlichen Pflicht, die Verbrauchsdaten auf Ebene einzelner Rechenzentren zu veröffentlichen. Teilweise sind nicht mal Rechenzentren im Register enthalten, die die Betreiber selbst prominent auf ihrer Webseite bewerben. Das ist einfach nur dreist. 

 netzpolitik.org: Was muss die Regierung tun, um diese Meldelücke zu schließen? 

 Julian Bothe: Die Regierung darf die Veröffentlichungspflichten jetzt nicht noch weiter abschwächen, wie in der aktuellen Novelle des Energieeffizienzgesetzes vorgesehen. Das wäre die Kapitulation vor Big Tech. Wirtschaftsministerin Reiche muss endlich dafür sorgen, dass die Betreiber die Informationen für alle Rechenzentren melden, wie es gesetzlich vorgesehen ist – und sie muss die Informationen dann auch pro Rechenzentrum zugänglich machen. Das heißt, die Bundesregierung muss geltendes Recht durchsetzen und, wo nötig, Bußgelder verhängen. 

 Damit würde sie auch im Interesse der heimischen Betreiber handeln. Es ist schlicht Wettbewerbsverzerrung, wenn viele kleinere Rechenzentren rechtskonform melden und die großen Tech-Konzerne das geltende Recht ignorieren und Transparenz blockieren. Deutlicher könnten Google, Microsoft & Co. kaum sagen, dass sie etwas zu verbergen haben. 

 netzpolitik.org: Was entgegnest du denen, die sagen, dass die Veröffentlichung von Verbrauchsdaten Geschäftsgeheimnisse verletze? 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Julian Bothe: Dahinter steht der Druck der großen Tech-Konzerne wie Google und Microsoft. Diese wollen mit großem Lobbyaufwand verhindern, dass die Verbrauchs- und Effizienzdaten einzelner Rechenzentren publik werden. 

 Rechtlich können tatsächlich relativ viele Informationen als „Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis“ zählen. Aber nicht jedes Geschäftsgeheimnis ist auch schützenswert. Es gibt immer Ausnahmen, bei denen das öffentliche Interesse an einer Veröffentlichung schwerer wiegt als das Interesse des Unternehmens an einer Geheimhaltung. Geschäftsgeheimnisse sind also keine magische Generalausnahme, um nichts mehr veröffentlichen zu müssen. 

 netzpolitik.org: Wie würde die Abwägung dieser beiden Interessen ausfallen? 

 Julian Bothe: Ein juristisches Gutachten im Auftrag von AlgorithmWatch hat vor kurzem bestätigt: Bei den Kennzahlen zu den Rechenzentren überwiegt das öffentliche Interesse an einer Veröffentlichung bis auf sehr, sehr wenige Ausnahmen immer. Dies leitet sich aus dem Fakt ab, dass die Pflicht zur Veröffentlichung gesetzlich vorgeschrieben ist. Gestärkt wird dies durch den Vergleich mit weiteren Transparenz- und Veröffentlichungspflichten, etwa aus dem Umweltinformationsgesetz. Auch dort gilt: Es muss zwischen Geschäftsgeheimnis und Gemeinwohl abgewogen werden. 

 Auch in der Begründung für die geplante Änderung des Energieeffizienzgesetzes stellt die Bundesregierung fest, dass nur „zum Schutz besonders sensibler Daten“ Betreiber „in sehr engen Grenzen“ auf eine Veröffentlichung verzichten könnten und grundsätzlich die Pflicht zur Veröffentlichung besteht. Das Problem ist nur: Wenn die Bundesregierung die Ausnahme für Geschäftsgeheimnisse wie geplant in das Energieeffizienzgesetz aufnimmt, widerspricht sie sich nicht nur selbst. Vor allem verschiebt sie damit auch die Verantwortung, die Veröffentlichungspflicht einzufordern: Im Zweifel müsste dann nämlich die Zivilgesellschaft die Veröffentlichung einklagen und darlegen, warum die Daten veröffentlicht werden müssen – obwohl doch eigentlich der Gesetzgeber selbst die individuelle Veröffentlichungspflicht vorsieht. 

 netzpolitik.org: Ein anderes Gegenargument lautet momentan immer wieder: Sicherheit. Ich selbst habe das gerade erst bei einer Recherche zum Wasserverbrauch der Rechenzentren der Bundesregierung erlebt. Das ITZBund sagte, es könne mir wegen „Sicherheitsrisiken“ nicht mal zusammengefasste Zahlen dazu rausgeben. Gibt es wirklich einen Widerspruch zwischen Transparenz und Sicherheit? 

 Julian Bothe: Der Verweis, dass die Offenlegung von Verbrauchsdaten ein Sicherheitsrisiko sei, ist meist nur eine bequeme Ausrede. „Sicherheit durch Intransparenz“ ist ein schon lange widerlegter Irrweg, auch in vielen anderen Bereichen. Das Gegenteil ist wahr: Die Bereitstellung der Daten hilft, Sicherheit und Resilienz zu gewährleisten. Wir alle, auch Kommunen und andere Verwaltungen, können sich so besser auf mögliche Krisen etwa durch Wassermangel vorbereiten. Sie erleichtert die Planung und kann Versorgungsengpässe sichtbar machen. 

 Gegen gezielte Sabotage oder andere Angriffe hilft das Geheimhalten der Daten nicht. Wenn das Sicherheitskonzept des ITZBund wirklich darauf beruht, dass niemand die Wasserverbrauchszahlen kennt, dann ist das ziemlich alarmierend und zeigt, wie wacklig anscheinend die generelle Sicherheitsarchitektur ist. Wenn es Ausnahmen von der Veröffentlichung gibt, dann muss sie auf konkreten Abwägungen und Risikobewertungen beruhen. Hier sind dann die Betreiber in der Pflicht, das konkrete Bedrohungsszenario darzulegen. Ansonsten sind solche Behauptungen eine nicht widerlegbar Generalausnahme, gegen die niemand vorgehen kann. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 




Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern: Diese antifaschistischen Maßnahmen haben die Parteien im Programm



2026-08-21


 Die Landtagswahl von Mecklenburg-Vorpommern ist eine Bewährungsprobe für die Demokratie. Auch hier wird die freie und offene Gesellschaft gefährdet – oder verteidigt. Deshalb haben wir uns die Programme aller demokratischen Parteien angeschaut, die in Umfragen mindestens nahe der Fünf-Prozent-Hürde stehen und nach Ideen gesucht, mit denen diese gegen die Renaissance der Rechtsradikalen angehen wollen. 

 Die SPD nennt das Kapitel ihres Wahlprogramms, in dem sie sich mit der drohenden autoritären Wende beschäftigt „Wehrhafte Demokratie und Schutz vor Rechtsextremismus“. Sie will Rechtsextreme buchstäblich entwaffnen, indem sie Waffenbesitzkontrollen verschärft. Kriminalprävention und Repression will sie verstärken. Bildungsangebote, Gedenkstätten und Aufklärungsarbeit sollen Antisemitismus den Nährboden entziehen. Die Aufarbeitung von NSU und Nordkreuz soll zur Grundlage künftigen Handelns werden. 

 Rechtsextreme sollen, geht es nach der SPD, nicht in der Verwaltung oder der Exekutive arbeiten dürfen. Das Landesprogramm „Demokratie und Toleranz gemeinsam stärken!“ will sie weiter fördern, mitsamt der Beratung für Opfer von rechtsextremer Gewalt sowie weiterer Angebote wie der Dokumentations- und Informationsstelle Antisemitismus oder der Aussteigerhilfe. Die Unterstützung der Demokratie will sie mit verschiedenen Beteiligungsformaten stärken. 

 Auch das Landesprogramm „Demokratie und Toleranz“ will die SPD fortschreiben. Zudem will sich die Partei beim Bund und bei der Europäischen Union dafür einsetzen, dass die Förderung von Demokratieprojekten verstetigt wird. Ein regelmäßiges wissenschaftliches Demokratie- und Zusammenhaltsmonitoring soll gesellschaftliche Entwicklungen, Einstellungen zur Demokratie und demokratiefeindliche Tendenzen sichtbar machen. 

 Da werden wir unbequem. Mit deiner Unterstützung. 

 Das entsprechende Kapitel im Programm der Linken nennt sich „Demokratie und Zusammenhalt“. Als Teil des diesbezüglichen Programms will die Partei die Landeszentrale für politische Bildung finanziell besser ausstatten und Beteiligungsformate zur Stärkung der demokratischen Willensbildung wie Kinder- und Jugendparlamente oder Bürger:innenräte großzügiger fördern. Die Voraussetzungen für Volksentscheide und Volksbegehren sollen gesenkt werden. 

 Demokratieprogramme will Die Linke längerfristig absichern, beispielsweise indem die Förderperiode auf zwei Jahre erhöht wird. Richter*innen, Staatsanwält*innen und Justizvollzugsbedienstete will sie besser vor Bedrohungen, Einschüchterung, Hasskampagnen und Angriffen schützen, zudem Präventions- und Schutzkonzepte gegen extremistische Einflussnahme, demokratiefeindliche Netzwerke und menschenfeindliche Ideologien weiterentwickeln. 

 Um extrem rechte Strukturen zu bekämpfen, möchte Die Linke zivilgesellschaftliche Bündnisse, Netzwerke und Fachstellen der Demokratieförderung stärken und ein Landesdemokratiefördergesetz erarbeiten. Auch Die Linke will Rechtsradikale entwaffnen und wissenschaftliche, kontinuierliche Studien zu extrem rechten und demokratiegefährdenden Strukturen fördern. Zudem will sie ein AfD-Verbotsverfahren mitinitiieren. 

 Die CDU hat in ihrem Programm kein Kapitel, das sich explizit mit der Abwehr der Rechtsradikalen beschäftigt. Mit dem Schutz der Demokratie befasst sich nur der sehr kurze Abschnitt: „Ehrenamt stärken, kommunale Demokratie schützen“. Darin bekennt sich die Partei zum Schutz von Mandatsträger*innen durch eine bessere rechtliche Absicherung. Außerdem will sie „eine politische Kultur fördern, die Engagement anerkennt und Meinungsvielfalt zulässt.“ Die kommunale Selbstverwaltung soll ausgebaut werden. 

 Das Kapitel im Wahlprogramm der Grünen, das sich mit antifaschistischen Maßnahmen beschäftigt, heißt: „Hass keinen Raum lassen“. Dort schreibt die Partei, dass sie die zur Verfügung stehenden rechtsstaatlichen Mittel ausschöpfen möchte, um gegen eine weitere Ausbreitung und die fortschreitende Radikalisierung der rechtsextremen Szene vorzugehen. Sie will Beratungs- und Unterstützungsangebote für Betroffene von Gewalt und Diskriminierung ausbauen und dauerhaft finanziell absichern. Demokratiebildung in Schule und Beruf will sie stärken und mit einem Landes-Antidiskriminierungsgesetz die durch Land und Bund geförderten Beratungsstellen absichern. 

 Drei Mal pro Woche als Newsletter in deiner Inbox. 

 Sicherheitsbehörden wollen die Grünen so aufrüsten, dass sie rechtsextreme Netzwerke und Strukturen schneller erkennen, umfassend analysieren und konsequent auflösen können. Beratungs- und Unterstützungsangebote für Opfer von Bedrohungen und Angriffen wollen die Grünen weiter ausbauen. Die Landeszentrale für politische Bildung soll eine gesetzliche Grundlage bekommen. Eine Landesstelle für Anti-Diskriminierung soll den Kampf gegen verschiedene Formen der Diskriminierung koordinieren. 

 Das BSW hat in seinem Programm kein Kapitel, das sich mit dem Kampf gegen Rechts beschäftigt. Das Kapitel zur Stärkung der Demokratie nennt es: „Mehr Demokratie wagen“. Wichtige Fragen sollen demnach in Volksentscheiden beantwortet werden. Zudem will sich die Partei für Volksbegehren auf Bundesebene einsetzen. Lobbyismus will sie durch strengere Regeln transparent machen und so zurückdrängen. 

 Hinweis: Die Reihenfolge der Parteien entspricht dem Zustimmungsgrad in aktuellen Wahlumfragen. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 
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2026-08-26 Zur Ruhe kommen bei einer Stadtsafari



Zur Ruhe kommen bei einer Stadtsafari



2026-08-26


 Vogelrufe, raschelnde Blätter, der Wind in den Bäumen: Wer der Natur bewusst zuhört, kann zur Ruhe kommen. Vier Tipps für eine kleine Auszeit 

 Die Natur kann uns helfen, das Tempo im Alltag zu drosseln und unsere Aufmerksamkeit mehr auf die kleinen Dinge zu richten. Oft braucht es dafür gar nicht viel: einen ruhigen Ort, ein paar Minuten Zeit und die Bereitschaft, einfach nur zuzuhören. Die folgenden Tipps helfen Ihnen dabei, Stille zu finden, indem Sie den Geräuschen der Natur lauschen: 

 1. Drosseln Sie als Erstes Ihr Tempo. Seien Sie geduldig: Es braucht Zeit, alle Gedanken loszulassen und die Naturgeräusche wahrzunehmen. Suchen Sie sich einen Platz und setzen Sie sich. 

 2. Wenden Sie die Aufmerksamkeit Ihrem Atem zu. Wenn unerwünschte Gedanken auftauchen, konzentrieren Sie sich darauf, tief zu atmen. Lassen Sie beim Ausatmen alle Ablenkungen davonziehen wie Wolken am Himmel. 

 3. Horchen Sie in alle Richtungen. Nach einer Weile wird der Lärm in Ihrem Kopf leiser, und Sie beginnen, die Geräusche der Natur zu hören. Nehmen Sie wahr, was alles an Ihr Ohr dringt. Das Tack-Tack-Tack eines Schnabels an Holz? Ein aus zwei Tönen zusammengesetzter Vogelruf? Versuchen Sie noch weiter entfernte Geräusche zu erlauschen. 

 4. Schließen Sie die Augen, um noch intensiver zu hören. Ganz ruhig zu sitzen und still auf die Naturgeräusche zu achten wird Ihre Ohren öffnen. Sie brauchen nichts weiter zu tun, als still zu lauschen. Wenn Sie ganz genau hinhören, können Sie vielleicht sogar die Stimmen der Bäume vernehmen, die in ihrer Phytonzidsprache miteinander kommunizieren. 

 Qing Li: Die wertvolle Medizin des Waldes. Wie die Natur Körper und Geist stärkt. Rowohlt Polaris, Reinbek 2018 

 Mit Infos zu unseren Schwerpunktthemen und inhaltlichen Highlights. 

 Ihre Daten nutzen wir, wie es in der Datenschutzerklärung erläutert ist 

 Hier können Sie interessante Artikel speichern, um sie später zu lesen und wiederzufinden. 
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PATRIARCHAT ENTEIGNEN 
 (An dieser Stelle stand bisher ein Aufruf für die Kundgebung am 07.03.25. Dieser ist jetzt hier archiviert.) 

 Die Mieten explodieren, Wohnraum ist unfassbar knapp, Menschen werden aus ihren Wohnungen geworfen. Kultur, soziale Träger und Menschen mit geringem Einkommen werden verdrängt und die Stadt zu einem Ort für Reiche und Privilegierte. Auf politischer Ebene scheint es kein Interesse zu geben, daran etwas zu ändern. 

 Die Wohnsituation in dieser Stadt stellt insbesondere Betroffene von patriarchaler Gewalt vor riesige Herausforderungen. Aufgrund von struktureller Diskriminierung und durchschnittlich niedrigerem verfügbarem Einkommen sind FLINTA* dabei besonders von steigenden Mieten und der prekären Situation am Wohnungsmarkt betroffen. Von den 60.000 wohnungslosen Menschen gehören überproportional viele zur LGBTIQ+ Community. 

 Frauenhäuser und andere Schutzräume sind von der katastrophalen Situation betroffen und kämpfen mit steigenden Mieten und Gentrifizierung. Und das, obwohl in Deutschland ohnehin schon rund 12.000 Frauenhausplätze fehlen und im Durchschnitt an 80 % der Tage im Jahr keine Aufnahme in Frauenhäusern möglich ist, weil sie voll ausgelastet sind. Schutzsuchende werden in ihrer Situation systematisch allein gelassen und haben wenig Chancen, sichere Räume zu finden. 

 Den Betroffenen eine eigene Wohnung zu vermitteln, in denen sie ein Leben frei von Gewalt führen können, ist auf diesem Wohnungsmarkt eine Mammutaufgabe. Die durchschnittliche Wartezeit, bis eine Betroffene einen Mietvertrag in der Hand hält, beträgt 120 Tage, weshalb manche Betroffene irgendwann keine andere Option mehr haben, als zu ihren prügelnden Partnern zurückzukehren.
Wir fordern deshalb die feministische Vergesellschaftung von Wohnraum, um diesen, statt an Kapitalinteressen und patriarchaler Heteronormativität, an den tatsächlichen Bedürfnissen der Menschen auszurichten. 

 Für eine queerfeministische Stadtpolitik, die sichere Räume für Schutzsuchende schafft, kollektive und selbstverwaltete Care-Tätigkeiten unterstützt und Beziehungsweisen jenseits der heteronormativen Kleinfamilie ermöglicht. 

 Für ein selbstbestimmtes, sicheres und freies Leben für alle! 

 Schließt euch am 05. September dem queerfeministischen Block auf der #Mietenwahnsinn-Demo an! Macht mit uns gemeinsam deutlich:
Eine gerechte Wohnungspolitik kann nur queerfeministisch sein! Wir sind queer, wir sind laut, weil ihr uns den Wohnraum klaut! Lasst uns das Patriarchat enteignen! 

 Auftaktkundgebung:
Samstag, 05.09.2026 13 Uhr, vor dem Roten Rathaus, 10178 Berlin-Mitte
Die Route führt durch Mitte, vom Roten Rathaus über die Museumsinsel, die Friedrichstraße, Unter den Linden und zurück zum Roten Rathaus. 

 Mit solidarischen Grüßen,
die Queerfeminismus-AG der iL-Berlin 

 Kundgebungsaufruf für den 7. März 2025 in Berlin 

 Kundgebungsaufruf für den 7. März 2025 in Berlin 

 Kundgebungsaufruf für den 7. März 2025 in BerlinDas Patriarchat ist kein Schicksal – es ist organisiert, verankert in Eigentumsverhältnissen, ungleicher Arbeitsteilung und wirtschaftlicher Abhängigkeit. 
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Gegen den autoritären Staatsumbau – immer und überall!



2026-08-24


In der vergangenen Woche hat das hessische Innenministerium den Verein Palästina e.V. verboten und mehrere Hausdurchsuchungen durchgeführt. Der Verein hat sich in den letzten Jahren für die Rechte der Palästinenser*innen eingesetzt – und dabei oftmals Positionen vertreten, die wir nicht teilen. Trotzdem sind wir wütend über das Verbot und den Applaus, den es erhält.
 Das Verbot des Vereins reiht sich ein in die anhaltende Repression gegen palästinasolidarische Demos, Gruppen und Vereine. Es ist Ausdruck eines autoritären Staates, der mit Verboten um sich wirft, um den Protest gegen den Genozid in Gaza mundtot zu machen und Bewegungen zu spalten. Diese Repression trifft vor allem migrantische Communitys – und ist zugleich nicht zu trennen von der verstärkten Autoritarisierung und Militarisierung unserer Gesellschaft insgesamt. Sie ist Teil der gleichen Entwicklung, die sich auch in verstärkten politischen Angriffen gegen linke Buchläden, kritische Wissenschaften, antifaschistische Strukturen und die Bürger*innenrechte im Allgemeinen äußert. Wer diese Zusammenhänge nicht sieht, ist politisch naiv, blind oder hat längst seinen Frieden mit dem bürgerlichen Staat geschlossen. 

 Diese Feindschaft gegenüber der staatlichen Repression und den Herrschenden, die sie vorantreiben bedeutet nicht, die Positionen und die Praxis betroffener Gruppen und Zusammenhänge verteidigen oder teilen zu müssen. Aber sie ist die Grundlage, um in einer Welt der Kriege, Krisen und Katastrophen einen politischen Kompass zu bewahren. Die kritische Auseinandersetzung mit Rassismus, Antisemitismus und allen anderen Formen falscher Zuschreibungen oder Deutungsmuster in sozialen Bewegungen und politischen Zusammenhängen muss die gesellschaftliche Linke selbst leisten. Das können und dürfen wir nicht dem Staat und dem hessischen Innenministerium überlassen. 

   

 Gegen alle Kriege. Hoch die internationale Solidarität! Freiheit für Palästina![iL*]-Frankfurt 
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 Statement zur Ausladung von Francesca Albanese 

 Statement zur Ausladung von Francesca Albanese 

 Nach Druck aus der Politik hat die Freie Universität Berlin die für den 19.2.2025 als öffentliche Präsenzveranstaltung geplanten Vorträge der Völkerrechtswissenschaftlerin und UN-Sonderberichterstatterin für die besetzten palästinensischen Gebiete, Francesca Albanese, und des israelischen Archite 

 mehr … 

 NA 



Im Krieg. Gegen Krieg.



2026-08-21


Überall ist Krieg. In den Nachrichtensendungen, in den Reden der Politik, in den Kürzungen zu Gunsten ständiger Aufrüstung. Vor allem aber ist Krieg auf den Schlachtfeldern. Dort wo Bomben und Panzer jetzt gerade töten. Wo sich das Bild einer grausamen Zukunft zeigt, die der Militarismus in sich trägt wie die Wolke den Regen.
 Doch wo es Krieg gibt, gibt es auch Widerstand gegen diesen. In unserer antimilitaristischen Veranstaltungsreihe in Mannheim haben wir zwischen September und November 2026 Menschen zu Gast, die von der Realität des Krieges ebenso wie vom Kampf gegen diesen berichten - von Venezuela über die Ukraine bis zur Westsahara. 

 Hier findet ihr einen Überblick über die geplanten Veranstaltungen. Die Seite wird regelmäßig aktualisiert, wenn weitere Veranstaltungstermine feststehen. 

 11.09. 20 Uhr, SWK Mannheim, Fritz-Salm-Straße 10: Russland / Ukraine 

 Veranstaltung mit Ewgeniy Kasakow (Autor). 

   

 23.09. 19 Uhr, Ort tba: Der Krieg im Sudan - eine unbeachtete internationale Katastrophe 

 Von den Medien weitgehend ignoriert, findet im Sudan seit über drei Jahren ein Krieg zwischen zwei Generälen statt, der die größte humanitäre Katastrophe der Erde und eine weitreichende politische Krise ausgelöst hat. Internationale Mächte befördern den Krieg durch Waffenlieferungen, um imperialistische Interessen durchzusetzen. Für die Bevölkerung bedeutet der Krieg Bombardierungen, Massaker, Massenvergewaltigungen, Hungersnöte, Zerstörung der Infrastruktur und Vertreibung. Menschenrechtsorganisationen und die UN benennen den Krieg in Teilen als Genozid. Wir informieren über die Hintergründe des Krieges, die Kriegsparteien und ihre internationalen Unterstützer, sowie über regionale Auswirkungen. Wir sprechen über das Demokratiestreben der Zivilbevölkerung und den mutigen Aktivismus vieler Menschen im Sudan.
Nach dem Vortrag gibt es Zeit für Fragen und Diskussion. 

   

 3.11. 19 Uhr, Ort tba: Westsahara 

 Veranstaltung mit Smara Westsahara-Solidarität Frankfurt. 

   

 Ankündigungen zu weiteren Veranstaltungen zu Venezuela, Iran, Israel / Palästina und Kurdistan folgen. 

   

   

 Statement zur Ausladung von Francesca Albanese 

 Statement zur Ausladung von Francesca Albanese 

 Nach Druck aus der Politik hat die Freie Universität Berlin die für den 19.2.2025 als öffentliche Präsenzveranstaltung geplanten Vorträge der Völkerrechtswissenschaftlerin und UN-Sonderberichterstatterin für die besetzten palästinensischen Gebiete, Francesca Albanese, und des israelischen Archite 

 mehr … 

 Der Kriegszustand ist global. Der Widerstand muss es auch werden. Kommt mit uns zu den Protesten gegen den NATO-Gipfel in Den Haag! 

 Der Kriegszustand ist global. Der Widerstand muss es auch werden. Kommt mit uns zu den Protesten gegen den NATO-Gipfel in Den Haag! 

 Krieg dominiert den politischen Diskurs und die politischen Entscheidungen der Herrschenden. Aufrüstung und Militarisierung werden uns von ihnen als Garanten für Sicherheit und Frieden präsentiert. 

 mehr … 

 Aktionsaufruf gegen die Militärshows am 15. Juni 2025 mit Infos zu einzelnen Aktionen 

 Aktionsaufruf gegen die Militärshows am 15. Juni 2025 mit Infos zu einzelnen Aktionen 

 Das Militarisierungsprogramm des deutschen Staates schreitet ungebremst voran. 

 mehr … 
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